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bekanntlich hat die Landesregierung Herrn Prof. Kretschmer beauftragt, 

ein Gutachten zur Bewertung der Abläufe im Zusammenhang mit dem 

terroristischen Anschlag vom 19. Dezember 2016 in Berlin (sogenannter 

Fall Anis Amri) zu erstellen. Herr Prof. Dr. Kretschmer hat sein Gutach­

ten am 27. März 2017 der Landesregierung übergeben. 

Das Gutachten liegt unter anderem in einer Fassung vor, welche es er­

möglicht, dieses nicht als Verschlusssache einzustufen. 

Diese Fassung des Gutachtens ist diesem Schreiben verbunden mit 60 
Kopien nach Maßgabe der geltenden Absprachen beigefügt. Ich bitte, 

dies dem Untersuchungsausschuss V zuzuleiten. 

Mit frer"dlichen Grüßen 

li f / lr.11 /� 
Franz-J�sef Lersch-Mense 

28. März 2017 
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Das Land Nordrhein-Westfalen hat mich durch die Landesregierung beauftragt, eine 

wissenschaftl iche Analyse und Bewertung  der Handlungsabläufe im Fall Anis Arnri 

(Zeitraum:  6.  Ju l i  201 5 - erste Berührung mit deutschen Behörden - bis 22. [23.] 
Dezember 2016 - Tod des Anis Amri) in tatsächlicher und rechtl icher Hinsicht zu 

erstel len. Dabei galt es i nsbesondere das Handeln der Stellen und Behörden des 

Landes Nordrhein-Westfalen sowie deren Zusammenarbeit mit dem Bund und ande­
ren Ländern namentl ich im Gemeinsamen Terrorismusabwehrzentrum zu überprü- · 
fen .  Dabei war unter anderem zu prüfen, ob der Rechtsrahmen ausgeschöpft wurde, 
um Anis  Amri in Abschiebehaft zu nehmen und ob Fehler oder Versäumnisse bei der 

Bewertung  hin�ichtli ch der Gefährlichkeit des Anis Amri aufgetreten sind. Zuletzt galt 
es zu p rüfen und abzuwägen,  ob auf der Grundlage der erfolgten tatsächl ichen und 
rechtl ichen Bewertung ein Hand lungsbedarf besteht und wie einem solchen zei tnah 

und effektiv durch verfassungsfeste Rechtsänderungen auf Landes- u nd Bundes­
ebene oder Änderungen in der Rechtsariwendung Rechnung getragen werden kann .  

Letzteres bleibt gesonderter Betrachtung vorbehalten und  wird i n  der hier vorgeleg­
ten Bewertung nur punktuell angesprochen. 
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B. Zusammenfassung der Ergebnisse . 

Im  Zuge meiner Überprüfung habe ich im Hinbl ick auf den durch Anis Amri verübten 

Anschlag vom 1 9. 1 2 .20 1 6  keine durchgreifenden Anhaltspunkte für ein relevantes . . 
Fehlverhalten oder für relevante Versäumnisse von Stel len und Behörden des Lan­
des Nordrhein-Westfalen gefu nden. Das betrifft sowohl die strafrechtliche,  aufent­
haltsrechtliche als aUch pol izei l iche Beurtei lung. Zwar erfolgte das behördl iche Han­
deln n icht in jedweder Hinsicht fehlerfrei ,  doch wäre es lebensfremd, einen derartigen 
Erwartungshorizont für menschl iches Handeln aufzubauen . Festzuhalten ist, dass 
hier keine Mängel festzustel len waren ,  die entweder erheblich waren oder d ie das 
spätere Anschlagsgeschehen beeinflusst haben . 

C. Beurteilungsgrundlagen 

Diesen t..Gutachten l iegen als wichtigste Beurtei lungsgrundlagen im Wesentlic.hen 
zugrunde: 

1. Strafverfahrensakten:  

Verfahrensakte StA Arnsberg 

Verfahrensakte StA Berl in 

Verfahrensakte StA Berl in 

Verfahrensakte StA Duisburg (samt Presseheft) 

Verfahrensakte StA Kleve 

Verfahrensakte GStA Frankfurt a .M.  

Hinzuweisen ist darauf, dass der Generalbundesanwalt d ie Einsicht in d le von 
ihm geführten Verfahrensakten abgelehnt hat. Mein Einsichtsersuch an  den Ge­
neralstaatsc;mwalt in Berl in blieb unbeantwortet. Die Einsicht in die in Baden­
Württemberg geführten Verfahrensakten wurde mir mit Schreiben des Ministeri­

ums der Justiz und für Europa Baden-Württemberg vom 1 .3.20 1 7  vorerst versagt. 

1 1 . Einsicht in die durch das M IK (Ministerium für Inneres und Kommunales des Lan­
des Nordrhein-Westfalen) bereitgestellten Aktendateien , insgesamt 5.402 B I . :  
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279 BI. der Abteilung 1 (Ausländerbehörden) 

8081 .  der Abtei lung 1 (Zentrale Ausländerbehörde) . 

776 BI . der Abteilung 1 (M IK Gruppe 1 2: M IK Referat 1 2 1  und MIK Referat 
1 25 SiKo)  

1 076 BI .  der Abtei lung .4  (LKA und Behörden )  

· 1 06 BI. der Abtei lung 4 (M IK  Gruppe 41 ) 

. 2 1 3 B I .  der Abtei lung 4 (MIK Gruppe 42) 

2 .872 BI. der Abtei lung 6 (Verfassungsschutz), eingesehen im Lagezentrum 

I I I .  Vermerk des BMJV über die in den Ländern erfassten Ermittlungsverfahren vom 
25. Januar 201 7  (überlassen durch die Staatskanzlei) 

IV. Chronolog_4j_� · „Behördenhandeln um die Person des Attentäters vom Breit­
scheidplatz Anis AMRI" (Stan d: Feb . 201 7) 

D. Tatsächlicher Ablauf im Fall Anis Amri von dessen erster Berüh­

rung mit deutschen Behörden (6. Juli 2015) bis zu seinem Tod 

(23. Dezember 2016) 

Unter Betei l igung der Länder Berl in und Nordrhein-Westfalen haben die Sicherheits­
behörden des Bundes, der Generalbundesanwalt und das Bundesamt für Migration 
und Flüchtl inge eine fortgeschriebene Chronologie zum „Behördenhandeln um die 

Person des Attentäters vom B reitscheidplatz Anis AMRI" verfasst, die über die Web­

seiten des BM I  und des BMJ V verbreitet worden ist. Diese Chronologie hat sich nach 
Durchsicht des verfügbaren Aktenmaterials als weitestgehend valid erwiesen, wes­

halb sie schon im Hinbl ick auf ihren  Verbreitungsgrad übernommen werden kann .  
Für. d ie Zwecke der hier. vorgenommenen Bewertung habe ich diese Chronologie 
jedoch n icht nur überprüft, sondern sie darüberh inausgehend detai l l iert, um weitere 
Geschehnisse ergänzt und sie mit jewei l igen Fundstellen aus den Akten versehen 
. (wobei ich im Falle mehrerer verfügbarer Quellen ausgewählt zitiert und keine Voll­

ständigkeit angestrebt habe). Diese Aufstel lung ist der hier vorgenommenen gut­
. 
achterlichen Bewertun g  als Anlage beigefü gt. 
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Für das Verständnis der tatsächl ichen Geschehnisse ist eine reine Chronologie al ler­

d ings n icht übermäßig. hi lfreich . Aus diesem .Grunde erfolg t i m  Fol genden eine knap­
pe Darstel lung des tatsächlichen Ablaufs vom ersten Kontakt des Anis Amri mit deut­
schen Behörden bis h in zu seinem Tod � Aus Gründen der Übersichtlichkeit ist diese 

Darstel lung in thematisch zusammenhängende Blöcke gegl iedert. Die rechtlichen 

Bewertungen sch l ießen sich an d iese Sachverhaltsdarstel lung an. Je nachdem ent­

halten sie bei Bedarf weitere Detai l l ierungen . 

1 . 

Am Abend des 1 9 . 1 2 .20 1 6  verübte Anis Amri am Berl iner Breitscheidplatz einen 
terroristischen Anschlag, als er mit einem zuvor gekaperten Lkw auf den dortigen 

Wei linachtsmrrkt in die versammelten Menschen fuhr. Neben dem poln ischen Lkw­

Fahrer, den Ämri erschoss, wurden dabei weitere 1 1  Menschen getötet und noch­

mals 55 Menschen - tei ls schwer - verletzt.. Nachdem sich Amri etwas später von 
einer Überwachungskamera fi lmen l ieß, verl ieß er Berlin (erst) am Folgemargen und 
floh sodan n  über die Niederlande, Belgien und Frankreich nach Ital ien. Kurz nach 

seinem Eintreffen in Mailand geriet er am 23 . 1 2 .20 1 6  morgens um 3 :00 Uhr im na­
hen Sesto San Giovanni in eine Polizeikontrol le, l ieß sich auf eine Schießerei mit den 
Pol izisten e in und wurde dabei erschossen .  

1 1 . 

Anis Amri , geb. am 22. 1 2 . 1 992 i n  Tataouine!Tunesien , wurde den deutschen Behör­

den erstmal ig am 6.7 .20 1 5  bekannt, als er als Anis Amir  i n  Fre iburg im Breisgau bei 

der Pol izei um Asyl nachsuchte , was auch zur Ein leitung eines Verfahrens wegen 
. u nerlaubter E inreise führte. In der Folgezeit beantragte er bei Aufnahmeeinrichtun­

gen in Nordrhein-Westfalen und Berl in mehrere BüMAs (Beschei nigungen über die 

M eldung als Asylsuchender). H ierbei verwendete er im Wesentlichen die Alias­

Personalien Moham(ni)ed Hassa(n) ,  Ahmed Almasri , und Ahmad Zarzour, zudem 

gebrauchte er auch den Al iasnamen Ahmad Zagh(l)houl .  Soweit in der Öffentl ich keit 

eine ·noch h öhere Zahl von Aliasnamen genannt worden ist, erklärt sich das vorwie­

gend auf Übertragungsfehlern bei Namen , Geburtsdatum und Geburtsort:. So dürfte 

es sich etwa beim angebl ichen Geburtsort "Skendira"/Ägypten - welchen Google 
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nicht kennt - tatsächlich ebenfal ls u m  Alexandria handeln (und schon sind zwei I den- . 
titäten . der Persona l te Alm�sri zusammengeführt). [)ass die · genannten Alias­

Identitä ten a l lesamt Amri zu zuordnen sind , konnten die Behörden nach intensiver 

Bemühung im Februar 201 6  zusammenführen. · 

I n  der Flüchtl ingsunterkunft in Emmerich , der Amri als Mohamed Hassa zugewiesen 
war . (Zu zug 1 8.8 .201 5), h.ielt er sich zu Beginn  immerhin zeitweise . auf. Da er  dort 
nach neuerl icher Anmeldung ( 1 5 .8 .201 6) trotz mehrfacher Überprüfung nicht mehr 
anzutreffen war, wurde er von dort am 5 . 1 2 . 201 6 von Amts wegen abgemeldet. Weil 

Amri nach weiterer Anmeldung als Asylsuchender - nun als Ahmed Almasri in Ober­
hausen (November 201 5) - teilweise unberechtigt Leistungen bezogen liatte , ermit­

telte die · Staatsanw9ltschaft Duisburg auf An zeige des LKA NRW vom 14 .4.20 1 6  
!( 

gegen ihn als Anis Amir wegen gewerbsmäßigen Betruges (Az.: ) , 
stellte das Verfahren aber am 23. 1 1 .20 1 6  wegen Abwesenheit vorläufig ein. 

Neben dem Leistungsbetrugsvorwurf trat Amri noch mehrl'ach - überwiegend wegen 

Kleinkriminal ität - strafrechtl ich in Erscheinung, worauf in der strafrechtl ichen Bewer­

tung des behördl ich:..gerichtlichen Handelns ausführlich eingegangen werden wird . 

Die gegen Amri überwieQ.end unter seinen Alias-Identitäten eingeleiteten Ermitt­
lungsverfahren wurden in nahezu al len Fäl len eingestellt, sei es mangels hinreichen ­
den Tatverdachts nach § 1 70 Abs.  2 StPO, wegen unbekannten Aufenthalts nach § 

1 54f StPO oder Wegen Geringfügigkeit nach § 1 53 StPO. Ledigl ich bezüglich des 
Diebstahlsvorwurfs der Staatsanwaltschaft Kleve zum Az. kam es zum 

Erlass eines Strafbefehls d urch das Amtsgericht Emmerich, das eine Geldstrafe von 

40 Tagessätzen zu je 1 0, - Euro festsetzte. D ieser konnte jedoch n icht (mehr) zuge­
stellt werden.  

111. 

Im Oktober 20 1 5  wurde die nordrheinwestfä l ische Pol izei erstmalig auf Amri al ias 
Mohamed Hassa(n) aufmerksam , was dazu führte, dass der pol izei l iche Staatsschutz 

zu Krefeld einen Prüffal l  lslamismus anl egte. Amri alias Hassa hatte nämlich ·  in der. · 
Gemeinschaftseinrichtung i n  Emmerich einem anderen Mitbewohner auf dem Mobil­

telefon ein ige Fotos von sch warz gekleideten Personen gezeigt, die mit Schnellfeuer-
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waffen bewaffnet waren und mit Handgranaten posierten. I n  Sicht des LKA NRW 

· geriet Amri sodann i m  November 201 5  aufgrund von operativen Maßnahmen der EK 

Ventum, die in einem vom Generalbundesanwalt geführten Ermittlungsverfahren 
gegen andere Beschuld igte wegen des Verdachts von Straftaten nach den §§ 1 29 

a/b StGB geführt wurden. Als möglicher Nachrichtenmittler wurde er in die TKÜ (Te­
lefonkommunikationsüberwachung) aufgeschaltet Eine eingeschleuste Vertrauens„ 
person (VP-0 1 ) berich tete zudem, · e in - da noch nicht identifizierter - „Anis" habe 
geäußert, dass .er „hier" - was Deutschland meinte - „etwas machen wolle". Im  wei­
teren Verlauf der Ermittlungen wurde bekannt, dass „Anis" der VP-01 gegenüber 
unter anderem behau�tet haben sol l ,  er könne problemlos Kalaschnikows besorgen. 

Ende des Jahres 201 5  ergaben Erkenntnisse aus der TKÜ-Auswertung den Hinweis 
auf ein geplantes Eigentumsdelikt, dessen Beute ggf. zur Finanzierung von terroristi­

schen Aktivitäten (Ankauf von Waffen) genutzt werden könnte. Spätere Auswertun­

gen der von Amri im Dezember 201 5  geführten I nternetrecherchen ergaben Mitte 
Februar 201 6 ,  dass sich ,,Anis" im I n ternet über die Herstel lung von Sprengstoff und 
Rohrbomben informiert und chemische Formeln abgerufen hatte. In der Auswertung 

seines Telegram-Accounts wurde im Februar 201 6  ein auf Arabisch geführter Chat 
detektiert, in welchem Amri seinem Chatpartner u .a .  mitgetei lt hatte, dass er heiraten 

wolle (Dougma). Der Chatpartner hatte ihm geraten,. er sol le sich an einen zuständ i �  

gen Bruder wenden und ihm sagen, dass er  der  Religion Gottes dienen wol le; beide 
würden dann im Paradies verein t werden.  

Namentlich aufgrund d ieser Erkenntnisse wurde Amri am 1 7.2.201 6 polizei l ich als 

Gefährder (Funktionsytyp: Akteu r) eingestuft. Das LKA N RW hat ihn sodann auf 

Anordnung des Direktors vom 1 8 .2 .201 6 bis zum 24.3.201 6  anlassbezogen obser­

viert, dabei aber keine konkreten Erkenntnisse zu einer von ihm ausgehenden An­

.schlagsgefahr feststel len zu können, weshafö d iese gefahrenabwehrrechtliche Maß­

nahme wieder eingestellt werden musste. überdies regte das LKA N RW beim 

· Generalbundesanwalt (GBA) die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens wegen Vor­
bereitung einer schweren staatsgefährdenden Straftat (§ 89a StGB) an. Der GBA trat 
dem jedoch n icht bei und leitete den Vorgang stattdessen weiter an die General­
staatsanwaltschaft Berl in zwecks Prüfung in eigener Zuständigkeit. Dort wurde tat­

sächl ich ein Ermittlungsverfahren eingeleitet, jedoch nicht wegen Verdachts nach § 
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89a StGB ,  sondern wegen des Verdachts versuchter Betei l igung an einem Mord (§§ 

. 30 ,  21 1 StGB).  Im Zuge darauf bezogener Erm ittlu rigsarbei t  hat das LKÄ Berl in im 

Zeitraum vom 4.4. bis zum 21 .9.20 1 6  d iverse Maßnahmen zur längerfristigen Obser­

vation und Überwachung der Telekommunikation (§§ 1 00h ,  1 63f StPO) vorgenom­
men. Die hieraus gewonnenen Erkenntnisse sollen den Verdacht auf die Planung 

rel ig iös motivierter Gewalttaten nicht erhärtet haben. Vielmehr habe sich Amri nicht 

mehr als fundamentalistisch-rel ig ios wie zuvor erhoben dargestellt, sondern als ein 
junger Mann ,  der sprunghaft und äußerst wenig gefestigt erscheine und dem Dro­
genmil ieu zuzuordnen sei . Aus diesem Grund wurden die operativen Maßnahmen 
gegen ihn in Berlin n icht weiter aufrechterhalten.  Die gegen Amri als Nachrichtenmitt­

ler angestoßene TKÜ im Verfahren der EK Ventum war bereits zuvor - am 25.5.20 1 6  

. - aufgrund abnehmender Kontakte zu den dortigen Beschuldigten eingestellt wor­
den . 

IV. 

Während der operativen Überwachung im übergreifenden Zeitraum von November . 
201 5 bis September 201 6  wechselte Amri seine Aufenthaltsorte vielfach zwischen 
NRW und Berl in .  Diese sprunghaften Ortswechsel erforderten eine stete Absprache 
der betei l igten Stel len und Behörden. Daher kam im GTAZ bereits am 1 6. 1 2 .20 1 5  -

auf Betreiben des LKA NRW - die AG Operativer I nformationsaustausch erstmals 

hinsichtl ich seiner Person zusammen (unter Beteil igung der LKA NRW und Berli n  

sowie des  BKA,  GBA, BND,  der  BPOL und  beider Landesämter für Verfassungs­

schutz). I n  der Folge kam es zu weiteren sechs Sitzungen d ieser AG, in denen der 
·Fal l Amri besprochen wurde,  was dem engen und regelmäßigen I n formationsaustau­
sches dienen sollte (hinzu kommen - soweit ersichtlich - zwei Sitzungen der AG 
Status des GTAZ, in denen der Fall erörtert wurde) .  In den jeweil igen Sitzungen ging 

es vorrangig um die Einschätzung der. von .Amri a usgehenden Gefahr aufgrund j e­
wei ls vorl i egender Erkenntnisse. Auch wenn d ie Sache im zeitl ichen Ablauf  durch­

weg als ernst eingestuft wurde, kamen die Betei l igten im  Wesentlichen überein ,  dass 

aufgrund der jeweils vorl iegenden Feststel lungen kein konkreter Gefährdungssach-. 
verhait erkennbar war. Prioritär sol lte die ausländerrechtl iche Bearbeit�ng erfolgen, 
also letztl i ch d ie Abschiebung des Amri in seine tunesische Heimat. Gegenstand der 
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Sitzungen waren zudem Zuständigkeitsfragen , wobei die . gefahrenabwehrrechtl iche 

Zuständigkeit maßgebl ich von Amris jeweil igem Aufenthalt abhäng ig war. Sie lag im 
Februar 201 6 aufgrund seines damals überwiegenden Aufenthalts in  N RW · bei m  
dortigen LKA, wechselte aber in  der Folge wegen seines zunehmenden und dann 

dauerhaften Aufenthalts in der Hauptstadt zum LKA Berl in .  Ungeachtet dessen blieb 
Amri - nach zwischenzeitl icher Gefährdereinstufung in Berl in - vom 1 0 .5 .20 1 6  (wie­

der) bis zu seinem Tode in N RW als Gefährder eingestuft. 

Zur besseren Einschätzung und Beurtei lung  dieses Gefährderstatus hat das LKA · 
NRW mehrfach Anfragen an das LKA Berl in  gerichtet, wei l  dieses aufgrund der in 

Berl in  durchgeführten ·operativen Maßnahmen mutmaßlich über · bedeutsame Er­
kenntnisse verfügte. Die Anfrage des LKA NRW vom 1 8.8 .20 1 6, d ie sich auf die 
Gefährderlage und den Sachstand zum geführten Ermittlungsverfahren gegen Amri 

bezog, wurde vom LKA Berl in  al lerdings erst am 29.9.201 6 - zudem nur  i n  knapper 
Form - beantwortet. Ein gesonderter Sachstandsbericht wurde nicht zur Verfügung 

. 
gestel lt. Anfragen des LKA NRW vom 1 9.8 .20 1 6, 23.8.20 1 6  u nd 26. 1 0 .20 1 6  zum 
genauen Aufenthal tsort des Amri bl ieben vom LKA Berl in  unbeantwortet. Das staats­
schu tzpol izei l ich wieder für ihn zuständige Pol izeipräsidium Krefeld (zuvor PP Essen) 
beantragte wiederum seinerseits - auch wegen seines unbekannten Aufenthaltsorts 
- d ie Pol izeil iche Beobachtung. Dem kam das Amtsgericht Krefeld durch Beschluss 
vom 1 0. 1 0 .201 6  (Az. ) nach, woraufhin die Ausschreibung des Amri in 

· den I nformationssystemen POLAS NRW / INPOL sowie im  Schengener I nformati­

onssystem (SIS) mit dem (Warn-) Hinweis FOFI (Foreign  Fighter) erfolgte. 

B is Oktober 201 6 kam es außerdem zu Erkenntnismittei l ungen seitens.des marok­
kan ischen Geheimdienstes darüber, dass sich Amri i l legal i n Berl in  aufhalte, Anhä-

. nger des sog. IS sei und hoffe, sich d iesem .in Syrien/Irak oder Libyen anschl ießen zu 

können,  dass er zudem in Kontakt stehe mit weiteren IS-Sympath isanten, e in Projekt 
ausführe und sein Gastland als Land des Unglaubens ansehe, welches Erpressun­

gen gegen d ie  Brüder führe. Zudem soll es eine Mittei lung tunesischer Sicherheits­

behörden geben, wonach er syrische Rufnummern von tunesischen Staatsbürgern 
angewählt habe, welche s ich vermutlich terrorisUschen Gruppierungen· angeschlos­
sen hätten .  In der folgenden S itzung der AG Operativer I nformationsaustausch vom 

2 . 1 1 .20 1 6  kam es zwischen dem LKA Berl in  und dem LN Berl in einerseits sowie 
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dem LKA N RW und dem LN NRW andererseits offenbar zu unterschiedl ichen Be­

wertungen der von Amri ausgehenden Gefahren ,  wobei d ie Behörden aus NRW auf 
einen Gefahrenüberhang h inwiesen, dem die Berl iner Behörden aufgrund der zuvor 
geführten Ü berwachungsmaßnah men nicht beitreten wol lten .  

v. 

Aufgrund der Erkenntnisse aus der geschalteten TKÜ setzte das LKA Berl in am 
29.7.201 6  das LKA N RW darüber in  Kenntnis ,  dass s ich Amri offenbar in  einem 

Fernbus nach München oder Zürich befindet. D iese Erkenntnis wurde - hier nicht 
gariz klar durch wen - an die Bundespolizei (Inspektion Konstanz) weitergesteuert. 

Diese unterzog Amri in Friedrichshafen einer Personenfeststel lung, bei der zwei 

· identische verfälschte ITA-ID-Karten gefunden wurden, d ie auf seinen richtigen Na­
men, aber dem unzutreffenden Geburtsjahr 1 995 lauteten .  Daraufhin wurde er in  

Gewahrsam genommen und ihm d ie.  Ausreise untersagt. Die Staatsanwaltschaft 
Ravensburg leitete später ein Ermittlungsverfahren wegen Urkundenfälschung ein ,  

stellte d ieses aber ku rze Zeit darauf wegen Abwesenheit vorläufig ein .  Noch während 
des Gewahrsams erging ein Beschluss des Amtsgericht Ravensburg (Be

.
reitschafts­

richter) zur vorläufigen Haft, welche bis zum 1 .8 .201 6, 1 8  Uhr, befristet wurde. Da die 

Beschaffung der notwendigen Unterlagen für den Abschiebungsprozess al lerdings 
durch die zuständige ABH Kleve und die S iKo N RW nicht beschleunigt werden konn­
te, musste Amri nach Ablauf der genannten Frist aus der Haft entlassen werden. 

Zuvor wurden i hm in der JVA Ravensburg - auf Veranlassung der ABH Kleve 

zwecks . Beschaffung von Passersatzpapieren ( PE P) noch Handflächenabdrücke 

abgenommen. Außerdem wurde ihm eine Anlaufbeschein igung i n  Kleve nebst auf­
enthaltsrechtl icher Belehrungen i n  arabischer Sprache ausgehändigt und von ihm 
qu ittiert. 

VI .  

Während dem LKA Berl in  zuvörderst die Vornahme gefahrenabwehrrechtlicher und 

· strafprozessualer operativer Maßnahmen zugewiesen war, sol lten die Behörden in 

N RW absprachegemäß den ausländerrechtlichen Abschiebeprozess vorantreiben. 

Das sollte selbst im Falle amtlicher Meldung in  Berl in beibehalten werden, um die 
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bereits eingeleiteten aufenthaltsbeendenden Maßnahmen nicht zu gefährden oder zu 
verzögern . Die asylverfahrensrechtl iche Bearbeitung wurde in NRW schon im Febru ­

ar 201 6 bei regelmäßigen Besprechungen der SiKo - in  welcher Sicherhei tsbehör­

den des Landes und  das BAMF betei l igt sind - in den Blick genommen . Dabei wurde 
auch. die Mögl ichkeit einer . etwaigen Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG 
thematisiert. Da gerichtsverwertbare Erkenntnisse aus dem verdeckt geführten Ver-

. fah ren des G BA für aufenthaltsrechtl iche Zwecke bis zuletzt n icht vorlagen bzw. 
verfügbar waren ,  hatte eine solche Abschiebungsanordnung aber nach Behörden­

einschätzung keine Aussicht, vor Gericht zu bestehen. 

Stattdessen wurden alterna tive Anstrengungen unternommen, Amri zeitnah in Ab­

sch iebehaft nehmen zu können : Dazu holte das LKA NRW im März 201 6 ein 
Sprachgutachten ein, welches - anhand eines Telefonmitschnitts aus der noch lau­

fenden TKÜ-Maßnahme gegen Amri als Nachrichtenmittler - seine Herkunft und 
Identität klären sollte . Wenngleich die zeitliche Dauer des Mitschnittes n icht ausreich­
te, um eine abschl ießend gesicherte Aussage treffen zu können,  bestand nach Stel­
lungnahme des Sprachgutachters einige Wahrscheinl ichkeit dafür, dass Amri tat­

sächl ich aus Tunesien stammt. Dazu sandte das LKA dem BKA Fingerabdrücke der 

Al iasperson Mohammed Hassa mit der Bitte zu, diese an d ie tunesischen Sicher­
heitsbehörd�n zur Klärung seiner. tunesischen Staatsangehörigkeit zu übermitteln .  

Die S iKo NRW drängte wiederum auf Priorisierung des Asylverfahrens, um die für 

d ie Abschiebung erforderl iche - und als sicher prognostizierte - Ablehnung des 
Asylantrags zu erwirken .  Daraufhin wurde Amri vergleichsweise rasch zur Antrags­

stel lung und zur Anhörung nach § 25 AsylG geladen. Bei d ieser sog .  Asylerstbefra­

gung ergab sich , dass er aufgrund seines Dialekts mit hoher Wahrscheinl ichkeit 
tunesischer Staatsangehöriger ist, zumal er auch kaum belastbare Kenntnis über 

sein angebl iches Herkunftsland Ägypten besaß. Der Asylantrag wurde folgerichtig 

am 30.520 1 6  als offensichtlich unbegründet abgelehnt, nachdem Amri dem zusätzli- . 
chen Termin zur Sprach- und Textanalyse unentschuld igt ferngeblieben war. 

Ab dem 1 1 .6 .20 1 6  war der Ablehnungsbescheid hinsichtlich des beantragten Asyls 

bestandskräftig und alsdann die mit  ihm verbundene Abschiebungsandrohung voll­
ziehbar. Wenngleich es in der Zwischenzeit im Rahmen einer Dienstreise des BKA in 
Tunis zu einer Übergabe des erwähnten ED-Materials an die tunesischen Behörden 
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gekommen war, wendete sich das LKA NRW abermals am 8.6 .20 1 6  und 5 .8.201 6 

aufgrund der näher gerückten Mögl ichkeit der Abschiebung an das BKA. und bat · 
darum,  den tu .nesischen Behörden d ie zeitl iche Dringlichkeit erneut zu verdeutlichen 
und mögliche Erkenntn isse an das LKA NRW zu übermitteln .  

Der An frag vom 1 5.8 .201 6 seitens der ABH Kleve auf Ausstellung eines Passersatz­
papiers (PEP) wurde -. nach Übersendung der Handflächenabdrücke aus der JVA 
Ravensburg - m it dem Hinweis auf besondere Dringl ichkeit an  die ZAB · Köln  zuge­

sendet, g ing dort aber - postbedingt - erst am 22.8.20 1 6  e in .  Er wurde sodann von 
der ZAB Köln  am 25.8.201 6 beim tunesischen Generalkonsulat in Bonn unter Vorla­
ge der F inger- und Handflächenabdrucke e ingereicht. Amri erhiel t derwei l  am 

1 6 .8 .201 6 e ine Duldungsbeschein igung durch die ABH Kleve (befristet bis zum 
1 6 .9.20 1 6) .  Die Beantragung der Abschiebungshaft nach § 62 AufenthG wurde er­

neut bedacht, erschien zu d iesem Zeitpunkt aber nicht erfolgsversprechend, da zum 

entscheidungsrelevanten Zeitpunkt der Antragstellung auswe isl ich der haftrelevanten 
Hin we ise für Tunesien (vom August 201 4) eine Passersatzbesch affung und Ab­

schiebung nicht innerhalb  von 6 M onaten mögl ich war und in  der Vergangenheit ( im 
Zeitraum 201 4  bis 201 6) bei der ZAB Köln ledigl ich zwei Fälle bekannt waren,  in 
denen eine PEP-Zusage . i nnerhalb von 3 Monaten erfolgt war. In beiden Fällen lagen 

al lerdings Kopien der tunesischen Pässe vor, zusätzl ich hatten sich d ie Personen 
vorab freiwi l l ig beim Generalkonsu lat in Tunesien zur Abschiebung bereiterklärt. 

Am 20. 1 0 .20 1 6  lehnte das tunesische Generalkonsulat die Ausstel lung der PEP für 

Amri wegen unbekannter Identität ab ,  obwohl kurze Zeit später der Leiter von I nter­

pol Tun is .gegenüber dem BKA-Verb indungsbeamten erklärte, dass das ehedem 
ü bergebene ED-Material dem tunesischen Staatsbürger Anis Amri zugeordnet wer­

den könne. Unter Bezugnahme auf d iese Erkenntnisse stel lte die .ZAB Köln am 

27. 1 0.20 1 6  einen neuerl ichen Antrag auf Ausstel lung eines Passersatzes.  Im weite­
ren Verlauf  stel lte d ie  .ZAB Köln  wiederholt Sachstandsnachfragen beim tunesischen 

Generalkonsulat (am 4 . 1 1 .20 1 6, 25. 1 1 .20 1 6, 9 . 1 2 .201 6 und 2 1 . 1 2.201 6) unter Hin­

weis auf d ie  Dri ngl ichkeit des Falles. Erst am 21 . 1 2 .20 1 6  erreichte die ZAB Köln die 
M itte i lung; dass Amri als tunesischer Staatsangehöriger habe identifiziert werden 
können. 

SEITE l 1 3/1 05 



VII . 

Weitere . E inzelheiten zu tatsächl ichen Vorgängen werden - wie bereits e ingangs 

· mitgetei lt - in der beigefügten Anlage sowie in den sich nun anschließenden rechtl i­

chen Bewertungen mitgeteilt. 

E. Rechtliche Bewertung des behördlich-gerichtlichen Handelns 

Zur rechtl ichen Bewertung des behördl ich-gerichtl ichen Handelns werden im Folgen­
den zunächst die strafrechtl ichen Verfahrensvorgänge beleuchtet und eingeordnet. 

Im Anschluss daran folgt die rechtl iche Bewertung der dem asyl- bzw. aufenthalts­
rechtl ichen Sonderordnungsrecht sowie dem allgemeinen Pol izei- bzw. Sicherheits­

recht zuzuordnenden Vorgänge. 

1. Strafrechtliche Bewertung 

Mit Rücksicht auf den Prüfungsauftrag wird sich die strafrechtliche Bewertung zu­

nächst auf die Ermittlungs-/Strafverfahren fokussieren, die von den Justizbehörden 
. . . . 

des Landes Nordrhein-Westfalen gegen Anis Amri - ggf. unter einer seiner Aliasper-

sonalien - geführt worden sind. Erst danach soll der Bl ick auf sonstige strafrechtl iche 
Vorwü rfe sowie · auf Verfahren geweitet werden, die von Justizbehörden des Bundes 
oder anderer .Länder gegen Anis Amri geführt worden sind. Aus Gründen der Über­

sichtlichkeit wird sich diese anschl ießende strafrechtl iche Bewertung sachl ich nach 
den infrage kommenden Deliktsfeldem gl iedern .  

1. Ermittlungs-/Strafverfahren seitens NRW-Justizbehörden 

Soweit ersichtl ich ,  s ind im Land NRW drei Staatsanwaltschaften mit  strafrechtl i chen 
Ermittlungen gegen Anis Amri befasst gewesen,  n ämlich d ie Staatsanwaltschaften 

Arnsberg, Duisburg und Kleve (mehrfach) .  Dabei wurden die Verfahren jeweils nicht 

unter seinem - seinerzeit den Justi zbehörden nicht bekannten -::- echten Namen ge­

führt, sondern u nter abweichenden Al iaspersonal ien. 
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a) Ermittlungsverfahren StAAmsberg 

Im Strafverfahren wurde gegen Anis Amri unter dessen Aliasnamen 
Mohamed Hassan wegen Verdachts des Diebstahls im besonders schweren Fall 

ermittelt. Zu diesem Zeitpunkt war die wahre I dentität des Amri noch nicht bekannt. 
Gegenständ l ich ging es darum, dass am 3 1 .7.201 5 zwischen 5:45 und 1 5:45 Uhr am 
Bahn .hof in Werl-Westönnen ein Fahrrad entwendet worden war, welches der Eigen­
.tü mer dort nach eigenem Bekunden verschlossen abgestel lt hatte (Diebstahl in ei­

nem besonders schweren Fal l  gern. §§ 242, 243 Abs.  1 S. 2 N r. 1 StGB). Primärhin­
weise auf den D ieb gab es nicht. Sichergestellt wurde das fragliche Fahrrad sodann 
am 1 9.8:201 5, 1 1:20 Uhr, in der - ungefähr  45 km vom Tatort entfernten....: Zentralen 
Unterbringungseinrichtung (ZU E) in Rüthen. Dort hatte es Amri - der dort nach Ak­
tenlage vom 3 .8.20 1 5 bis zum 1 8 .8 .20 1 5  untergebracht war - zuvor offenbar geführt, 

als er eines Abends gegen 22:30 Uhr in die Einrichtung zurückgekehrt und dabei von 

einem Wachmann abgepasst worden  ist. In Absprache mit vor Ort befindl icher Pol i­
zei se i - so d as Wachprotokol l  - das Fahrrad in den Abstel lraum verbracht worden, 

um den Vorgang am nächsten Tag aufzuklären.  Dass d ies tatsächl ich erfolgt wäre, 
ist in von mir eingesehenen Strafakte nicht dokumentiert worden und l iegt zudem 
fern, wei l  die Sicherstel lung des Rades sonst früher erfolgt wäre. 

Befremd lich ist in d iesem Zusammenhang ,  dass das Wachprotokol l  des privaten 

Sicherheitsdienstes auf den 31 .7.20 1 5  datiert. Zu diesem Zeitpunkt war Amri a l ias 

Hassa ausweisl ich der aufenthaltsrechtl ichen Unterlagen aber noch in der Erstauf­
nahmeein richtung (EAE) i n Dortmund-Hacheney untergebracht (genauer: vom 

30.7.20 1 5  bis .  zum 3 .8.201 5) .  Dass er dann am Abend des 31 . 7.20 1 5  i n  der ZUE 

Rüthen a ls - offenbar bekannter - Bewohner in Erscheinung getreten sein sol l ,  ist 
damit n icht zu vereinbaren. Es drängt sich der Schluss auf, dass das besagte Wach­

protokol l tatsächl ich erst im Nachgang gefertigt worden ist, was frei l ich dessen Validi­

tät insgesamt in Zweifel. zieht. Gleichwohl wird im Folgenden davon ausgegangen, 
dass es tatsächl ich Amri a l ias Hassa war, der an einem Abend unklaren Datums mit 

dem Fahrrad in die ZUE Rüthen kam und dort vom Wachmann abgepasst worden 
ist. 
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Dass Amri , nachdem er erst am 30. 7.201 5  - von Berl in kommend - zur Erstaufnah­

. me in Dortmund eingetroffen war, sogleich· am Folgetag in Wesfonnen das gegen­

ständliche Fahrrad entwendet haben sol l ,  ist sehr unwahrschein l ich. Das wäre allen­

fal ls nachzuvol lziehen, wenn er tatsächl ich schon am 31.7.2015 weiter in die ZUE 

Rüthen gefahren wäre, was sich aber - wie gesagt - nicht mit den aufenthaltsrechtli­
chen Unterlagen vereinbaren lässt, die mir valider erscheinen als das Wachprotokol l .  
Es ist daher davon au szugehen, dass Amri das Fahrrad erst zu einem späteren Zei F 

punkt unklarer Festlegung übernommen hat, sei es nun·  vom Dieb oder einem Drit­
ten .  N icht sicher festgestellt ist dabei schon ,  ob Amri das Fahrrad überhaupt zu eige­
ner und n icht nur abgeleiteter (hier evtl. gel iehener) Verfügungsgewalt genommen 
hat, was jedoch für eine etwaige Strafbarkeit wegen Hehlerei (§ 259 StGB) oder 

subsidiär Unterschlagung . (§ 246 StGB) nötig wäre. Für eine eigene Verfügungsge­
walt spricht zwar, dass Amri al ias Hassa dem Wachmann gegenüber geäußert ha ­
ben sol l ,  dass es sich um sein Fahrrad handele. Wie belastbar d iese Verständigung 

mit dem damals nicht deutsch kundigen Arnri ist, bleibt jedoch offen, zumal d ie Validi­
tät des Wachprotokolls - wie gesagt - .zweifelhaft ist. Unabhängig von der Klärung 

d ieser Frage fehlen belastbare Ansatzpunkte dafür, dass Amri die del iktische Her­
kunft des Fahrrades bekannt gewesen ist oder er diese zumindest in Kenntnis d ieser 

Mögl ichkeit in Kauf genommen hätte. 

Nicht nachweisl ich ist sch ließl ich auch , dass Amri es ernsthaft für möglich und zu­
dem gebi l l igt hätte, dass er nicht zum Führen des Fahrrades berechtigt gewesen 
war. Zwar hatte er - wie sich in bei operativen Maßnahmen festgehaltenen Selbstbe­

kundungen zeigte - keinen Respekt vor fremdem Eigentum und Vermögen (zumal 

n icht im Land der „Ungläubigen"). Aber abgesehen davon, dass der Staatsanwalt­

schaft Arnsberg ebendies zum Verfahrenszeitpunkt n icht bekannt sein konnte, l ässt 
sich der für ein rechtsstaatl iches Tatstrafrecht nötige Tatnachweis nicht durch .cha­

rakterl iche Liederlichkeit ersetzen .  Mithin fehlten auch hinreichende Verdachtsmo­
mente dafür, dass Amri eine strafbare Gebrauchsanmaßung (§ 248b StGB) verübt 
hat. Es bleibt daher weithin  unklar, ob und inwieweit er sich mit Bl ick auf das ent­

wendete Rad in irgendeiner Weise strafbar gemacht hat. Tatsächliche Zweifel an der 
Schuld streiten indessen im Rechtsstaat zugunsten des Beschuld igten.  
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Die weitere Sachaufklärung durch tats.äch liche Einvernahme des Beschuld igten ist 
sodann nicht mehr ernstha ft verfolgt worden , we .il sich die Staatsanwal tschaft Arns­

berg davon ersichtlich n ichts versprochen hat. Wei l das zeitweise Führen des Rades 

wiederum nicht für den Strafbarkeitsnachweis ausreicht, hat sie d as Verfahren durch 

Verfügu.ng vom 21 . 1 0 .20 1 5  rasch und  konsequent eingestellt. Im Idea lfal l  hätte 
gleichwohl zuvor die Einvernahme des Amri a l ias Hassa erfolgen dürfen ,  wiewohl 
dessen. Meldeanschrift zuerst ergebnislos abgefragt worden war. Dass die Staatsan­
waltschaft davon abgesehen hat, beruht gewiss auf der pragmatischen und aus Er­

fahrung gespeisten Erwartung, dass sich der Beschuldigte kaum selbst belasten wird 

(und ansonsten keine ausr .eichende.n Sachbewei .se vorlagen) .  Es ist daher nachzu­

vol lziehen , dass die ohnehin begrenzten Ermittlungskapazitäten der Polizei und Jus­
tiz nicht weiter darauf verwendet worden sind, d iesen zunächst noch al ltägl ichen 

Diebstahl  viel leicht doch noch aufzuklären, zumal der Eigentümer das Fahrrad be­

reits zurückerhalten hatte und der Wert desselbigen niedrig war (sechs Jahre alt, 
Neupreis 599 €). 

Dass sich Amri im Falle seiner Ein vernahme tatsächlich selbst belastet hätte, l iegt in 
der Tat fern und darf zumal angesichts dessen Persönl ichkeit - die der Staatsan­

wa.ltschaft damals frei l ich nicht bekannt war -: zur Gänze ausgeschlossen werden. 

Doch gerade wei l  Polizei und Staatsanwaltschaft seinerze i t  noch nichts über dessen 
(nicht vorhandene) Rechtstreue wussten ,  wäre eine Nachfrage, wie er an das Fahr­

rad gelangt ist, :z:u stellen  gewesen .  Apriorisch war immerhin nicht ausgeschlossen, 
dass der Beschuldigte im Fal le lauterer Sacherlangung sogar sachdienl iche Hinweise 

auf die Person hätte geben können, von der er das Rad übernommen hat. Den wei-

. teren Fortgang des Falles Amri hätte eine solche Einvernahme indessen nicht beein­

flusst, sodass in der womöglich etwas übereilten Verfahrenseinstel lung kein hierfür 

relevanter Mangel l iegt. 

Ergebnis :  Dass dem Amri ein Diebstahl des Fahrrades oder in diesem Kontext sonst 
strafbares Handeln hätte nachgewiesen werden können, l iegt fern. Die Einstel lung 

d es gegen ihn gerichteten Verfahrens gemäß § 1 70 Abs. 2 StPO erfolgte daher im 

Ergebnis zu Recht .  
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b) Ermittlungsverfahren StA Kleve 

Das von der Staatsanwaltschaft Kleve gefüh rte Verfahren wurde ge­
gen Anis Amri g leichfal ls unter dessen Aliasnamen Mohamed Hassa geführt, weil d ie 

wahre Identität zu d iesem Zeitpunkt weiterhin n icht bekannt war. In diesem Verfahren 
g ing es um den Vorwurf gemeinschaftl ichen D lebstah ls (§§ 242 Abs. 1 ,  25 Abs. 2 

· StGB), nachdem Amri am M orgen des 4. 1 2.20 1 5  aus den Räumlichkeiten Tacken­

weide 1 9  in Emmerich zwei Mobiltelefone der Marke Samsung A 3 entwendet haben 
sol l ,  welche von Mi tbewohnern auf dem Kühlschrank abgelegt worden waren. Von 
der schriftl ich eingeräumten Möglichkeit, sich zu diesem Tatvorwurf zu äußern, hat 

der besch uld igte Amri keinen Gebrauch gemacht. An gesichts deutl icher Beweislage 
aufgrund der glaubhaften Bekundung ei nes Augenzeugen der Tat hat die Staatsan­

waltschaft beim Amtsgericht Emmerich - unter begleitender Verfügung vom 9.2.20 1 6  

- einen Strafbefehl beantragt, durch den eine Geldstrafe von 4 0  Tagessätzen zu je 
1 0  € (= 400 €) festgesetzt werden sollte. D ieser Strafbefehl wurde alsdann am 

26.2.201 6 antragsgemäß erlassen ( ) .  

Die gewählte Vorgehensweise, den $chuldausgleich für DeJikte d ieser Art im Stra fbe­

fehlsverfahren (§§ 407 ff. StPO) anzustreben ,  ist staatsanwaltschaftl iche und gericht­
l iche Normalität. Sie entspricht dem Wil len des Gesetzgebers ,  d er das Strafbefehls­
verfahren just für derlei wen iger gewichtige Taten eingerichtet hat. Die beantragte 

. und alsdann festgesetzte Tagessatzzahl ist mit Bl ick auf die vorgeworfene Tat an­
gemessen und sachgerecht. Die genannte Höhe des Tagessatzes korrespondiert 

wiederum mit dem Einkommen eines Asylbewerbers nach dem Asylbewerberleis­
tungsgesetz (AsylbLG). 

Der noch in d ie arabische Sprache übersetzte Strafbefehl  konnte al lerdings dem . 
Amri al ias Hassa n ich t wirksam zugestellt werden, weil er zu d iesem Zeitpunkt nicht 

mehr i n  Emmerich anzutreffen war. Das gelan g  auch in der Folge n icht. Folgerichtig 

stellte das Amtsgericht Emmerich das Verfahren durch Beschluss vom 28. April 201 6  

infolge der Abwesenheit des Angeschuldigten vorläufig e in (§ 205 StPO) und schrieb 

·ihn unter seinem Aliasnameri Mohamed Hassa zur Aufenthaltsermittlung aus (Such­

vermerk im Bundeszentralregister). Sodann wurde die Strafakte durch Verfügung 
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vom 23.5 .201 6  der ersuchenden Staatsanwaltschaft Du isburg übersandt, d ie wegen 

Leistungsbetrugs ermittelte (dazu S. 26 ff. ) .  

Durch Telefax der Berliner Pol izei vom 14.7 .201 6 wurde d ie Polizei Emmeri ch d ar­
über i nformiert ,  dass e ines der gestohlenen und  zur Fahndung ausgeschriebenen 

Mobi ltelefone - bereits - am 1 8 .2.201 6  bei einer Person aufgefunden worden sei ,  d ie 
sich mit· einer auf den Nameri Almasri lautenden B uMA ausgewiesen hatte und zu 

der die  Aliasnamen Amir und Hassa bekannt seien. Das fü hrte durch Pol izeivermerk 
der Kreispol izeibehörde Kleve vom 23.8.201 6  dazu, dass der dortigen Staatsanwalt­

schaft zum gegenständl ichen Verfahren bekannt wurde, dass sich im polizei l ichen 

Datenbestand weitere Al iasnamen unter der - allerd ings nicht treffenden - Füh­

rungspersonal ie Anis Am ir befinden. Noch am · selben Tag erfasste der zuständ ige 

Dezernent der Staatsanwaltschaft Kleve d ie Al iasnamen im Informationssystem 
MEStA und übermittelte den genannten Vermerk an das Amtsgericht Emmerich . Weil 

den Justizbehörden der Aufenthaltsort des Amri weiterhin unbekannt war, bl ieb es 
bei der E instel lung nach § 205 StPO. 

Diese Sachbehandlung durch Staatsanwaltschaft und Amtsgericht ist schon wegen 
ihrer damal igen Kenntn issituation sachgerecht und nicht zu beanstanden. Denken 
lässt sich al lerd ings d aran , dass die Justizbehörden womöglich früher durch andere 

Polizei-/Sicherheitsbehörden (etwa LKA, S iKo) auf d ie Al iasidentität hätten aufmerk­
sam gemacht werden. können, nachdem diese schon im Februar herausgearbeitet 

. . . 
worden war. Es lässt sich nicht völ l ig ausschl ießen, dass der Strafbefehl dem Amri 

bei Weitergabe der I nformation wirksam hätte zugestel lt werden kön nen,  etwa M itte 

August 201 6  bei seiner n icht ganz unerwarteten, wenngleich nur sehr kurzzeitigen 
Rückkehr nach Emmerich (Wiederanmeldung am 1 5.8.291 6,  Abreise am 1 7 .8 .20 1 6 ). 

Abgesehen davon, dass derlei Zustel lungsmöglichkeit spekulativ bleibt, hätte eine 

solche Zustel lung den we.iteren Kausalverlauf i ndessen nicht beeinflusst. Es darf als 

sicher aUsgeschlossen werden, dass Amri d ie Vol lstreckung einer - ohnehin nur 
kurzzeitigen - Ersatzfre iheitsstrafe nicht durch Zahlung der festgesetzten 400 € ab­

gewendet hätte . Dafür, dass eine solche Unterrichtung der Justiz wissent- und wi l­
lentlich unterlassen worden i st, bestehen übrigens keine  Anhaltspunkte . Im Fokus 

der S icherheitsbehörden stand ersichtl i ch ,  Amri möglichst rasch „aus dem Verkehr zu 

ziehen ". Sehr abwegig wäre im Übrigen, von den Sicherheitsbehörden (hier insbes. 
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dem LKA Berl in)  verlangen zu wol len, d ie sehr gewichtigen Zielen d ienenden Opera­

tivma ßnahmen dazu zu nutzen (dann wohl  eher: sie dadurch zu desavou ieren) ,  d ie 

Zustel lung in geringfügiger Strafsache zu bewirken (was mit Bl ick auf das Verwen­
dungsverbot des §477 Abs.  2 S .  2 StPOohnehin rechtlich heikel gewesen wäre) .  

Ergebn is: Die Aktendurchsicht hat ergeben, dass die verfahrensmäßige Behandlung 
seitens der Staatsanwaltschaft und des Amtsgerichts angemessen war Und nicht zu . 
beanstanden i st. Dass sie durch die Sicherheitsbehörden nicht über die Aliasidentitä­
ten unterrichtet worden ist, war al lenfal ls (wenn überhaupt) lässl ich und hatte auf den 

weiteren Geschehensablauf keinen E influss. 

c) Ermittlungsverfahren  StA Kleve 

Dem Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltscha ft Kleve gegen Amri 
unter dessen Afiasnamen Almasri l iegt ein Übernahmeersuchen seitens der Staats­

. anwaltschaft Berlin wegen Verdachts des Diebstahls vor (dortiges Az. : 

) .  Die Übernahme wurde durch Verfügung vom 8.4.201 6 abgelehnt. Aller- · 
d ings war mir n icht mögl ich, die Verfahrensakte einsehen, weil laut Mittei lung der 
Staatsanwaltschaft Kleve vom 23.2.20 17  dort nu r  noch d ie Handakte vorliegt, in die 

. keine Einsicht erfolgen könne.  

Nach Aktenlage ist a l lerd ings ohnehin sicher davon auszugehen, dass es h ier letzt­
l ich nur noch einmal um denselben Mobiltelefondiebstahl vom 4 . 1 2.20 1 5  geht, zu 
dem sich bereits das vorgenannte Ermittlungsverfahren der Staatsan­

waltschaft Kleve verhält. Ausweislich der Lektüre d ieser Ermittlu ngsakte bezieht sich 

das Berliner Ermittlungsverfahren zum Aktenzeichen ersichtlich da­

rauf, dass Amri bei seiner Kontrol le  am Zentralen Omnibusbahnhof Berlin (ZOB) am 
1 8 .2 .20 1 6  eines der beiden am 4 . 1 2 .2015 entwendeten Mobiltelefone bei sich ge­

füh rt hat, welches zur Sachfahndung ausgeschrieben war und sodann nach Auffin­
den bei ihm beschlagnahmt worden ist. Weil sich Amri am 1 8.2.20 1 6 mit einer auf 

den Aliasnamen Almasri lautenden BüMA ausgewiesen hatte, ist daraufh in ein neu­

erliches - zweites - Ermittl ungsverfahren gegen ihn - nunmehr unter d iesem .ande­

ren Namen - wegen Verdachts des Diebstahls eingeleitet worden. 
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Dass hier Personenidentität der Beschuldigten vorliegt, ist dem zuständigen Dezer­

nenten der Staatsanwaltschaft Kleve sodann anlässlich des .Übernahmeersu chens 

unter dem Aliasnamen Almasri ersichtl ich n icht aufgefal len. Ob ihm hätte auffallen 
können, dass es sich um denselben Beschuldigten des Verfahrens 

seiner Behörde und denselben Tatvorwurf handelt, lässt sich von hier aus nicht si­

cher beurteilen . Beweisrelevant war es freil ich durchaus, dass das entwendete Tat­

objekt beim Amri al ias Hassa alias Almasri aufgefunden worden ist, was in einer 
hypothetischen Hauptverhandlung - im Falle eines Einspruchs nach erwirkter Straf­

befehlszustel lung - einen weiteren , wenngleich kaum notwendigen Baustein der 
Beweisführung hätte bilden können. Zudem hätte die Ausschreibung zur Aufent­

haltsermittlung des Hassa (Amri) dann schon früher - auch für die Justizbehörden -

mit der Aliasidentität Almasri (und womögl ich weiteren Aliasidentitäten )  zusammen­

geführt werden können. Dass dadurch eine frühere Zustel lung des Strafbefehls im 

Verfahren hätte erfolgen können, l iegt indes nicht nahe. Für d ie ei-
gentl iche SCJnktionierung hätte al l dies ohnehin n ichts verändert .  Und dass die. weite­
ren Handlungsabläufe, die dann im mörderischen Anschlag vom 1 9. 1 2.20 1 6  kulmi­
niert . sind ,  durch eine (frühere) Zusammenführung der Strafverfahren hätten 
beeinflusst werden können, ist n icht im Ansatz zu sehen. 

d) Ermittlungsverfahren StA Kleve 

G egenstand des gegen Amri un ter dessen Aliasnamen Ami r  geführten Ermittlungs­

verfahrens der Staatsanwaltschaft Kleve ist der erhobene Vorwurf 
eines Verstoßes gegen § 85 Nr. 2. Asylgesetz, wonach sich der Beschuldigte durch 

Verletzung einer Aufenthaltsbeschränkung am 6.5.20 1 6  strafbar gemacht habe .  

Dieses Verfahren hat die Staatsanwaltschaft Kleve am 28. 1 0.201 6 auf Gesuch der 

Staatsanwaltschaft Berlin (dortiges Az. : ) übernommen, es aber so­

gleich mangel s h inreichenden Tatverdach ts gern. § 1 70 Abs. 2 StPO eingestellt und 

hinsichtl ich des Verdachts einer Ordnungswidrigkeit an . das Ausländeramt Kleve 
abgegeben (dortiges Az. : ) .  Die Einsicht in die strafrechtl iche 

Ermittlungsakte war mir  hier nicht mögli ch, wei l  laut Mittei lung der Staatsanwaltschaft 
Kleve vom 23.2.201 7  dort nur noch die Handakte vorliegt, in die keine Einsicht erfol­

gen könne. Die beantragte Akteneinsicht in das Bußgeldverfahreri wurde mir seitens 
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des Landrats der Kreisverwaltung Kleve mit Schreiben vom 20.3.201 7 verwehrt. 

Daher entzieht sich meiner Beurtei lung, ob das von ihm betriebene (oder auch: n icht 

betriebene)  Bußgeldverfahren sachgerecht geführt worden ist. 

Für d ie Begründung des gegenständlichen Strafvorwurfs ist bedeutsam, dass Amri 
nur wen ige  Tage vor dem fraglichen Tatzeitpunkt des 6.5.201 6  seinen förmlichen 

· Asylantrag in der Außenstelle Dortmund des BAMF gestellt
. 

hat (genauer: am 
28.4.201 6) ,  wenngleich unter seinem Aliasnamen Almasri. Er erhielt daraufh in  eine 

am selben Tag ausgestel lte Aufenthaltsgestattung mit der Klebeetikette-Nr. 
, in  der die räumliche Beschränkung „Land Nordrhein-Westfalen" eingetra­

gen war. Amri wurde sodann am genannten 6.5.20 1 6  um 1 4 : 1 5  am ZOB Berlin 

(Zentraler Omnibusbahnhof in Charlottenburg.:..Wilmershof) durch Beamte des LKA 

Berlin kontrol l iert, denen er die besagte Aufenthaltsgestattung mit der in ihr eingetra­
genen räumlichen Beschränkung vorgewiesen hat. Strafbar ist nach § 85 Nr. 2 AsylG 

al lerd ings nur der wiederholte Verstoß gegen eine Aufenthaltsbeschränkung nach 
den §§ 56 oder 59b Abs. 1 AsylG .  Hier ging die Staatsanwaltschaft Kleve vermutlich 

von einem Erstverstoß aus, was die dann konsequente Einstel lung des Strafverfah­
rens und die Abgabe an die Verwaltungsbehörde zur etwaigen Ahndung als Ord­
nungswidrigkeit gemi;iß § 86 AsylG erklärt. 

Dass wiederum in Berl in ein wiederholter Verstoß angenommen worden war, dürfte 

. darauf gründen, dass Amri unter seinem Al i.asnamen Almasri bereits - wie erwähnt -
· am 1 8.2.20 1 6  durch LKA-Kräfte am ZOB Berl in kontrol l iert worden war. Dabei hatte 

er sich mit einer am 1 2. 1 1 .201 5  ausgestellten BüMA ausgewiesen, die seine Resi­

denzpfl icht in Oberhausen vorsah .  Laut polizei l ichem Protokoll hat die telefonisch 
sogleich angefragte Ausländerbehörde Oberhausen zudem mitgeteilt, dass der Auf­

enthalt des Almasri (also: Amri) räumlich auf das Land Nordrhein-Westfalen be­

schränkt sei .  I nfolge dieses - vermeintlichen --:- Erstverstoßes gegen eine räumliche 

Beschränkung wurde seinerzeit eine Ordnungswidrlgkeitenanzeige gern. § 86 Abs. 1 

i .V.m. § 56 AsylG gefertigt und später im Vorfal l  vom 6.5.201 6 - in sich konsequent ­
ein dann strafbarer Wiederholungsfal l  gesehen. 

Zu sehen ist frei l ich, dass das Bußgeldverfahren wegen des Vorfalls am 1 8 .2 .20 1 6  

durch die damals örtl ich scheinbar zuständige Ausländerbehörde Oberhausen offen-

SEITE I 22/1 05 



bar - mit Recht - mangels Tatverdachts eingestellt worden zu sein scheint (die in . . . 
den mir vorl iegenden Aktenbestandte ilen vorhande.he Owi-Anzeige seitens des Ber­

l iner Polizeipräsidenten trägt den Eingangsstempel vom 8.3.2016 ,  weitere I nformati­

onen über dieses Bußgeldverfahren l iegen m ir n icht vor, es könnte auch etwas spä­

ter nach Kleve abgegeben worqen sein ) .  E ine solche .- vermutlich vorgenommene -

Beurtei lung bindet für das Strafverfahren zwar n icht unmittelbar. Doch ist immerhin 
zu sehen,  dass mit B l ick auf eine Bestrafung überwiegend verlangt wird, dass selbi­

ger wegen des Erstverstoßes eine Ahndung vorausgegangen ist, auch wenn d iese 
n icht rechtskräftig geworden sein ,  aber doch zu mindest eine nachdrückliche Warn­

funktion abbilden müsse (vgl .  OLG Celle, StV 1 985, 373; OLG Karlsruhe, NStZ 1 988, 

560; Marx, AsylG,  9. Aufl . 201 7, § 85 Rn. 1 2  f. ; a .A. Bergmann, in : Berg­
mann/Dienelt, Ausländerrecht, 1 1 .  Aufl . 201 6, § 85 AsylG Rn. 1 1 ;  Hailbronner, Aus­

länderrecht, Losebl . ,  B 2, § 85 AsylG Rn.  9) .  

Entschieden werden muss d iese streitige Rechtsfrage hier aber nicht, weil (schon) 
a m  18.2.201 6  überhaupt kein Verstoß gegen eine räuml iche Aufenthaltsbeschrän­
kung i m  S inne der §§ 56 oder 59b AsylG vorgelegen hat. Zwar hatte Amri in der Tat 

· zeitweise einer räumlichen Aufenthaltsbeschränkung nach § 56 Abs. 1 AsylG [vor­
mals AsylVfGJ unterlegen ,  nachdem er - zuerst am 6.7.20 1 5  als Amir bei der Polizei 

in Freiburg ,  dann a m  28.7.20 1 5  in Berl in als Hassa/n - u m  Asyl nachgesucht hatte . 
Dadurch war sein Aufenthalt zur Durchführung des Asylverfahrens gestattet (§ 55 
Abs .  1 AsylVfG a .F . )  oderjedenfall s  geduldet (a fortiori § 7 1 a  Abs. 3 AsylG)  - und 
diese Aufenthaltsgestattung/Duldung beschränkt · den Aufenthalt des Ausländers 

nach § 56 Abs. 1 AsylG im Grundsatz räu ml ich auf den Bezirk der für ihn zuständi­
gen Ausländerbehörde.  Al lerdings hat das L;:md NRW __: dem er als Hassa/n , dann 

als Almasri zugewiesen worden war - die räu ml iche Begrenzung auf das Gebiet des 

Landes erweitert (vgl. VO der Landesregierung über das vorübergehende Verlassen 

des Bereichs der Aufenthaltsgestattung durch Asylbewerber i .d .F. der ÄridVO. vom 

21 . 1 2 . 20 1 0, GV. NRW. 201 0 ,  705). Zu d ieser Erweiterung befugt wiederum § 58 

Abs. 6 AsylG kraft eingeräumter Delegationskompetenz. Das atmet den Geist der 

Genfer Flüchtl i ngskonvention , deren Art. 26 sehr auf Freizügigkeit drängt, d ient zu-. . . . 
dem humanitären Belangen und hat sich fü r die weit überwieg�nde Zahl der Flücht-

. 

l inge bewährt. 
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I n  Fernb usreisen nach Berl in oder sonstigen Fahrten über die Landesgrenzen hin­

aus, wie sie Amri etwa zum Deutschsprachigen Islamkreis (DIK) Hildesheim unter­

nommen hat, welcher am 1 4.3.201 7  verboten worden ist, können selbstverständl ich 

strafbare Zuwiderhandlungen gegen e ine räumliche Aufenthaltsbeschränkung l iegen .  

I ndessen erl ischt d ie  räumliche Beschränkung,  wenn sich der  Ausländer seit drei 
.Monaten ununterbrochen erlaubt, geduldet oder gestattet im Bundesgebiet aufhält (§ 

· 59a AsylG) .  Hierbei handelt es sich um eine durchaus zu begrüßende Regelung,  die 
mit Wirkung vom 1 . 1 .20 1 5  in  das Asylrecht implementiert worden ist (BGBI .  2014 1 S. 

2439) und humanitären Belangen Rechnung tragen wil l .  Selbst wenn man zur Be­
rechnung dieses Zeitraums allein auf die Al iasidentität Almasri abstellen wollte, so 
war mit B l ick darauf, dass die diesbezügl iche BüMA für ihn seitens der Stadt Ober­
hausen bereits am 1 2. 1 1 .201 5  ausgestellt worden ist, d ie Dre imonatsbindung zum 

Tatzeitpunkt des vermeintlichen (nachweislichen) Erstverstoßes erloschen. Das gilt 
erst recht, wenn auf früher einsetzende Aufenthaltsgestattungen oder Duldungen 
abgestellt wird , die Amri unter anderen Al iasidentitäten erwirkt hat. Mithin war die 
Aufenthaltsbeschränkung nach § 56 Abs.  1 AsylG schon vor dem 1 8.2.20 1 6  als ver­

meintlichem Tattag ausgelaufen .· 

Eine räumliche Beschränkung nach § 59b AsylG bedarf wiederum expliziter Anord­
nung, d ie hier n icht ergangen ist. Sie kann  im Übrigen ohnehin nur erfolgen bei 
rechtskräftiger Verurtei lung, weiterh in falls (gerichtlich verwertbare) Tatsachen vor­
l iegen, d ie auf BtM-Verstöße schlussfolgern lassen ,  sowie zudem dann ,  wenn kon­

krete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung vorliegen. Al l das war zu d iesem Zeit­
punkt noch n icht einschlägig. 

Der gegenständliche Vorfall am 6.5.201 6  figuriert sich mithin al lenfalls als (nachweis­
l icher) Erstverstoß, sodass sich die Einstel lung nach § 1 70 Abs. 2 StPO durch die 

Staatsanwaltschaft Kleve als zutreffend erweist. Zudem bestehen ernstliche Zweifel 

daran ,  dass es sich bei d iesem Vorfal l  überhaupt um einen - nun - bußgeldfähigen 

Erstverstoß gehandelt hat. Dabei ist zu sehen ,  dass die räumliche Aufenthaltsbe­

schränkung den Sinn hat, den Asylsuchenden für das Asylverfahren verfügbar zu 

halten . · I n  der Praxis - wie aüch hier im Fall Amri ·_ wird ·gerne angenommen , dass 

sich durch Stel len des (förmlichen) Asylantrags die räumliche Aufenthaltsbeschrän­

kung neu aktua l isiere, welche dann erst wieder nach drei (weiteren) Monaten erlö-
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sehe. Dann hätte am 6.5.20 1 6  ein (nachweisl icher) Erstverstoß vorgelegen, der mit 
einem Bußgeld zu ahnden gewesen wäre. Auf die Abläufe, die zum T erröranschlag 

vom 1 9. 1 2 .201 6 führten, hatte d ies aber keinerlei Einfluss. 

Unter Heranziehung von Art. 6 der Verfahrens-Richtl in ie ergibt sich freil ich für die 

Frage der Ahndung als Ordnungswidrigkeit e in grundsätzlich anderes Bi ld,  weil nach 
europäischem Recht bereits das - nach deutschem Jargon - Asylgesuch den Antrag 
auf internationalen Schutz abbildet, der den Verfahrenszugang eröffnet und die Mit­

gl iedstaaten verpfl ichtet, dem Antragstel ler möglichst bald die tatsächl iche Möglich­

keit zu geben, diesen Antrag auch förmlich stel len zu können (Richtl in ie 201 3/32/EU 
vom 26.6.20 1 3  zu gemeinsamen Verfahren für d ie Zuerkennung und Ablehnung des 
internationalen Schutzes [ABI .  L 1 80 ,  1 60]) .  Dieser dem förml ichen Antrag vorauslau­
fende Zeitraum ist bei richtl inienkohformer Auslegung bereits ein essentieller Teil des 
Asylverfahrens, mag sich ihm die Formalisierung und Detai lprüfung auch erst an­
sch l ießen. Verfahrensmäßige Verzögerungen l iegen daher zunächst in der Sphäre 
des Mitg l iedstaates und seinerBehorden (hier: dem BAMF) und nicht zuerst in jener 
des Asylsuchenden. Rechtlich ist daher zutreffend, im Falle der förml ichen Antrags-

. stel lung kei neswegs · einen · neuerl ichen Fristbeginn zu postul ieren (ebenso Stah­

mann, i n :  Hofmann, Ausländerrecht, 2. Aufl . 201 6, § 56 AsylG Rn. 1 0) .  Dann bestand 
für Almasri/Amri zum fragl ichen Tatzeitpunkt überhaupt keine . räumliche Aufenthalts,.. 
beschränkung nach § 56 Abs. 1 AsylG (mehr) ,  gegen d ie er hätte verstoßen können . 

Ergänzend und klarstel lend ist darauf h inzuweisen, dass den Sicherheitsbehörden 

aus der operativen Überwachung (Telefonüberwachung,  längerfristige Observation) 
des Amri insbesondere im Zuge und in Folge der EK Ventum dessen rege Reisetä­

tigkeit zwischen dem Ruhrgebiet und Berl in gut bekannt war. Selbst wenn man die 
dargelegte materiell-rechtliche Frage, wann die räumliche Aufenthaltsbeschränkung 

entsteht, s ie wieder erlischt und womöglich wiederersteht, im punitiven Sinne beant­

worten wol lte , bedingt d ies mitnichten deren strafprozessuale (bzw. bußgeldrechtli­
che) Nachweisbarkeit: I nsofern ist zu sehen,  dass die genannten Ermittlungsmaß­

nahmen nur  mit Bl ick auf schwere - enumerativ benannte - Katalogtaten (§ 1 OOa 

Abs .  2 StPO) bzw. Taten von erheblicher ßedeutung (vg l .  § 1 63f Abs. 1 StPO und § · 
1 6a PolG NW) erfolgen dürfen. Vergehen nach § 85 AsylG zählen gewisslich nicht 

hierzu , erst recht keine Ordnungswidrigkeiten nach § 86 AsylG.  Weil die operativen 
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Maßnahmen nicht für derlei Taten untergeordneter Bedeutung hätten angeordnet 

werden dürfen ,  sind die h ierbei gewonnenen Erkenntnisse in einem Strafverfahren 
wegen etwaigen Verstoßes gegen § 85 AsylG nicht verwendbar (§ 477 Abs. 2 S. 2 

StPO). Es l iegt übrigens nahe, dass sich d ieses Verwendungsverbot wegen inne­
wohnender Finalität schon auf d ie Kontrol len vom 1 8 .2.201 6  wnd 6.5.201 6 erstreckt. 

Die Beamten des LKA Berlin konnten und wollten Amri al ias Almasri nur deshalb am 
ZOB abfangen , weil sie d urch besagte Operativmaßnahmen CJUf seine Ankunft vorbe­

reitet und instruiert worden sind. 

Ergebnis: Ungeachtet der gewählten Begründung und auch ohne unmittelbare Ein­
sicht in die Verfahrensakten ist jedenfalls festzuhalten ,  dass die · Einstel lung des 

Strafverfahrens nach § 1 70 Abs. 2 StPO zutreffend war. 

e) Ermitt lungsverfahren StA Duisburg 

Unter dessen Aliasnamen Amir  führte die Staatsanwaltschaft Duisburg gegen Amri 

zum Aktenzeichen ein Ermittlungsverfah ren wegen Verdachts des 
Leistungsbetrugs gern. § 263 StGB.  Dieses Strafverfahren wurde im Wesentl ichen 

durch das LKA NRW und die SiKo in iti iert :  Nachdem im Februar 201 6  durch einige 
Anstrengungen die verschiedenen Aliasidentitäten des Amri zusammengeführt wer­

den konnten und er am 1 7.2.2016 pol izeil ich als Gefährder eingestuft worden war, 

haben sich die Sicherheitsbehörden mit hoher I ntensität darum bemüht, d ie von Amri 
mutmaßl ich ausgehende und mit ihm verbundene Gefahr .einzugrenzen. Die darauf 

bezogenen ausländerrechtlichen Überlegungen waren vordringl ich darauf ausgerich-
. tet, seinen in ländischen Aufenthalt möglichst umgehend zu beenden, was die priori­

täre Durchfüh rung des Asylverfahrens durch das BAMF angestoßen hat. Parallel 
dazu wurde e.ine strafrechtl iche Flankierung  angestrebt, um Amri in Untersuchungs­

und anschl ießende Strafhaft nehmen zu kön nen (und dann zugleich bzw. aus der 
· Haft heraus die Aufenthaltsbeendigung weiter zu betreiben). 

Angesichts der vielfachen Al iasidentitäten sowie dem Umstand, dass sich Amri als 
Mohamed Hassa/n . im Oktober 201 5  in Emmerich einem Mitbewohner gegenüber . 

des mehrfachen Leistungsbezugs unter verschiedenen Identitäten berühmt hatte, 

war solch betrügerisches Verhalten seinerseits sehr wohl  zu mutmaßen (zumal Leis-
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tungsbezug unter falschen Aliasidentitäten ein nicht gerade seltenes Kriminalitäts­
phänomen ist bzw. war) . D ieser betrügerische Leistun gsbezug wäre dann auch zur 

wiederholten Verschaffung einer n icht nur geringfügigen E innahmequelle erfolgt, 

mith in gewerbsmäßig (vg l .  Fischer; StGB, 64. Aufl . 201 7, Rn . 6 1  ff. vor § 52; Hefen­

deh/, i n :  MK-StGB, 2. Aufl. 201 4,  § 263 Rn . 841 ). Dies wäre in der Regel als beson­
ders schwerer .Fall zu bewerten ,  für  . den das Gesetz immerhin Freiheitsstrafe nicht 
unter sechs Monaten vorsieht (§ 263 Abs. 3 S .  2 Nr. 1 StGB) .  Angesichts der rtahe­
l iegenden Fluchtgefahr des Amri . boten die genannten Überlegungen der Sicher­

heitsbehörden mith in eine vielversprechende Aussicht, ihn zeitnah zu inhaftieren. 

Aus d iesem Gruride bemühte sich insbesondere die Abt. 1 des MIK mit Nachdruck 

darum, über die Bezirksregierungen d ie von Amri unter seinen Al iasidentitäten bezo­

genen Leistungen i n  Erfahrung zu bringen. Die durch die Ämter aUsgezahlten Beträ­
ge wurden alsdann auf einen Betrag in Höhe von 3.404,81 € addiert, von der SiKo 
und dem LKA NRW - d ies al lerd ings rechtl ich zu Unrecht - als gewerbsmäßiger 
Betrug subsumiert und sodann durch das LKA im April 2Ü1 6 bei der Staatsanwalt­
schaft Duisburg in persönlicher Vorstel lung zur Anzeige gebracht. 

I ndessen hat d ie polizei l iche Rechtsbewertung die betrugsrechtliche Dogmatik nicht 
in Fül le erfasst. Zu sehen ist näml ich, dass ein Asylbewerber einen seine Existenz 

. . . . . . 
sichernden Bezugsanspruch aus § 1 Asylbewerberleistungsgesetz auch dann be-
sitzt, wenn er .keine oder falsche Angaben zur Identität macht (BGH, Beschl .  v. 
1 0 .7. 1 997, 5 StR 276/97, NSt.Z-RR 1 997, 358 f . ) .  Nach § 1 a  Abs. 5 AsylbLG (einge­

fügt durch Art. 4 des I ntegrationsgesetzes vom 3 1 .7.201 6 [BGBI .  1 S. 1 939]) können 
zwar m it Wirkung vom 6.8 .20 1 6  derlei I dentitätswirrungen mittlerweile - vorbehaltlich 

verfassungsgerichtl icher Überprüfung - eine Leistungskürzung zur Folge haben.  

Dies stellt indessen n icht den grundsätzl ichen Leistungsanspruch infrage, der im 

fraglichen Tatzeitraum (Ende 201 5/Anfang 201 6) noch ungekürzt bestand. E ine be- . 
trugsrelevante Schädigung lässt sich daher nur annehmen, wenn der Asylsuchende 

in maliziöser Absicht für denselben Zeitraum doppelte oder sonst mehrfache Leis­
tungen bezieht (resp.  bezogen hat). Amri hatte sich dessen zwar - wie gesagt - im 

Oktober 20 1 5  gegenüber einem Mitbewohner i n  der Unterkunft Emmerich berühmt. 
Trotz weiterer Nachforschung des LKAs l ieß sich diese Selbstbezichtigung aber nicht 

in dieser Tragweite val idieren.  Dass Amri womöglich in anderen Bundesländern unter 
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falschem Al iasnamen doch noch irgendwelche Leistungen beantragt oder gar erhal­

ten hat, lässt sich fr�ilich nach Aktenlage nicht sicher ausschl ießen. 

Die Staatsanwaltschaft Duisburg hat jedenfal ls unter Abgleich der ihr vorl iegenden 
und für sie zusammengestellten Bezugsleistungen nur Überschneidungen für No­

vember 201 5 festgestel lt .  Danach hätte eine Überzahlung allein -in der Entgegen­
nahme des sich . auf den Betrag von 1 62,80 € belaufenden Barschecks vom 
1 7. 1 1 .20 1 5  gelegen. Dieser betrugsrechtlichen Einschätzung vom 28.7.20 1 6  zufolge 

blieb ledigl ich der - insofern dringende - Tatverdacht, einfachbetrügerisch einen 

Schaden in Höhe des genannten Betrags von 1 62 ,80 € bewirkt zu haben . Und an der 
Fluchtgefahr des tatverdächtigen Amri - als möglichem Haftgrund i .S .d .  des § 1 1 2 
Abs. 2 Nr. 2 StPO - bestanden wiederum ersichtlich keine ernsthaften Bedenken. 

Trotz des dringenden Tatverdachts und eines bestehenden Haftgrundes darf Unter­
suchungshaft aber n icht angeordnet werden, wenn sie zu der Bedeutung der Sache 

· und der zu erwartenden Strafe außer Verhältnis steht (§ 1 1 2 Abs. 1 S.  2 StPO). Mit 

Bl ick auf fehlende Verhältnismäßigkeit hat die Staatsanwaltschaft daher - im Ergeb­
nis evident . zu Recht - davon abgesehen, einen Haftbefehl  gegen Amri zu beantra­
gen. Zwar hatte das anzeigende LKA d ie Staatsanwaltschaft von der Gefährderein­
stufung des Amri unterrichtet. Für die betrugsrechtliche Beurtei lung und die Frage 
einer darauf gestützten Untersuchungshaft ist d iese polizeil iche Verdachtslage aller­
d ings weithin verf?hrensfremd und war bestenfal ls i nsofern von Belang, um die hier 

ohnehin n icht zweifelhafte Fluchtgefah r  zu begründen. Es war und ist i ndessen si� 

eher auszuschl ießen, dass Amri wegen d ieser Betrugstat zu einer Freiheitsstrafe 

verurteilt worden wäre. Vielmehr wäre unter Einbeziehung der vom Amtsgericht Em­

merich durch - letztl ich n icht zugestellten - Strafbefehl verhängten Geldstrafe im 

Ergebnis eine Gesamtgeldstrafe festzusetzen gewesen (wobei anzumerken ist, dass . 

. der Staatsanwaltschaft in Duisburg die diesbezügl iche Strafakte aus Emmerich durch 

Beiziehung und Einsicht bekannt war). Angesichts der nur geringen Sanktionserwar­
tung,  d ie sich auf eine überschaubare Geldstrafe belief, wäre Untersuchungshaft 

schlechth in unverhältnismäßig gewesen. Es ist daher ausgeschlossen,_ dass ein auf 
Recht und Verfassung verpfl ichteter Richter einen Haftbefehl erlassen hätte, wenn 

die nicht minder auf Recht und Verfassung verpflichtete Staatsanwaltschaft ein solch 

fernl iegendes Ansinnen verfolgt hätte . 
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Da der Aufenthaltsort des Amri/Ami r  der Staatsanwaltschaft sodann unbekannt war, 

hat d ie Staatsanwaltschaft das Verfahren mit Verfügung vom 23.11 .20 1 6 routinege� 

mäß nach § 1 54f StPO vorläufig eingestellt und den Beschuldigten zur Aufenthalts­

ermittlung ausgeschrieben.  Diese Verfahrensbehandlung entspricht üblichen Gepflo-

. genheiten und ist für .sich n icht zu beanstanden. 

Während das Ergebnis, · keinen Haftbefehl zu beantragen, gewisslich zutrifft, ist die 

betrugsrechtl iche Bewertung nach meiner Einschätzung einer Korrektur zugänglich: 

Richtig ist zwar der Ansatz, auf etwaige Doppelzahlungen zu prüfen .  Zutreffend ist 

auch, dass es in betrugserheblicher Hinsicht letztli ch nur auf Zahlungen für den No­

vember 201 5  ankam. Für diese Bewertung ist indes zugleich wichtig zu wissen, dass 

Asylbewerberleistungen grundsätzl ich vorschüssig erbracht werden und für Amri 

infolge seiner ersten Anmeldung - wenngleich unter dem Aliasnamen Hassa - die 

Ausländerbehörde Kleve zuständig war und alsdann sachl ich geblieben ist. Seitens 

des Sozialamtes Kleve erhielt Amri nun als Hassa für November 201 5  zwei Scheck- . 

zahlungen über jeweils 1 62,80 €, und zwar am 3 . 1 1 .  und am 1 7. 1 1 . 20 1 5 (worin die 

Staatsanwaltschaft letzterenfalls den Betrug sieht). Unter dem Aliasnamen Almasri 

stellte Arriri am 1 3 . 1 1 .201 5 bei der Stadt Oberhausen ·noch einen weiteren Antrag auf 

Asylbewerberleistungen für November 201 5 , der sich auf einen Betrag in Höhe von 

206,22 € beläuft. Auf den beanspruchten (Teil-) Betrag erhielt er tags darauf, also am 

1 4. 1 1 .20 1 5 ,  einen Barscheck über 1 00 €. Auf d iesen hatte er indes, da es sich um 

eine Zweitmeldung handelte, keinen Anspruch . Desgleichen gilt für d ie Taschengeld� 

leistungen in Höhe von jeweils 30 €, die Amri als Almasri zuvor am 3 . 1 1 .  sowie am 

1 0. 1 1 .201 5  in der ZUE Dinslaken erhalten hat, obwohl er für d iesen Zeitraum bereits 

Asylbewerberleistungen in Emmerich bezogen hatte. 

Nach h iesiger Einschätzung dürfte Amri daher am 3 . 1 1 .  und 1 0 . 1 1 .201 5  in betrügeri­

scher Weise Sozial leistungen in Höhe von jeweils 30 € erschl ichen haben sowie am . 
1 4. 1 1 .20 1 5 in Höhe von weiteren 1 00 €, wei l er d ie Leistungen in Emmerich jeden­

fal ls zunächst noch weiterbeziehen wollte (und d ies am 1 7  . 1 1 .201 5  auch tat) . Weil 

Amri dabei d ie Auszahlung von 206,22 € im Wissen um den weiteren Bezug in Em­

merich beantragt hatte, lag hinsichtlich des d ie Anzahlung übersteigenden Betrags 

von 1 06,22 € (zunächst) außerdem Versl)ch vor. Infolge der nachholenden Überwei­

sung vom 1 6 . 1 2 .20 1 5 durch d ie Stadt Oberhausen auf das Konto des Amri , das 
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u nter dessen Aliasnamen Almasri bei der dortigen Stadtsparkasse geführt wurde, ist 

der Betrugsschaden in b�antragten Umfang letztlich doch noch eingetreten . Nach 

h iesiger Einschätzung ist d ie Schadenshöhe mithin insgesamt etwas höher zu veran­

schlagen als von der Staatsanwaltschaft Duisburg angenommen und beläuft sich auf 

insgesamt 266,22 €. Zudem. ist d ieser Schaden nicht nur durch eine Handlung be­

wirkt worden, sondern durch mehrere Hand lungen in freil ich kurzem Zeitraum (3 . 1 1 „  

1 0. 1 1 .  und 1 3 ./1 4. 1 1 .20 1 5) .  Damit ist der del iktische Umfang ein wenig weiter anzu­

setzen als d ies die Staatsanwaltschaft getan hat. Das ändert aber nichts daran, dass 

es angesichts der nach wie vor geringen Straferwartung evident unverhältnismäßig 

gewesen wäre, für diesen Tatvorwurf die Untersuchungshaft anzuordnen . 

Ergänzend ist im Hinbl ick · auf die deliktische Beurtei lung im Zusammenhang mit 

Asylbewerberleistungen dreierlei zu ergänzen: 

Zuerst ist zu bemerken, dass es in der Folge zu weiteren Doppelzahlungen seitens 

der Stadt Oberhausen an Amri als Almasri gekommen ist, was offenbar auf Bu­

chungsfehler zurückzuführen ist. Er erhielt nämlich am 30. 1 1 .201 5  einen Barscheck 

für Dezember 20.1 5  über 325,61 € und am 7 . 1 .20 1 6  einen Scheck für Januar 2016 

über 330 ,61  €. Überdies wurden Asylbewerberleistungen auf das am 23. 1 1 .201 5 

eröffnete Konto Nr. 1 1 1 97 423 bei der Stadtsparkasse Oberhausen überwiesen, näm­

l ich am 1 6 . 1 2 .20 1 5  - tei ls rückwirkend - in Höhe von 862,44 € für die Monate No­

vember, Dezember und Januar, sodann am 22. 1 .20 1 6  in Höhe von 330,61 € für 

Februar 20 1 6 . Es erfolgten mithin Doppelzahlungen für d ie Monate Dezember 201 5 

und Januar 201 6  durch die zwei Scheckzahlungen einerseits sowie durch Überwei­

sung andererseits. Wann Amri als Almasri durch Abhebungen auf das v,g. Konto 

zugegriffen hat, ist indessen ausweislich der Akte nicht ermittelt worden. Im Ergebnis 

musste dem aber auch nicht entscheidend nachgegangen werden . Betrugsrechtl ich 

besteht nämlich keine strafbewehrte Aufklärungspflicht eines Kontoinhabers oder 

Leisfüngsempfängers, auf Überzahlungen hinzuweisen (s. dazu BGH, Urt. v. 

1 6 . 1 1 . 1 993, 4 StR 648/93, BGHSt 39, 392 ff. ; Fischer, StGB,  64. Aufl . 201 7, § 263 

Rn . 4 1 ; Tiedemann, in :  LK-StGB,  1 2 . Aufl. 201 2, § 263 Rn. 39).  Die sozialrechtl iche 

Mittei lu ngspflicht gemäß § 60 Abs . 1 SGB 1 erfasst ledigl ich leistungsbezogene Tat­

sachen samt Mittei l ung veränderter Verhältnisse, welche leistungserhebl ich sind 

(näher Fischer, StGB,  64. Aufl . 201 7 , § 263 Rn . 40b; Perron, in: Schänke/Schröder, 
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StGB, 29.  Aufl . 201 4, § 263 Rn. 2 1  ) . Die Überzahlung hatte danach ledigl ich einen 

Erstattungsanspruch zur Folge, der ohne strafrechtliche Relevanz ist. 

Die Strafanzeige seitens des LKAs hat sich zudem auf den Vorwurf des sog. Konto­

eröffnungsbetrugs erstreckt, weil Amri anlässl ich der Eröffnung des Kontos Nr. 

1 1 1 97 423 bei der Stadtsparkasse Oberhausen unter Vorlage der auf den Aliasna­

men Alniasri lautenden BüMA einen falschen Namen verwendet hat. In der Tat karin 

unter bestimmten Voraussetzungen schon in der Kontoeröffnung unter falschem 

Namen eine betrügerische Hand[ung zu sehen sein. I ndessen wurde das h ier gegen­

ständl iche Konto nur als Guthabenkonto geführt. Daher ist eine Schädigung der 

kontoführenden Bank, die sich bereits aus der Verwendung eines falschen Äliasna­

mens ergeben könnte, von vornherein auszuschl ießen. 

Wie . nicht nur dem Presseheft der aktenführenden Staatsanwaltschaft entnommen 

werden kann ,  ist in der Öffentlichkeit und seitens der Medien auch noch der Tatvor­

wurf der Urkundenfälschung (§ 267 StGB) diskutiert worden, weil Amri die diversen 

Taschengeld- und Scheckzahlungen mit falschem Aliasnamen quittiert hat. Träfe 

d i�ser Vorwurf rechtlich . zu , wären übrigens auch die anderweit von ihm geleisteten 

Unterschriften als Urkundenfälschung zu bewerten .  Indessen ist das Zeichnen unter 

fremden · Namen nur dann als Urkundenfälschung strafbar, wenn die damit garantier­

te Erklärung jemand anderem zugerechnet werden sol l .  Das ist jedoch nicht bereits 

deshalb der Fal l ,  wenn lediglich eine Al iasidentität verwendet wird (BGH, Beschl .  v. 

21.3. 1 985, 1 StR 520/84, BGHSt 33, 1 59,  1 60 ;  Fischer, StGB ,  64. Aufl . 201 7, § 267 

Rn. 3 1 ; Zieschang, in :  LK-StGB, StGB,  1 2 . Aufl . 2009, § 267 Rn. 1 66 ff. ) - man den­

ke in d iesem Zusammenhang an zahlreiche Schauspieler, Schriftstel ler, Musiker 

oder auch nur an den Bundeskanzler Willy Brandt. Die Unterzeichnung mit einem 

anderen Namen ist dann - allenfalls - eine sog. schriftl iche Lüge, die vom Tatbe­

stand der Urkundenfälschung nicht erfasst ist. Hier ist zu sehen , dass just genau die 

Person unter dem Namen quittiert hat, für welche die betreffenden Leistungen be­

stimmt waren.  Daher l iegt insofern zwar eine Namens-, jedoch keine auf den tatsäch­

l ichen Leistungsbezug bezogene Identitätstäuschung Daher war die Urkunde trotz 

Verwendung eines falschen Namens echt; sodass eine Urkundenfälschung aus­

scheidet. 
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2. Weitere E rmittlungs�/Strafverfah ren (GBA, andere Bundesländer) 

a) Terroristische Straftaten 

aa) Mordanschlag vom 1 9.12.201 6 

Nach dem Mordanschlag vom 1 9. 1 2.20 1 6  am Berl iner Breitscheidplatz hat der Gene-

. ralbundesanwalt die Ermittl ungen zum Aktenzeichen übernommen. 

Die Einsichtnahme in die von ihm geführten Verfahrensakten hat er mir al lerdings 

durch Mittei lung gegenüber dem LKA NRW vom 9.2.20 1 7  umfängl ich verweigert. 

Das g i lt durch Mittei lung gegenüber dem LKA NRW vom 8.2.20 17  auch für das Ver-

fahren , wobei sich d ies in beiden Fällen explizit auch auf die Ermitt-

lungsbestände erstreckt, d ie in Nordrhein-Westfalen in der Zuständigkeit des Gene­

ralbundesanwalts geführt worden sind. Eine diesbezügl iche Prüfung und Bewertung 

- die ohnehin nur hätte vorläufig sein können - ist daher von h ier aus n icht mögl ich .  

S icher ist gleichwohl, dass es kein kriminal istisches Glanzstück der Berl iner Polizei 

war, d ie auf d ie Aliasidentität Almasri lautende BüMA des Amri sowie dessen Geld­

börse erst am Folgetag des Anschlags im Führerhaus des zur Tat verwendeten 

LKWs zu finden. D ieses durch den Polizeipräsidenten nicht zureichend entschuldigte 

Versäumnis hat nicht nur die ohnehin übl ichen Verschwörungstheorien befeuert, 

· sondern d ie  Fahndung nach Amri maßgeblich verzögert. Da sich d ieser offenbar erst 

am Tag nach dem Anschlag aus Berl in  abgesetzt hat, wäre er bei suffizienter Durch­

sicht des Fahrzeugs noch am Tattag namhaft geworden und hätte mit einiger Wahr­

schein l ichkeit vor bzw. bei seinem Verlassen aus Berl in festgesetzt werden können. 

Eine Verhaftung hätte wiederum erleichtern können, Mitbetei l igte, H intermänner und 

Unterstützer d ieser Tat besser zu detektieren, zu überführen und sodann ihrer ge­

rechten Bestrafung zuzuführen. 

Obwohl d ie auf Amri lautende Fahndung zu spät anlief, haben die Sicherheitsbehör­

den in NRW schon unmittelbar nach Bekanntwerden des Anschlags pol izeil iche 

Maßnahmen ergriffen. Das erfolgte vorsorgl ich ,  obwohl ein islamistischer Anschlag 

zunächst nur zu vermuten war und bis dahin kein tatsächl icher Hinweis auf einen in 

NRW ansässigen Täter vorlag . Ausgelöst bzw. zur Umsetzung vorbereitet wurden 

daher die zuvor gewissenhaft entworfenen Pol izeimaßnahmen, zu denen namentlich 

SEITE I 32/1 05 



Verbleibskontrollen hinsichtlich jener islamistischer Gefährder des Landes gehören, 

denen solcherlei Anschläge zugetraut werden .  Auf dieser Liste („Reaktion") von un­

gefähr 73 Personen, die in NRW wohnhaft bzw. aufhältig sind (oder hätten sein sol­

len) ,  befand sich auch der Name des Amri . Nachdem dann bekannt geworden ist; 

dass dieser der Terrortat dringend verdächtig ist, wurden von den Polizeibehörden 

des Landes die für diese Fälle entworfenen Fahndungsroutinen abgerufen und um­

gesetzt. Dazu gehörte sowohl die Überwachung möglicher Transitwege als auch der · 
Wohnstätten,  in denen sich Amri womöglich hätte aufhalten können, darunter die 

Unterkunft Tackenheide in Emmerich . 

Nach Presseberichten soll al lerdings die I nformation von in Emmerich eingeleiteten 

Überwachungsmaßnahmen frühzeitig an Medien „durchgesickert" sein. Wegen die­

ses Verdachts soll es ein Ermittlungsverfahren geben, dessen Ausgang abzuwarten 

ist und das hier nicht bewertet werden kann .  Weil Amri von einer Überwachungska­

mera im nahen Nijmwegen gefi lmt worden sein soll ,  wird jedenfalls spekuliert, dass 

er womöglich seine alte Unterkunft in der Tackehheide habe aufsuchen wollen, wo er 

durch Sicherheitskräfte hätte festgesetzt werden könrien, wenn er nicht durch aufge­

laufene Medienvertreter auf- und abgeschreckt worden wäre. Nach hiesiger Kennt­

nislage ist das allerdings weith in spekulativ, zumal sich nicht recht erschl ießt, warum 

Amri auf seiner Flucht noch einmal die alte Unterkunft hätte aufsuchen sol len, in der 

er sich ohnehin immer nur sehr kurzzeitig und zuletzt im August 201 6 (also vier Mo­

nate zuvor) aufgehalten hatte, um Asylbewerberleistungen zu erhalten. Dass .er sei­

nen Fluchtweg nach Holland gleichwohl über die ihm bekannte Grenzregion Kleve­

Emmerich gewählt hat, ist hingegen gut nachzuvol lziehen .  Das kann ohne weiteres 

m it sich gebracht haben, dass Amri die ihm bekannten Städte durchquert hat, bevor 

er über die grüne Grenze nach Holland gewechselt ist. Angesichts dessen,  dass er 

sich bei seinen weiteren Grenzübertritten offenbar ziemlich vorsichtig verhalten hat, 

um in keine Kontrollen zu geraten, l iegt einigermaßen nahe, dass er dies bei seinem 

ersten Grenzwechsel - also von Deutschland in die Niederlande - ebenso getan hat. 

Al l das wird frei lich mit Gewissheit im GBA-geführten Ermittlungsverfahren wegen 

d es Anschlags am Breitscheidplatz mit hoher A.kribie aufbereitet, weshalb hierauf 

anstel le spekulativer Erwägungen umfänglich zu verweisen ist. 
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Für ein pol izei l iches oder sonstiges Behördenversagen nordrhein-westfäl ischer Stel­

len , welches sich im Nachgang zum terroristischen Anschlag bei der Fahndung nach 

dem mutmaßlichen Täter zugetragen hätte, habe ich jedenfalls in den mir durch das 

MIK zugeleiteten Akten- und Dateibeständen keine Anhaltspunkte gefunden. Belegt 

. ist vielmehr das Gegentei l ,  näml ich ein rasches und zielgerichtetes polizeil iches 

Fahndungsvorgehen. Dass . sich der Erfolg solcher Maßnahmen nicht garantieren 

lässt; l iegt auf der Hand. Sollte eine einzelne Amtsperson tatsächl ich fahndungsrele­

vante Informationen frühzeitig an Medienvertreter weitergegeben haben , wäre dies 

bedauerl ich und strafbar, doch kann dies hier weder verifiziert noch falsifiziert wer­

den. Das eigentl iche Behördenhandeln, welches nach dem Anschlag vom 

1 9 . 1 2 .20 1 6 ergriffen worden ist, erfolgte i ndessen in NRW nach mir vorl iegender 

Aktenlage aufmerksam und sachl ich angemessen . 

bb) Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat 

Nachdem Amri am 1 7.2 .20 1 6  als Gefährder eingestuft worden war, hat das LKA 

NRW dem Generalbundesanwalt am 25.2.20 1 6  den Vorgang mit der Anregun.g über­

. sandt, e in Ermittlungsverfahren gegen ihn · wegen des Verdachts der Vorbereitung 

einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat (§ 89a StGB)  einzuleiten. Nach fern­

mündlichen Unterredungen (lt. LKA-Vermerk) sah die Bundesanwaltschaft von einer 

eigenen Verfahrensführung ab. Damit hat sie zum Ausdruck gebracht, dass sie den 

Fall Amri damals n icht als . besonders bedeutsam bewertet hat und dass sie ihre 

Ermittlungszuständigkeit auch nicht wegen länderübergreifenden Charakters der Tat 

für geboten h ielt (§ 1 20 Abs . 2 i .V .m.  § 74a GVG).  Weil sich der Lebensmittelpunkt 

· des Amri da schon in Berl in befand, übersandte der GBA den Vorgang dem General­

staatsanwalt in Berl in zur weiteren Ermittlung in eigener Zuständigkeit. Das von die­

sem alsdann am 23.3.201 6  eingeleitete Verfahren zum Az. wurde al ler­

d ings n i<;ht wegen Verdachts des § 89a StGB geführt, wei l  ein solcher 

Anfangsverdacht offenbar n icht gesehen worden ist, sondern wegen versuchter An­

stiftung zum Mord (§§ 30 Abs. 1 Var. 2, 2 1 1 StGB) .  

Strafbar ist nach § 89a Abs. 1 StGB die Vorbereitung einer schweren staatsgefähr- ·· 
denden Gewalttat, worunter zu verstehen sind Mord (§ 2 1 1 StGB),  Totschlag (§ 2 1 2  

StGB),  erpresserischer Menschenraub (§ 239a StGB) und Geiselnahme (§ 239b 
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StGB) ,  sofern derlei Taten nach den Umständen dazu bestimmt und geeignet sind , 

den Bestand oder d ie Sicherheit des Staates (oder einer internationalen Organisati­

on) zu beeinträchtigen und Verfassungsgrundsätze der Bundesrepubl ik Deutschland 

zu �eseitigen,  außer Geltung zu setzen oder zu untergraben. Weil der Begriff der 

Vorbereitung ohne weitere Einhegung verfassungswidrig unterbestimmt wäre (Art . 

1 03 Abs. 2 . GG),  liegt eine solche Tatvorbereitung ausweisl ich § 89a Ab. 2 StGB nur  

vor, wenn der Täter erstens e ine andere Person unterweist oder sich unterweisen 

lässt in der Herstel lung von oder im Umgang mit Schusswaffen ,  Sprengstoffen, 

Spreng- oder Brandvorrichtungen, Kernbrenn- oder sonstigen rad ioaktiven Stoffen, 

Stoffen, die Gift enthalten oder hervorbringen können , anderen gesundheitsschädli­

chen Stoffen,  zur Ausführung der Tat erforderlichen besonderen Vorrichtungen oder 

in sonstigen . Fertigkeiten, die der Begehung einer der o .g .  Straftaten dienen (Nr. 1 ), 

wenn der Täter zweitens Waffen, Stoffe oder Vorrichtungen der soeben bezeichne­

ten Art herstellt, sich oder einem anderen verschafft, verwahr oder einem anderen 

überlässt (Nr. 2) oder wenn der Täter d rittens Gegenstände oder Stoffe sich ver­

schafft oder verwahrt, d ie für die Herstel lung von Waffen, Stoffen oder Vorrichtungen 

der vorbezeichneten Art wesentlich ist (Nr. 3) .  

Dass ein terroristischer (ggf. Selbstmord-) Anschlag, wie er sodann am 1 9. 1 2 .201 6 

von Amri durchgeführt worden ist, eine schwere staatsgefährdende Gewalttat ist, 

steht derart a u ßer Zweife l ,  dass es dazu keiner weiteren Ausführungen bedarf. Die 

gegen Amri im Frühjahr 201 6  bestehenden Verdachtsmomente, womöglich ei,nen 

(Selbstmord-) Anschlag vorzubereiten, stützten sich im Wesentlichen auf Erkenntnis­

se, die im Ermittlungsverfahren des Generalbundesanwalts gewon­

nen worden sind . Dabei sind die Ermittlungen für ihn vom LKA NRW in der EK Ven­

tum geführt worden. In diesem Verfahren ging es um länderübergreifende 

Ermittlungen gegen mehrere Beschuldigte wegen · des Verdachts der Werbung um 

Mitgl ieder  ode.r Unterstützer einer ausländischen terroristischen Vereinigung - ge­

meint: IS IS/IS IL  - nach den §§ 1 29a/b StGB (auch und insbes. mit Blick auf den DIK 

Hildesheim) .  Die Beschuldigten d ieses Verfahrens waren bzw. s ind vor al lem in NRW 

ansässig (Dortmund,  Duisburg), weshalb das LKA NRW in der besagten EK Ventum 

umfangreich - auch operativ - tätig geworden ist. Die (Haupt-) Beschu ldigten 

(Duisburg) ,  (, ", Dortmund) und 
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(alias , Tönisvorst/Hi ldesheim) wurden bereits am 8. 1 .1 .201 6 

al lesamt in Untersuchungshaft genommen . Amri . galt in diesem Ermittlu ngsverfahren 

ledigl ich als Nachrichtenmittler, weshalb er noch im November 201 5 operativ aufge­

schaltet worden war (TKÜ, Observation). H ierdurch sowie durch Aussagen eines 

Vertrauensm;;mnes (VP-01 )  wurden die meisten und wesentlichen Erkenntnisse und 

Verdachtsmomente gegen Amri gewonnen, d ie am 1 7.2.201 6 .zu seiner Einstufung . 

als Gefährder (Funktionstyp: Akteur) geführt .haben. Hinzu kommt, dass er bereits 

Ende Oktober 20 1 5  in der Flüchtl ingsunterkunft in Emmerich einem Mitbewohner 

gegenüber deutliche Sympathien für ISIS bekundet und ihm auf seinem Mobiltelefon 

einige B ilder von bewaffneten IS IS-Kämpfern gezeigt hat, die "zu seiner Familie" 

gehörten .  Auf Anzeige dieses Mitbewohners wurde sodann ein staatsschutzpolizei l i­

cher Beobachtungsvorgang angelegt (Prüffall lslamismus). 

Mit Nachdruck zu betonen ist in diesem Kontext, dass der GBA gegenüber anderen 

Sicherheitsbehörden stets nur und allenfalls Teile der gewonnenen Erkenntnisse 

fre igegeben hat. Meine E insicht i n  die v.g. Verfahrensakte hat er - wie gesagt -

durch Mittei lung gegenüber dem LKA NRW vom 8.2.201 7  nicht unerwartet verwei­

gert. Gesperrt hat er in d iesem Zusammenhang auch die Bestände der für ihn ermit­

telnden EK Ventum. Diese sollen - wie .mir mitgeteilt wurde -:- einen Umfang von . 

ungefähr 1 5.000 Blatt haben. Sol lten sich hierin für die Gefährdungs- und sonstige 

Beurtei lung des Amri relevante Erkenntnisse befinden , die frühzeitig gegen ihn hät­

ten eingesetzt werden können, jedoch anderen Sicherheitsbehörden vorenthalten 

worden sind, läge die Verantwortung für n icht ergriffene Maßnahmen beim GBA, der 

die bereits von ihm geführten Verfahren prioritär behandelt hat. Gleiches gilt übrigens 

für etWaige Kenntnisse der Verfassungsschutzbehörden. 

Die Verdachtsmomente gegen Amri , womögl ich einen terroristi.schen Anschlag zu 

verüben, stützen sich nach mir zugänglicher Aktenlage im Wesentl ichen auf folgende 

Erkenntnisse: 

Zu nennen ist zuerst die erwähnte Anzeige durch einen syrischen Mitbewohner im 

Übergangsheim in Emmeri.ch (Ende Oktober 201 5), wonach sich auf dem Mobi ltele­

fon des Amri (dort als Hassa) diverse Bi lder von ISIS-Kämpfern befänden, die als 

Fami l ie - was auch immer das heißen mag - gepriesen worden seien . Wei l dieser 
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Vorfal l  nicht substantiel l konkretisiert worden ist, war die Aussagekraft dieser Sympa-

. · thiebekundung ein igermaßen vage und gelangt kaum über den Ausweis von Gesin­

nungsnähe h inaus. Sie rechtfertigte gleichwohl ,  e inen Prüffal l  l slamismus anzulegen , 
um den Vorgang weiter zu beobachten und ggf. weitere Erkenntn isse zusammenzu­

tragen. In d iesem Kontext darf zum Verg leich - um dieses Verdachtselement zu 

gewichten - an die zeitweise (und e igentlich immer noch) populären Kampfbilder 

eines Che Guevara gedacht werden, dem dann aber nur die al lerwenigsten Sympa­

thisanten in d ie Revol ution gefolgt sind. Dass mit solcher Sympathie gleichwohl eine 

latente Gefahr einhergeht, macht in d iesem Verg leichsbeispiel die sog. Stadtgueri l la 

. deutl ich ,  die sich inspirieren l ieß und in terroristische Handlungen entgl itt. .Auch inso­

fern g i lt wiederum, dass nur die wenigsten RAF-Sympathisanten selbst zur Waffe 
gegriffen haben, auch wenn sie den bewaffneten Kampf ihrer Vorbilder für gutgehei­

ßen haben.  Obwohl demnach die auf d ie Meldung gründende Verdachtslage gegen 

Amri a l ias Hassa nur  diffus-vage war, hat der pol izei liche Staatsschutz sie gleichwohl . 

gewissenhaft auf- und zugleich ernstgenommen. Mehr war i nsofern nicht möglich . 

Dass sich Amri der islamistisch-salafistischen Szene zugehörig fühlte und sich in ihr 
bewegte, zeigte sich frei l ich ohnehin bald im Zuge der Ermittlungen im besagten 
Verfahren GBA geger „ Wenig Neuheitswert hatten , _  
deshalb �:iuch spätere Warnmeldungen fremder Geheimdienste (Marokko), wonach 

Amri mit is lamistischen Gefährdern in Kontakt stehe und fernmündlichen Kontakt mit 

terrorverdächtigen Personen gehabt habe - das war da schon bekannt. Gewichtige 

Verdachtsmomente ergaben sich jedoch vor al lem aus seinen Äußerungen gegen­

über der Vertrauensperson VP-01 ,  aus denen d ieser wiederum seinen Führungsbe'­

amten berichtete. Danach habe Amri ihn aufgefordert, mit ihm nach Paris zu fahren, 

wo er AKs-47 (Kalaschnikow) besorgen könne, mit denen sie einen Anschlag ver­

üben könnten .  Dafür, dass Amri solch relevante Kontakte nach Paris gehabt hätte, 
· geschweige denn dort wirklich solche Waffen hätte besorgen können -: was sich als 

Vorbereitungshandlung des § 89a Abs. 2 Nr. 2 StGB hätte figurieren können - be­

standen i ndessen nach mir verfügbarer Aktenlage sonst keine belastbaren Anhalts­
pun.kte (vorbehaltl ich etwaig zurückgehaltenen Wissens des G BAs) .  Dabei ist schon 

nicht zu sehen , dass Amri an solchen Schnel lfeuerwaffen ausgebildet worden wäre, 

zumal er Tunesien bereits als knapp 1 8jähriger gen Lampedusa verlassen hatte. Zu 
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berücksichtigen ist zudem, dass Amri die Äußerungen gegenüber der Vertrauens­

person VP�01 gut zwei Wochen. nach den terroristischen Anschlägen in Paris vom 

1 3 . 1 1 .201 5  getätigt hat, d ie ihn offenbar sehr beeindruckt (und die Welt erschüttert) 

haben.  Es spricht daher fast al les dafür, dass sich Amri mit seinen damal igen Äuße­

rungen den in der Szene gut vernetzten und dort geschätzten VP-01 erst einmal nur 
beeindrucken und sich als wichtig aufspielen wollte. Dass eine Beschaffung von 
Schnellfeuerwaffen in der Folge jemals konkret geworden wäre, ist n icht zu sehen 

und l iegt auch vor dem Hintergrund des Anschlags vom 1 9. 1 2 .201 6 fern, zumal dort 

keine Waffen dieser Art eingesetzt worden s ind . Verwendet worden ist dort offenbar 
„nur'' eine Pistole, die vor über 20 Jahren in die Schweiz eingeführt worden ist und . 

von dort auf dunklen Wegen irgendwann in d ie Hände des Amri gelangt ist. 

Mangelnde Aussagekonstanz zeigt sich zudem darin , dass sich Amri bei späterer 

Gelegenheit berühmt hat, solcherlei Schnellfeuerwaffen,  also AKs-47, in Neapel 
besorgen zu können. Auch i nsofern gibt es al lerd ings keinerlei substantiel len An­

haltspunkte für derartige Kontakte (wiederum vorqehaltl ich etwaig zurückgehaltenen 

Wissens des GBA). Sol lte sich Amri überhaupt jemals in Neapel aufgehalten haben, 
hätte das woh l  innerhalb der nur 20 Tage zwischen seiner Entlassung in die Freiheit 
und seiner Ankunft in Freiburg am 6.7.2'0 1 5  sein müssen. Aus der JVA Palermo ist 

. Amri zwar schon am 1 8.5.201 5  entlassen worden, dann aber sogleich ins Aufnahme­
lager Caltan issetta/Pian del Lago (Sizi l ien) verbracht worden war, wo er bis zum 

1 7.6.2015 verbleiben musste. Es ist mith in erneut ziemlich sicher, dass es sich i nso­
fern ledigl ich um eine aufschneiderische Äußerung des Amri handelte , die aus seiner 

frei l ich durchaus anschlagsgeneigten Fantasie geboren worden ist. In diesem Sinne 
ist auch die n icht weiter konkretisierte Äußerung einzuordnen , einen Selbstmordan­

schlag mit einem Sprengstoffgürtel begehen zu wollen. 

Weiterhin  äußerte sich Amri gegenüber der Vertrauensperson VP-01 , dass . er die 

Tötung von Ungläubigen gut finde. Das ist indessen ein wenig spektakulärer Hinweis, 
wei l  d ies zum Gemeingut islamfundamental istischen (zumal salafistischen)  Denkens 

gehört. Mögen laut Koran auch die sich unterwerfenden Angehörigen der anderen 

Buch rel igionen . (Juden, Christen) zu Verschonen sein ,  so ist es doch dessen reine 

Lehre, dass d ie Ungläubigen (Kuffar, s ing. kafi r) insbesondere im Heil igen Krieg 

(Djihad) zu töten seien (vgl .  etwa die Suren 2 ,  1 9 1 ;  4 ,  89; 9, 5 [sog. Schwertvers] 
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u .ä. ) .  Dass gemäßigte Muslime d iesen martial ischen Stellen ihrer Heil.igen Schrift 

weniger Gewicht oder andere Bedeutung beimessen ,  ändert an diesem Befund 
· n ichts. 

Gewichtig ist dagegen die aus der Überwachung gewonnene Erkenntnis, dass Amri 

am 1 3./1 4. 1 2 .20 1 5  im I nternet bezügl ich der Herstel lung von Sprengstoff und zum 
Bau von Handgranaten recherchiert hat. D iese Instruktionen erfolgten offenbar durch 

einen IS IS-Angehorigen. Die Befassung · mit diesem Sujet offenbart eine erhebliche 
Themenaffin ität, die darauf schl ießen lässt, dass sich Amri gedankl ich in i rgendeiner 

Weise mit einem Sprengstoffanschlag befasst hat. Selbst wenn man frei l ich anneh­
men wol lte, dass er sich schon auf d iese Weise im Sinne von § 89a Abs. 2 Nr. · 1 
StGB in die Herstel lung von Sprengstoff habe unterweisen lassen (was mangels 

· kommunikativen Kontakts zu verneinen sein dürfte; vgl .  Fischer, StGB,  64. Aufl . 

2017 ,  § 89a Rn . 30 ff. ; Schäfer, i n :  MK-StGB, 3 .  Aufl . 201 7, § 89a Rn . 37 f. ; Stern­

berg-Lieben, i n :  Schänke/Schröder, StGB,  29. Aufl . 201 4 ,  § 89a Rn. 1 0) ,  so ist doch 
zu sehen, dass damit n icht belegt ist, dass Amri bereits den festen Entschluss für 
eine solche Tat gefasst hätte. Zudem darf nicht übersehen werden, dass waffenaffine 

Internetrecherchen durch vielerlei Personen durchgeführt werden, die keineswegs 
eine konkrete Gewalttat planen , sondern vielleicht nur aus schlichter Neugier han­

deln .. Weil die in § 89a Abs. 2 StGB genannten Vorbereitungshandlungen daher auch 
sozialübl iches Verhalten erfassen können, hat der für den Staatsschutz zuständige 3 .  

Strafsenat desBundesgerichtshofs den vielfach rundum als verfassungswidrig abge­

lehnten Straftatbestand (vgl .  Fischer, StGB, 64. Aufl . 201 7, § 89a Rn . 7 ff. m.N. )  
durch Urte i l  vom 8.5 .201 4  (3 StR 243/1 3 ,  h ier: Rz. 45 f. - BGHSt 59 ,  2 1 8, 220 ff. ) 

einer verfassungskonformen Auslegung zugeführt (wobei die Prüfung durch das 

Bundesverfassungsgericht aussteht): Verwirklicht ist der Tatbestand danach nur, 

wenn der Täter bei der Vornahme der fraglichen Vorbereitungshandlung schon fest 

entschlossen war, die Gewalttat zu begehen . . 

Dass Amri zum Zeitpunkt der Recherchen in d ieser Weise fest zu einer solchen An­

schlagstat entschlossen war, ist indessen nicht nachweisbar und l iegt vor dem Hin­

tergrund des gänzl ich anders vol lzogenen Anschlags vom 1 9 . 1 2 .20 1 6  sichtbar fern. 

Jedenfal ls g ibt es keinerlei Anhaltspunkte, dass Amri in der Folge irgendwie dazu 

angesetzt hätte, solche Anschlagspläne durch Beschaffung von benötigten Materia-
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l ien zu konkretisieren. Bemerkenswert ist dabei übrigens, dass 

Dortmund) ,  mit dem er seinerzeit i n  sehr engem Kontakt stand 

, 

gewiss ausreichende Eigenkenntnisse hätte e inbringen können, die im Falle derarti­
ger Absprache die genannten Recherchen des Amri von vornherein überflüssig hät­

ten machen können . In der Folge gab es jedenfalls trotz Überwachung keine An-
haltspunkte dafür, dass h ier i rgendeine Vertiefung bzw. Konkretisierung erfolgt wäre. 

Aus der Überwachung haben s ich überdies Anhaltspunkte für e inen geplanten 
Raubüberfall ergeben ,  an dem sich Amri habe beteil igen wol len. Angeblich hätten mit 
der Beute terroristische Ansch lagsaktivitäten bzw. Kalaschnikow-Käufe finanziert 
werden sol len ,  ohne dass d ies ausweisl ich der mir verfügbaren Akten tatsächl ich in  

konkreter Weise belegt wäre. Gleichwohl wird im Behördenzeugnis des BN vom 
26. 1 .201 6 ,  welches Verdachtsmomente gegen Amri festhalten wil l ,  d ieser in  Aussicht 

genommenen Tat vergleichsweise viel Gewicht beigemessen. Anzumerken ist indes, 

dass d ie . Tat ausweisl ich der besagten Erkenntnis erst durchgeführt werden sollte, 
nachdem ein gewisser aus der Haft entlassen worden ist, wei l  d ieser am 
Überfal l mitwirken sol lte. Bei dem genannten ) dürfte es sich 

· nach meiner E inschätzung um den Hauptbeschuldigten im unteri genanntem Straf­
verfahren StA Berl in handeln (S. 53 ff. ) .  D ieser ist nach Aktenlage 
aber ersichtlich nicht dem islamistischen Spektrum zuzuordnen, sondern schl icht 
dem gewöhnl ichen Kriminal itäts- bzw. Drogenmil ieu. Seine Beteil igung macht es 

unwaHrscheinl ich, dass es bei der erwogenen Raubtat tatsächlich um Terrorismusfi­
nanzierung gehen sol lte. Vielmehr l iegen al lgemeine Krimirialitätsüberlegungen nä­
her, durch deren Umsetzung schl icht Beute gemacht werden sol lte . 

Gewichtig s ind allerdings wieder d ie Erkenntnisse aus Chats vom 2.2 . 1 6 , die Amri 

vermutlich mit IS IS-Kämpfern/-Kommandeuren gefüh rt hat, welche trotz geheim­

dienstlicher Maßnahmen n icht identifiziert werden konnten.  Sie befanden sich zum 

Zeitpunkt der · Kommunikation vermutlich in l ibyschen Kampfgebieten .  Ohne d ie 
Chatverläufe h ier zu deta i l l ieren, ist festzuhalten ,  dass in  ihnen sehr kryptisch und 

alles andere als klar kommuniziert worden ist. D iese überaus konspirative Kommuni­
kation erfolgte , weil die die Betei l igten gemutmaßt haben , abgehört zu werden. ·oiese 

Chatverläufe lassen s ich dabei in der Tat dahin ausdeuten ,  einen geneigten Selbst­

mordattentäter in  blumiger und gewundener Sprache auf seinem Wege zu führen 
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und zu bestärken .  Darauf deuten auch Worte im Sinne eines „auf den Knopf drü­

cken" h in ,  d ie  im Kontext von Selbstmordanschlägen verwendet worden sein sollen. 

Desgleichen gi lt für die Verwendung des Codeworts „dougma" („heiraten"), welches 
die Bereitschaft zum Selbstmordanschlag ausd rücken sol l .  E indeutig ist all das frei­

l ich n icht, zumal m it B l ick auf ein etwaiges Heiraten, welches hierzulande bekanntlich 
zum bleibenden Aufenthaltsrecht verhelfen kann (nach Presseberichten soll sich 

Amri tatsächl ich um Eheanbahnung bemüht haben). 

Nach Äußerung der Vertrauensperson VP-01 hat sich Amri in  dieser Zeit weithin 

zurückgezogen ,  war in s ich gekehrt und habe viel im Koran studiert. Nach der Ein­
schätzung des VP-01 deutete das darauf -h i n ,  dass Amri mit sich ins Reine habe 
kommen wol len,  bevor er einen Selbstmordanschlag verübt. Auf laienpsychologi­
schen Einschätzungeri d ieser Art - mögen sie nun zutreffen oder nicht - lässt sich 
frei l ich kei ne rechtl ich belastbare Verdachtslage gründen. Wenn denn psychologisiert 

wird ,  eri nnern die vagen, wenig konkreten und changierenden Überlegungen des 

Amri vielmehr an die vorl iegenden Psychogramme von Amoktätern . Dass er sich im 
Sommer und Herbst 201 6 zunehmend im Krim inal itäts- und Drogenmil ieu bewegte, 
hätte daher bei vorhandener Selbstmordanschlagsneigung keineswegs zur Entwar­
n ung veranlassen sol len, wie d ies womögl ich seitens des LKA Berl in verstanden 
worden ist. Vielmehr war - zumal bei derart ungefestigten Lebensumständen - wei­
terh in mit der Mögl ichkeit zu rechnen , dass ein tatgeneigter Täter seinem als nichtig 

empfundenen L,eben irgendwann - Vermeintl ichen - Sinn stiften und sich endlkh 

wichtig füh len wil l .  Zwar hatte Amri den Anschlag vom 1 9. 1 2 .201 6 zunächst überlebt, 

weshalb kei n  Selbstmordanschlag im eigentl ichen Sinne vorliegen mag . Es drängt 

sich aber doch auf, dass er wohl mit seinem Tod gerechnet hat, a!s er den Lkw in  

den Weihnachtsmarkt gesteuert hat, und dass sein weithin  unverletztes Überleben 

und Entkommen eher zufäl l ig war. 

Resümierend i st festzuhalten, dass durchaus Verdachtsmomente · dafür vorlagen, 

dass Amri eine schwere staatsgefährdende Straftat vorbereitet. Das LKA NRW hat 
d ies sichtlich sehr ernstgenommen und durch seinen Direktor am 1 9 . Februar 201 6  

eine längerfristige Observation (§ 1 6a PolG NW) für einen Monat veranlasst. Bei 

d iesen und späteren - in Amtshi lfe für das LKA Berl in durchgeführten - Observatio­

nen l ieß sich zwar e in hochkonspiratives Verhalten ablesen, ausweisl ich dessen die 
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Beobachteten sichtl ich mit der Möglichkeit der etwaigen Überwachwng gerechnet 

haben . Trotz einer insgesamt nahez.u einjährigen Überwachung haben sich indessen 

die anfänglichen - ohnehin vagen und nur  bedingt gerichtsverwertbaren - Ver­
dachtsurnstände n icht verdichten lassen . Mehr noch sind offenbar in den weiteren 
Monaten - mit Ausnahme des Besuchs islamistischer Moscheen wie „Fussilet e.V." -
in Berl in keine neuen Verdachtsmomentf3 h inzugetreten ,  die den Verdacht . hätten 

bestärken oder zumindest aktualis ieren können. Bemerkenswert ist gleichwohl ,  dass 
das LKA NRW und das LN NRW in der Sitzung des GTAZ vom 2 . 1 1 .20 1 6, in der i n  

d iesem Format letztmals vor dem Anschlag über Amri konferiert worden ist, durchaus 
noch einen Gefahrüberhang gesehen und ihn für gefährl icher eingeschätzt haben 
wollen als andere Behörden.  Operative Maßnahmen zur Gefahrenabwehr konnten 
sie frei l ich n icht anordnen, solange sich Amri in Gebieten anderer Zuständigkeit 

(sprich : in Berl in)  aufh ielt. 

Zur Vervol lständigung sei abschließend noch darauf h ingewiesen , dass der Straftat­
bestand der Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Straftat überdies auch 
diesbezügl ich motivierte Auslandsreisen mit Strafe (§ 89a Abs. 2a StGB)  bewehrt. 

Für Amri stand das aber offenbar n icht im Vordergrund ,  wiewohl er ausweislich der 
gegen ihn durchgeführten Ermittlungen gelegentlich davon fabul iert hat, sich als 
ISJS-Kämpfer anzudienen und in diesbezügl iche Kampfgebiete auszureisen . Nach 
Presseberichten sol len die Beschuld igten im Verfahren 2 BJs 1 1 6/1 5-3 GBA (EK 

Ventum)  ihn zur Ausreise als Kämpfer nach Syrien/Irak vorbereiten wol len.  Mangels 

Akteneinsicht vermag ich dazu keine Feststel lungen zu treffen. Verdichtet und kon­
kretis iert hat sich eine solche Ausreise aber - soweit ersichtlich - nicht. 

Ergebnis: Zumal angesichts der hohen Anforderungen des zuständigen 3 .  BGH­
Strafsenats an den Tatvorsatz des § 89a StGB bestand bis zum Anschlagszeitpunkt 

keine Möglichkeit, den Amri wegen dringenden Verdachts des § 89a StGB in Unter­

suchungshaft zu nehmen oder ihn gar zu verurtei len. 

cc) Versuchte Anstiftung zum Mord 

Womögl ich infolge des schwierigen Vorsatznachweises hat der Berl iner General-
staatsanwalt im Verfahren sogleich wegen versuchter Anstiftung zum 
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Mord gegen Amri ermittelt (bzw. wegen versuchter Betei l igung daran) .  Dieser Vor-
. wurf stützt sich offenbar auf die durch das. LKA NRW erlangte Erkenntnis, dass Amri 

weitere Personen habe gewinnen wol len, um einen terroristischen Anschlag zu ver­

üben. Diese Erkenntnis gründet offenbar wesentlich auf den Bekundungen des be­

sagten Vertrauensmannes VP-01 ,  d ie d ieser gegenüber seinen Führungsbeamten im 

vom . GBA geführten Ermittlungsverfahren im Zuge der EK Ventum 
getätigt hat. Diese Äußerung wurde zudem. in das Behördenzeugnis des BN vom 
26. 1 .201 6  ubernommen. Ob und inwieweit sich dieser Verdacht noch auf weitere 

Tatsachenmomente stützen kann ,  d ie über die vage gebliebenen Bekundungen 

h inausgehen, lässt sich hier n icht beurtei len. I nfrage kämen womögl ich Bekundun­

gen des Amri anlässl ich überwachter Telefonate . Eine Einsicht in die zur Bewertung 

benötigten Akten hat der GBA indessen (insbes. zur EK Ventum) explizit abgelehnt. 

Festzuhalten ist jedenfa l ls ,  dass Amri anlässl ich seiner nach Verlängerung insgesamt 

. gut sechs Monate dauernden - durch Beschlüsse des Amtsgerichts Tiergarten (Az. 
) genehmigten - operativen Überwachung (TKÜ, Observation) sei­

tens der vom LKA Berl in geführten Ermittlungen offenbar keine belastenden Tatsa­
chen gel iefert hat, d ie den Anfangsverdacht hätten verdichten können. Soweit das 
LKA Berl in seinen LKA-Kollegen in NRW zu den Ergebnissen berichtet hat, bl ieb dies 

blass. Auf konkrete Anfrage des LKA NRW per Fernschreiben vom 1 8 .8.201 5 teilte 

. das LKA Berl in  in seiner Antwort - erst - vom 29.9.20 1 5 mit, dass sich der Tatver­

dacht der Ansch lagsplanung bzw. -vorbereitung bislang nicht habe bestätigen las­
sen. Zwar hätten Besuche einschlägiger Moscheen des islamistischen Spektrums 

und vereinzelte Kontakte zu d ieser Personenklientel festgestellt werden können , 
doch habe sich Amri zunehmend im Bereich der Drogenszene bewegt und dort als 

Kleindealer verdingt. Die Moschee „Fussilet e.V." - die als eine Anlaufstel le für radi­

kal isierte Musl ime gilt und im Februar 201 7  nach offenbar etwas zögerlicher Bearbei­

tung verboten worden ist -: habe er zu Beginn noch regelmäßig aufgesucht, doch sei 

das m ittlerweile nur noch sporadisch der Fal l .  Inwieweit dort Kontakte hergestel lt 
wurden oder bereits bestehen, könne n icht beurteilt werden. Ein Kontakt- und Bewe­

gungsbild sei von Amri n icht erstellt worden. Es sei bei der Überwachung festgestel lt 

worden, dass er d iverse Adressen unregelmäßig anlaufe. Vor allem d ie Unstetigkeit 
sei Konstante seines Bewegungsmusters, wobei er unregelmäßig in verschiedenen 
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Wohnungen übernachte. Seine persönl ichen Kontakte hätten sich überwiegend in die 

al lgemeinkriminel le Szene verlagert, insbes . .  im Bereich der Betäubungsmittelkrimi.,. 

nal ität. Nach Einschätzung des LKA Berl in sei nach Auslaufen der operativen Maß­
nahmen eine Verfahrenseinstel lung wahrscheinl ich .  Wegen des Verdachts ge-

. werbsmäßigen BtM�Handels sol le eine gesonderte Anzeige gefertigt und einer 
Fachdienststel le übergeben werden. Ein gesonderter Sachstandsbericht l iege derzeit 

noch n icht vor. Letzteres ist hier a l lerdings zu h interfragen, weil es nach Aktenlage 

einen vagen Hinweis auf einen Sachstandsbericht des LKA Berlin vom 1 9.8 .20 16  

gibt, der zum Verfahren GStA gefertigt worden ist. 

Bei anderer Gelegenheit wurde zudem festgehalten, dass es Ämri mit den rel igiösen 

Verpfl ichtungen zunehmend weniger ernst nehme und er sich stattdessen - wie 

gesagt - unstet und Ungefestigt in der Kriminel len- und Drogenszene bewege, sich 

dabei nich� nur als Kleindealer betätige,  sondern selbst Kokain und Ecstasy nehme. 
Den BtM-Vorgang hat das LKA Berl in sodann ab Oktober 201 6  gesondert bearbeitet . . . . 
und ihn der Berl iner Staatsanwaltschaft am 1 7 . Januar 201 7  übergeben (dortiges 
Az. : ) . Gewonnene Erkenntnisse zur Tatbetei l igung des Amri an einer 
gewalttätigen Mi l ieuauseinandersetzung sind zudem informatorisch in ein u .g .  Ver­
fahren wegen gefährl icher Körperverletzung überführt worden (S. 53 ff. ) .  

Jedenfal ls wurde d ie operative Überwachung des Amri seitens des LKA nicht weiter­
geführt. Ob und wann das Ermittlungsverfahren durch den Generalstaatsanwalt tat­
sächl ich eingestellt worden ist, entzieht sich meiner Kenntnis.  Die beantragte Einsicht 

in die beim GStA Berlin geführte Verfahrensakte habe ich n icht erhalten .  Es bleibt 

auch sonst offen ,  ob und inwieweit Berliner Sicherheitsbehörden in anderen zusam­
menhängen weitergehende Erkenntnisse erlangt oder Überwachungsmaßnahmen 

gegen Amri ergriffen haben.  Denkbar sind etwa durch das. LN Berlin veranlasste 

Tätigkeiten oder G BA-geführte Ermittlungsmaßnahmen , doch ist das spekulativ . . 
Nach Sichtung der mir zur Verfügung gestellten Unterlagen der Sicherheitsbehörden 

des Landes N RW kann jedenfal ls eine diesbezügl iche Kerintn islage von NRW­
Behörden recht zuverlässig verneint werden. 
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b) Verstoß gegen das Ausländerrecht 

aa) Unerlaubte Einreise _: 440 Js 24374/1 5 StA Freiburg 

Erstmal igen Kontakt mit deutschen Behörden hatte Amri ,  als er sich am 6.7.201 5  mit 
weiteren Personen im - bekanntl ich grenznahen - Freiburg bei der Polizei einfand 

und .unter dem Aliasnamen Anis Amir  um Asyl nachgesucht hat. Begleitet wurde er 
dabei  von weiteren Personen,  von denen sich jedenfal ls zwei - noch vor Amri -
ebenfal ls terroristischer Absichten verdächtig gemqcht und die sich noch. mehr als er 
in Berlin aufgehalten haben , wo operativ gegen sie ermittelt worden ist (einer von 

ihnen · 
Verfahrens 

- wird ü brigens als einer .der Beschuldigten im Ermittl ungs­

GBA geführt, das den Lkw-Anschlag vom 1 9. 1 2.20 1 6  auf 
dem Breitscheidplatz zum Gegenstand hat). Amri (als Amir) wurde an d ie Landes­

aufnahmestel le Karlsruhe verwiesen ,  wo er jedoch n icht vorgesprochen hat (wiewohl 
er s ich jedenfalls am 1 1 .  7.201 5 in Karlsruhe aufgehalten hat, als er durch eine Be­

förderungserschleichung auffiel) .  Aufgrund unbekannten Aufenthalts des · vermeintl i­
chen Ami r  stel lte die Staatsanwaltschaft Freiburg das wegen unerlaubten Aufenthalts . . 
(§ 95 Abs. 1 AufenthG) geführte Ermittlungsverfahren nach Vorlage der Akten am 
3 1 .7.201 5  vorläufig ein (§ 1 54f StPO) und schrieb Amri unter dem Al iasnamen Amir 

zur Aufenthaltsermittlung aus. 

Nachdem d ie d iversen Aliasnamen des Amri unter einer Führungspersonal ie regis­

triert worden waren und d ies der Staatsanwaltschaft Freiburg zur Kenntnis gekom­
men war, wurde das besagte Verfahren nach Berichtslage wieder aufgegriffen und 

durch Verfügung vom 24. 1 1 .201 6  im Hinbl ick auf Art. 31 der Genfer Flüchtlingskon-
• • • • < 

vention (samt § 95 Abs. 5 AufenthG)  nach § 1 70 Abs .  2 StPO eingestel lt. Das ist im 

Ergebnis zutreffend, wiewohl die Begründung angreifbar ist, so sie in der berichteten 

Weise erfolgt ist (unmittelbare Akteneinsicht · konnte ich aufgrund obstruktiv­

verzögernder Haltung des Justizmi.n isteriums des Landes Baden-Württemberg n icht 

nehmen): 

N ach Art. 31 der auch im deutschen Recht verbindl ichen Genfer Flüchtl ingskonventi­
on dürfen wegen · unrechtmäßiger Einreise oder Aufenthalts keine Strafen · gegen 

Flüchtl inge verhängt werden, wenn d iese unmittelbar aus einem Gebiet kommen, in 

dem ihr Leben oder ihre Freiheit bedroht waren und die ohne Erlaubnis in das Gebiet 
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des Vertragsstaats (hier: Deutschland) einreisen oder sich dort aufhalten ; sofern sie 

sich unverzüglich bei den Behörden melden und Gründe darlegen ,  d ie  ihre unrecht­

mäßige Einreise oder ihren unrechtmäßigen Aufenthalt rechtfertigen .  Bei d ieser Prü­

fung ist zur Gewährleistung eines suffizienten Menschenrechtsschutzes ein eher 
großzügiger Maßstab zu wählen. Dabei ist zwar zu sehen, dass s ich Amri offenbar 
unverzüg l ich nach Grenzübertritt bei der Freiburger Polizei gemeldet hat und spätes­

tens in  der asylrechtl ichen Anhörung einige Gründe für seine angebl iche Flucht aus 

Ägypten genannt hat. Indessen waren diese frei erfunden, weshalb der Asylantrag -

mit Recht - als offensichtlich unbegründet abgelehnt worden ist. Fä lschl iches Be­
rühmen kann .n icht genügen, um die Rechtsstel lung nach der Flüchtl ingskonvention 

zu erhalten,  wei l  diese sonst rasch ausgehöhlt wäre. Jedenfal ls kam Amri n icht un­
mittelbar aus einem Bedrohungsgebiet, auch wenn er das behauptet hat. Ungeachtet 

dessen, dass er ursprüngl ich nicht aus Ägypten, sondern aus Tunesien gekommen 
ist, hatte er bereits sicheren Aufenthalt in Ital ien gefunden. Zwar mag die Unmittel­
barkeit im Sinne von Art. 31  der Genfer Flüchtl ingskonvention durchaus auch in  Fäl­
len der Durchreise durch andere Staaten vorliegen (so OLG Stuttgart, Urt. v. 
2 .3 .201 0, 4 Ss 1 558/09, StV 201 1 ,  1 64). Das ist jedoch bei einem vierjährigen Auf­

enthalt i n  Ital ien zu verneinen. 

Die E instel lungsverfügung nach § 1 70 Abs .  2 StPO war aber aus anderen Erwägun­
gen zutreffend: Nach § 55 Abs .  1 des zum Tatzeitpunkt geltenden AsylVfG ist (resp. 

war) e inem Ausländer, der um Asyl nachsucht, zur Durchführung des Asylverfahrens 
der Aufenthalt im Bundesgebiet gestattet (etwas anders § 55 Abs .  1 AsylG n.F. mit 

Geltung ab 6 .8.20 1 6  [BGBL 1 S. 1 939] , der auf den Ankunftsnachweis abhebt). Da 

Amri sodann unter einem Al iasnamen eine BüMA einholte (und später noch weitere) 

und alsdann auch das Asylverfahren durch Stellen eines Asylantrags ernsthaft be­

trieben .hat, War sein Aufenthalt in der Sache gestattet. Zur Durchführung des Asyl­
verfahrens war die E:inreise jedenfal ls bei unverzügl icher pol izei l icher Meldung - wie 

erfolgt ...,. gestattet, was sich aus den §§ 1 3  Abs .  3 und 1 8  AsylG erhellt und auch mit 

B l ick auf Art. 1 6a GG geboten ist (vgl .  OLG Düsseldorf, Beschl .  v. 1 .7.2008, 5 Ss 
1 22-80/08, StV 2009, 1 38;  OLG München, Besch l .  v. 20 .2 .2006, 4 St RR 20/06, NStZ 

2006 , 529 ;  Bergmann, i n :  Bergmann/Dienelt, Ausländerrecht, 1 1 .  Aufl . 201 6,  Art. 1 6a 

GG Rn . 1 8 , § 55 AsylVfG Rn. 2 f. ; Senge, i n :  Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche Neben-
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gesetze, § 95 AufenthG Rn. 1 ). Es ist zwar richtig ,  dass der Asylsuchende sich 

grundsätzlich nicht auf das Asylgrundrecht (Art. 1 6a Abs. 1 GG) als Rechtfertigungs­

grund berufen kann (so BGH,  Urt. v. 26.2.201 5 ,  4 StR 1 78/1 4 ,  NStZ-RR 201 5,  1 84; 

Urt. v. 26.2.20 1 5, 4 StR 233/14 ,  NJW 201 5,  2274), wenn er aus einem sicheren 

Drittstaat einreist (vg l .  Art. 1 6a Abs .  2 GG, § 26a AsylG) .  Das ändert aber n ichts an 
der vorgenannten Gestattung,  welche die Einreise nachträgl ich legitimiert, wenn sich 

der Asylsuchende unverzüglich bei der Polizei meldet (OLG Düsseldorf, Beschl. v. 
1 .7.2008, 5 Ss 1 22 ,80/08,  StV 2009, 1 38; Gericke, i n :  MK-StGB ,  2. Aufl . 201 3, § 95 
AufenthG Rn. 43; Winkelmann, in :  Bergmann/Dienelt, Ausländerrecht, 1 1 .  Aufl . 201 6, 
§ 95 Rn. 53) oder spätestens, wenn der .Schwebezustand durch Antragsstel lung im . 
Sinne von § 55 Abs .  1 S .  3 AsylG im permissiven Sinne beseitigt wird (Neundorf, i n :  
Kluth/Heusch, BeckOK-Ausländerrecht, § 55 AsylG Nr. 7 ff. ;  vgl .  nun aber auch § 87c 
AsylG) .  

Zudem ist zu sehen,  dass d ie europäische Rückführungsrichtl in ie 2208/1 1 5/EG vom 
1 6. 1 2 .2008 (ABI .  L 348/98) in der gefestigten Deutungshoheit des Europäischen 
Gerichtshofs in Fällen dieser Art jedenfalls einer B estrafung,  die mit Haft verbunden 
ist, schlagend entgegensteht (EUGH, U rt. v. 6. 1 2.201 1 ,  Rs. C-329/1 1 ,  Achuglibabian , 
Slg. 1 201 1 , 1 2709; Urt. v. 7.6.201 6, Rs. C-47/1 5, EZAR NF 57 Nr. 52; OLG Hamm, 
Beschl .. v. 1 3 . 1 2.20 1 6, 3 RVs .90/1 6 ,  BeckRS 201 6, 1 1 3 1 95 ;  Gericke, i n :  MK-StGB, 2.  

Aufl . 201 3, § 95 AufenthG Rn. 30) .  Das mittels der Rückführungsrichtl in ie initi ierte 
System ist näml ich darauf ausgerichtet, e inen unerlaubten . Aufenthalt durch mög­

l ichst umgehende Rückführung zu beenden. Das kann sehr wohl Abschiebungshaft 
beinhalten .  Nicht gewollt s ind indessen Strafverfahren wegen unerlaubten Aufent­

halts, wei l  d iesbezügl iche Freiheitsentziehungen die unbedingt vorrangige Rückfüh­

rung tatsächlich oder potentiell verzögern oder verhindern können . 

· bb) Ermittl ungsverfahren . StA Gießen 

Im zusammenstel lenden Vermerk des BMJV vom 25. Januar 201 7  wird das Ermitt­
lungsverfah ren StA G ießen erwähnt, dem ein Verstoß gegen das 

Aufenthaltsgesetz zugrunde l iegt, wobei der Eingang des Verfahrens auf den 

14 . 1 1 .201 6 datiert und dieses nach § 1 53 StPO sogleich wegen Geringfügigkeit 

eingestellt worden ist. Name und Geburtsdatum des Beschuldigten hätten durchaus 
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in das Al iasnamen-Profil des Anis Amri gepasst. Auf mein Akteneinsichtsgesuch 

teilte mir d ie vertretende B.ehördenleiterin al lerd ings am 1 7.2 .20 1 7  telefonisch mit, 

dass Personenidentität mittlerwei le ausgeschlossenwerden konnte. 

Ergebnis: Es handelt sich mith in um eine andere Person. 

c) Urkundendelikte 

aa) Mittelbare Falschbeurkundung 

Einern von der Staatsanwaltschaft Berl in wegen Verdachts der mittelbaren Falsch­

beurkundung (§ 271 StGB) geführten Ermittlungsverfahren l iegt tatsächl ich zugrun­

de, dass sich der hier unter dem Al iasnamen Ami r  beschuldigte Amri am 1 1 . 1 2.201 5 . . . 
bei seiner - erneuten - Erfassung fälschl ich als „Ahmad Zarzour" ausgegeben hat. 

Das führte zu einer insofern unzutreffenden Registrierung resp.  BüMA. Der Vorgang 
zum polizei l ichen Az. wurde am 22.2.20 1 6  der Staatsanwalt­

schaft zugeleitet, d ie es am 25.2 .201 6  aus Rechtsgründen gemäß § 1 70 Abs. 2 StPO 
mangels h inreichenden Tatverdachts eingestel lt hat Das Aktenzeichen der Staats­
anwaltschaft ist h ier nicht bekannt, eine unmittelbare Akteneinsicht konnte daher 
n icht erfolgen .  

I nsofern ist zu sehen,  dass die Beurkundungsdelikte der  §§ 348 und 271  StGB zwar 
durchaus d ie inhaltl iche Richtigkeit von öffentl ichen Urkunden, Büchern, Dateien und 
Reg istern schützen .  Dies gi lt aber nur, soweit öffentl icher Glauben an die Richtigkeit 
der getätigten Beurkundung mit Beweiswirkung für und gegen jedermann besteht 

(BGH, Urt. v. 1 6 .4 . 1 996, 1 StR 1 27/96, BGHSt 42, 1 31 ff. ; Fischer, StGB,  64. Aufl . 

201 7, § 271 Rn. 4 f. ; Zieschang, i n :  LK-StGB ,  StGB,  1 2 . Aufl. 2009, § 271 Rn. 22 ) . 
Bei der Anmeldung als Asylsuchender weist eine BüMA indes zu öffentlichem Glau­

ben nur aus, dass die dort erfasste Person um Asyl nachgesucht hat und diese Mel­

dung aufgenommen worden ist. Dagegen besagt die BüMA mitsamt den damit ver­
bundenen Registrierungsvorgängen nichts darüber, ob d ieses · Ersuchen mit Grund · 

erfolgt. Weil d ie darin angegebenen Personal ien ausschl ießl ich auf einer Selbstaus­

kunft des Asylsuchenden beruhen (was in der BüMA deutl ich ausgeführt wird : „Per­

sonal ien und . Staatsangehörigkeit sind. nicht nachgewiesen . und beruhen nur auf 

eigenen Angaben!" ) ,  folgl ich noch überhaupt keine eigentl iche Identitätsprüfung 
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durch d ie beurkundende Behörde vorgenommen wird (sondern stattdessen eine 

erkennungsdienstliche Behandlung gern. § 1 6  AsylG) ,  besteht h i.nsichtlich der Rich­

tigkeit der angegebenen Persona lien desgleichen kein öffentlicher Glauben (ebenso 
BGH,  Besch l .  v. 2,9 .2009, 5 StR 266/09, BGHSt 54, 1 40;  OLG Bamberg ,  Besch l .  v. 

28.2.201 4, 2 Ss 99/1 3, NStZ-RR 201 4, 1 42 ;  Fischer, StGB,  64. Aufl. 201 7, § 271 Rn . 

6) .  Wer die Beurkundung einer solchen. BüMA oder sonstigen Registrierung unter 
Vorspiegelung falscher Personal ien veranl<;:isst, verübt folgl ich . keine mittelbare 
Falschbeurkundung (§ 271 StGB) .  

Ergänzend mag h inzugefügt sein ,  dass d ie Angabe falscher Personal ien desgleichen 
n icht voh den spezialgesetzl ichen Tatbeständen der §§ 84 ff. ÄsylG (zum Tatzeit­

punkt: AsylVfG) erfasst wird. Ledigl ich das al lgemeine Aufenthaltsrecht kennt eine 
Strafvorschrift, welche Ausländer bei Strafe zur wahrheitsgemäßen · M itteil ung von 

Alter, Identität und Staatsangehörigkeit verpfl ichtet (§ 95 Abs. 1 Nr. 5 i .V.m. § 49 
Abs. 2 AufenthG).  Diese a llgemeine Erklärungspflicht besteht indessen nicht im vor­
rang igen Asylrecht, welches s ich mit Bl ick auf humanitäre Verpfl ichtungen bei Be­

strafungen zurückhält (KG, Urt. v. 1 5. 1 2.2008, [4] 1 Ss 284/08 [222/08] , BeckRS 
2009, 2 1 007; Besch l .  v. 22. 1 2.2009, [3] 1 Ss 4 1 0/08 [1 56/08] , NStZ-RR 20 1 0, 21 8 f. ) .  
Von einer derartigen Pönalisierung ist irn Asylgesetz bewusst abgesehen worden, . 

welches cjie M itwirkungspflichten abschließend regelt (§§ 1 5, 1 6  AsylG) .  

bb) Urkundenfälschung - StA Ravensburg 

Im E rm ittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft Ravensburg g ing es 

vord ring l ich um den strafbaren Gebrauch einer gefälschten ital ienischen I D-Karte, die 

Amri unter dem Al iasnamen Ami r  als in Rom wohnhaften ital ienischen Staatsbürger 

auswies. Mit d ieser ID-Karte wies er s ich aus,  als er in der Nacht vom 30.  zum 

3 1 . 7.20 1 6  von der Bundespolizei in Friedrichshafen kontrol l iert wurde, was anlässlich 
seiner Fahrt im  FernbUs vori Berl in mit Ziel Zürich erfolgte. Eine Dublette d ieser Karte 

wurde in  einer versteckten I nnentasche seiner Jacke gefunden. Indem Amri d ie be­

sagte Totalfä lschung gegenüber den ihn kontrol l ierenden Beamten einsetzte, hat er 

in strafbarer Weise eine unechte Urkunde gebraucht (§ 267 Abs. 1 Var. 3 StGB) .  Der 

m itverwirkl ichte Tatbestand des Verschaffens von falschen amtlichen Ausweisen (§ 

276 Abs. 1 StGB), der namentl ich das Ausführen eines solchermaßen gefälschten 
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Ausweises erfasst, hat gegenüber der Urkundenfälschung keinen eigenständigen 

Unrechtsgehalt und tritt daher im Wege der Geset.zeskonkurrenz h inter dieser zurück 

(Fischer, StGB,  64 . Aufl . 201 7, § 276 Rn . 7; Lackner/Kühl/Heger, StGB,  28. Aufl . 
201 4 ,  § 276 Rn. 5;Zieschang, i n :  LK-StGB ,  StGB,  1 2. Aufl . 2009, § 276 Rn. 1 9). 

Auf Antrag der örtl ichen Ausländerbehörde hat der Bereitschaftsrichter des Amtsge-
. 

richts Ravensburg am 3 1 .7 .20 1 6 vorläufige Abschiebungshaft angeordnet. Weil d ie . 
Voraussetzungen der Sicherungshaft in  concreto nicht vorlagen (dazu näher S. 90 
ff. ) ,  konnte diese Haft n icht über den Folgetag hinausgeführt werden, was die Frei­

lassung des Amri nach s ich zog .  Den Vorgang legte die Polizei der zuständigen 

Staatsanwaltschaft Ravensburg erst am 31 .8 .20 1 6  vor; die das Verfahren sodann am 

7.9 .20 1 6  wegen unbekannten Aufenthalts gern. § 1 54f StPO vorläufig einstellte und 
Amri national zur Aufenthaltsermittlung ausschrieb. Das war in  verfahrenstechnischer 

H insicht einwandfre i .  E ine unmittelbare Akteneinsicht habe ich al lerd ings aufgrund 

obstruktiv-verzögernder Haltung des Justizministeriums des Landes Baden-Würt­
temberg n icht nehmen können. 

In kritischer Betrachtung ist zu h interfragen , ob sich d ie örtl iche Polizeibehörde nach 
der Verhaftung des Amri n icht zu sehr auf die Abschiebehaft konzentriert hat. Für 

· den Fal l ,  dass die S icherungshaft n icht aufrechterhalten werden kann ,  hätte noch 

e ine Untersuchungshaft des fluchtverdächtigen Beschuldigten erwogen werden kön-

. nen.  Dem Unterzeichner sind Fälle bekannt, in denen ausreisepfl ichtige Ausländer, 

welche mit gefälschten Ausweispapieren angetroffen worden sind, sogleich in  Unter­

suchungshaft genommen worden s ind ,  um sie mit der gebotenen Dringl ichkeit einer 

ra.schen Hauptverhandlung und Aburtei lung zuzuführen. Ohne die örtl ichen Gepflo­
genheiten am Bodensee zu kennen, hätte das frei l ich e ine züg ige Konsultation des 
Staatsanwalts erfordert, der sodann einen Haftbefehl hätte beantragen können. Al­

lerdi ngs ist zugleich zu . sehen ,  dass Amri bis zu diesem Zeitpunkt n i rgendwo in 

Deutschland rechtskräftig verurteilt worden war. Zu erwarten war daher ledigl ich eine 

Geldstrafe, was die Verhängung einer Untersuchungshaft rasch _:_ wie gesehen -
unverhältnismäßig macht. Die Voraussetzungen für die Verhängung einer kurzzeiti­

gen Freiheitsstrafe, d ie nach § 47 StGB nur unter engem Voraussetzungen erfolgen 

darf, lagen ers ichtl ich n icht vor. Dass derlei Bestrafung den hafterfahrenen Amri 

geläutert und das Folgegeschehen verhindert hätte, ist ohnedies nicht zu sehen . 
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d) Eigentums�, Vermögem;a und Anschlussdelikte 

aa) Diebstah l  .,.. StA Freiburg 

Das Ermittl ungsverfahren der Staatsanwaltschaft Freiburg - Zweig-
stelle Lörrach hat die Entwendung zweier Packungen Zigaretten am 3 1 .8.201 1 i n  
Weil arn Rhein zum Gegenstand. E in  Fingerabdruckvergleich hat das nicht überra­
schende Ergebnis gezeitigt, dass es sich um einen anderen Anis Amri handelt. 

bb) Diebstah l  - StA Berlin 

Unter dem Aktenzeichen hat die Staatsanwaltschaft Berl in gegen 
Amri unter dessen Aliasnamen Almasri ein Ermittlungsverfahren wegen Verdachts 
des D iebstah ls geführt. Ersucht wurde um Übernahme des Verfahrens durch die 
Staatsanwaltschaft Kleve, welche dies al lerd ings durch Verfügung vom 8.4.20 1 6  
abgelehnt hat (dortiges Az, : ) .  Der Fortgang d ieses Verfahrens bei der 
StA Berl in  ist h ier n icht bekannt. In der Sache dürfte es sich um denselben Diebstahl 
von Mobiltelefonen handeln, . der gegen Amri als Hassa zum Erlass eines Strafbe­

fehls durch das Amtsgericht Emmerich geführt hat ( StA Kleve) .  Näher 
dazu oben S. 1 8  ff. 

cc) Leistun gserschleichung - StA Karlsruhe 

Das Verfahren  der  Staatsanwaltschaft Karlsruhe befasst sich nach 

Berichtslage m it dem Vorwurf der Beförderungserschleich ung (§ 265a StGB) ,  nach­

dem Amri unter seinem Aliasnamen Amir am 1 1 .7.20 1 5  ohne gültigen Fahrschein in 

einer Straßenbahn der Karlsruher Verkehrsbetriebe angetroffen worden war. Die 

Polizei wurde offenbar zur Identitätsfeststel lung h inzugezogen und leitete den Vor­
gang am 28.7.20 1 5  an die Staatsanwaltschaft Karlsruhe weiter. Weil es sich um 
einen Erstverstoß im Gebiet der anzeigenden Verkehrsbetriebe handelte, stellten 

d iese keinen Strafantrag. Ein besonderes öffentl iches I nteresse, eine solche (erste) 

„Schwarzfah rt" bei einem hier noch unauffäl l igen Täter sogleich mit Strafe zu verfol­

gen , ist nicht zü sehen. Folgeri�htig hat die Staatsan�altschaft durch Verfügung vom 

selben Tage das Verfahren gern. § 1 70 Abs .  2 StPO eingestellt. Einsehen konnte ich 
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die Verfahrensakte al lerd ings auch in  diesem Falle nicht aufgrund der obstruktiv­

verzögernden Haltung des Justizministeri um$ Baden-Württemberg . · 

dd) Geldwäschevorgang GW GStA Frankfurt 

Der d ie Ermittlungsverfahren in den Ländern erfassende Vermerk des BMJV vom 25. 

Januar 201 7 erwähnt weiterh in den bE;)i der Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt. 

registrierten Geldwäschevorgang . Zugrunde l iegt e ine Verdachts­
anzeige der Standard Chartered Bank, die den Verdacht der Geldwäsche und Terro­

rismusfinanzierung beinhaltet. Einer der genannten Verdächtigten ist Anis Amri, 

wobei in der Anzeige dessen Geburtsdatum mit dem 20. 1 2 . 1 992 - also zwei Tage 

vor dem tatsächl ichen Geburtsdatum - angegeben ist. Die Abtei lung Staatsschutz 

des Hessischen LKA soll mitgetei lt haben, dass nach Würdigung der gegenwärtigen 

Erkenntnislage des BKA keine abschl ießende Wertung darüber abgegeben werden 
könne,  ob es sich bei der genannten Person um den Attentäter gehandelt hat. 

Den Vorgang habe ich einse.hen dürfen .  Nach näherer Durchsicht steht für mich 
außerha lb  vernünftigen Zweifels, dass es s ich h ier um eine andere Person handelt, 
mith in  nur N amensgleichheit m it einem - mutmaßl ich - tunesischen Landsmann 

besteht. Die Verdachtsanzeige ist erst am 23. 1 2 .20 1 6  gestellt worden, wobei das 
o.g. Geburtsdatum n icht etwa dem angezeigten Geschäftsvorgang entnommen wor­

den ist, sondern ersichtlich aus den Medien bzw. sonstigen Berichten, d ie erst d ie 
Prüfung veran lasst haben . Insgesamt geht es um acht Zahlungsvorgänge im Ge­

samtvolumen von 40.693,62 US-Dollar: Dabei erfasst der letzte Vorgang den Mo­

hammad Hassan ,  was zwar auf einen der verwendeten Aliasnamen des Amri rekur­

riert, aber ersichtl ich eine andere Person meint. Der fragl iche Geschäftsvorfal l datiert 

. nämlich auf den 26.3.201 4  und damit auf einen Zeitpunkt, in  dem Amri in  einem 

ital ienischen Gefängnis einsaß. Die s ieben anderen Vorgänge beziehen sich alle­

samt - tei ls a l le in ,  überwiegend mit anderen - auf den Namen Anis Amri , wobei sich 
d ie Daten auf den Zeitraum vom 1 6.2.20 1 0  bis zum 1 3.9 .20 1 1 vertei len. Liegt schon 

für sich n icht nahe, dass ein zu d ieser Zeit gerade einmal 1 7- bzw. 1 8-Jähriger aus 

ärml ichen Verhältni ssen i n  Transaktionen von einer tunesischen Bank nach Bahrain 

involviert war, rückt d iese Annahme noch weiter fern angesichts dessen,  dass Amri 

am 4.4 .20 1 1 ü ber Lampedusa nach Ital ien eingereist ist. Dass er von hier aus die 
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noch d ie folgenden vier Transaktionen gesteuert hätte , ist abwegig, Dies wird bestä­
tigt dadurch, dass ausweisl ich einer ergänzenden Information der anzeigenden Bank 

der in die Transaktion verwickelte Anis Amri am 3 . 1 2 . 1 971 geboren worden sein sol l .  

Ergebnis: Es handelt s ich um eine andere Person. 

e) Körperverletzungen 

aa) Körperverletzung - lAGeSo Berl in, 6 .1 0.201 5 

Wohl an lässl ich einer erneuten Anmeldung beim LAGeSo (Landesamt für Gesund­

heit und Soziales) - als der zentra len Aufnahmeeinrichtung  des Landes Berl in und 

zugleich Zentralstel le für Asylbewerber -, welche d iesmal unter dem Al iasnamen 
Zaghloul erfolgte, soll Amri am 6 . 1 0 .201 5 einem Sicherheitsmann mit der Faust ins 
Gesicht geschlagen haben . Der Vorfal l  wurde polizei l ich erfasst (Az. Berl in :  

) ,  der Beschu ldigte sodann seitens der Staatsanwaltschaft zur 
Aufenthaltsermittlung ausgeschrieben. I ndessen hat der Geschädigte offenbar kei­
nen Strafantrag gestellt. Weil kein besonderes öffentliches . I nteresse bestand , wegen 

. . ' . 
d ieser Körperverletzung die Strafverfolgung zu betreiben , wurde das Verfahren er-
sichtlich zu Recht gemäß § 1 70 Abs .  2 StPO eingestellt. Das staatsanwaltschaftliche 

. Aktenzeichen ist hier n icht bekannt, eine unmittelbare Einsicht in die Akte ist daher 
n icht erfolgt (und zudem wegen der geringen Bedeutung nicht notwendig) .  

bb) Gemeinschaftl iche gefährliche Körperverletzung -

StA Berl in  (bzw. StA Berl in) 

Das Ermittlungsverfahren wurde von der Staatsanwaltschaft Berlin 

gegen Amri unter dessen Aliasname Ami r  geführt. Es wurde aus verfahrenstechni­
schen Gründen - um es gegen den Beschuldigten · zu personal isieren - am . . 
4. 1 0.20 1 6 gegen ihn eingeleitet bzw. aus dem Verfahren herausge-
löst, welches unter dem alten Aktenzeichen gegen den Hauptbeschuldigten weiterge­

führt worden ist (Hauptverhandlung im März 201 7).  Gegenständlich ging es um eine . . . 
gewaltsame Auseinandersetzung zwischen rival isierenden Gruppierungen des Berli-
ner Drogenmil ieus, bei .der eine Person durch Messerstichel-schnitte schwer verletzt 

und chirurg isch versorgt werden musste. Zugetragen hat sich der Vorfal l  am frühen 
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Morgen des 1 1 .  7 .20 1 6  in einer der Drogenszene zuzuordnenden Bar, d ie sich nahe 

· des als Drogenumschlagsplatz bekannten Görl itzer Parks befindet. Der Hauptbe­

schu ldigte aus der vierköpfigen Gruppe des Amri setzte im Zuge des erst verbal ,  

dann körperlich geführten Streits das Tatwerkzeug - ein Dönermesser - ein. Dass 
Amri tatbetei l igt war, .wurde aus der gegen ihn aus anderen Gründen geschalteten 
Telefonüberwachung bekannt. Gerichtsverwertbar war d iese zufäl l ig erlangte Er­
kenntnis in dem wegen gefährl icher Körperverletzung geführten Ermitt lungsverfahren 

fre i l ich nicht (§ 477 Abs.  2 S. 2 StPO), wei l  d ieses Del ikt nicht zu den Katalogtaten 
des § 1 00a Abs. 2 StPO zählt, wegen derer eine Telefonüberwachung angeordnet 

werden darf. Der H inweis des LKA Berlin ,  dass Amri/Ami r  einer der gesuchten Ver­
dächtigen im genannten Ermittlungsverfahren ist, ermögl ichte immerh in - durch 

L ichtbi ldvorlage - weitere Ansätze, um den Bete i l igungsnachweis führen zu können . 

Festzuhalten ist insofern, dass Amri nach Akten lage im Verdacht stand, in die ge­
waltsame Auseinandersetzung verstrickt zu sein .  Dabei soll er einen Hammer einge­

setzt haben (mögl icherweise nur einen Gummihammer). Die Person, gegen die er 
mutmaßl ich gekämpft hat, hat nur oberflächl iche Verletzungen er.litten (Prel lung am 

l inken Auge). Bei dem Hauptbeschuldigten dürfte es s ich wohl · um den in anderem 
Verdachtskontext genannten und im Behördenzeugnis des BN vom . 26. 1 .201 6  er­
wähnten Montassir (Montasser) handeln ,  dessen Haftentlassung abgewartet werden 
sol lte, um einen Raub zu begehen. Der nun angeklagte mutmaßliche Haupttäter 

befand s ich seinerzeit wegen strafbarer BtM-Verstöße tatsächl ich in  Haft, wie dies 
auch aktuel l  wegen D iebstahls mit Waffen der Fall ist. Soweit ersichtl ich ;  hat Amri in 

Berlin zeitweise mit ihm zusammengewohnt. Soweit - sehr geringfügig - Erkenntnis­
se aus der Telefonüberwachung hier bekannt geworden s ind,  ist d iese Person offen­

bar nicht i n  islamistische Bestrebungen verstrickt, sondern al lein im kriminellen 

Spektrum von BtM- und Eigentumsdel ikten zu verorten .  Sol lte das tatsächl ich so sein 
- wozu i nsbesondere das LKA Berl in  eigene Erkenntn i.sse haben sollte -, ist un­

wahrschein l ich , dass die besagte Raubtat, wie d ies im Behördenzeugnis des BN 

vom 26. 1 .20 1 6 ausgeführt wird, tatsächl ich dazu hätte d ienen sollen, finanziel le Mit­
tel für einen terroristischen Anschlag zu organisieren. Vielmehr wäre d iese geplante . . . . .· . 
Tat dann „nur" der a l lgemeinen Kriminal ität zuzuordnen, was mit der kriminel len 

Persönl ichkeit des Amri leicht zu vereinbaren ist. 
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Jedenfalls war die Verdachtslage gegen Amri wegen der Beteil igung an der gefährli­

chen Körperverletzung nach überzeugender Einschätzung des Dezernenten nicht 

dringend, um - auch mit Bl ick auf seinen untergeordneten Tatbeitrag - mit Aussicht 
auf Erlass e inen Haftbefehl beantragen zu können . Wegen unbekannten Aufenthalts 

wurde das Verfahren gegen Amri/Amir am 7 . 1 2 .20 1 6  gemäß § 1 54f StPO eingestellt . 
Zugleich wurde er - nun auch unter den bekanntgewordenen Aliasnamen Almasri, 

Hassa, Zaghloul und Zarzour -'- zur Fahndung ausgeschrieben. An diesem Verfah­

rensvorgehen seitens der Staatsanwaltschaft Berl in ist nichts zu besorgen. 

. f) Verstoß gegen das Betäubungsmittelgesetz - StA Berl in 

Anlässlich der operativen Überwachung des Amri im Ermittlungsverfahren 
GStA Berlln wurden - vor al lem im Zuge der TKÜ - einige Erkenntn isse zu­

sammengetragen, dass sich A.mri als Kleinstdealer verdingt und in der Szene an 
d iversen Stel len in Berli n  verschiedene Drogen verkauft bzw. diese auch selbst kon­

sumiert. Das passt dazu, dass auch das vorgenannte Verfahren StA 
Berl in wegen Verdachts der gemeinschaftl ichen gefährl ichen Körperverletzung in 
d ieses Deliktsfeld gehört, weil es sich hierbei ersichtlich um eine Auseinanderset­
zung zwischen rival isierenden tunesischen Gruppierungen handelte , die um Drogen­
erlöse o.ä� stritten. Nachdem die operative Ü berwachung des Amri durch das LKA 
Berl in  am 2 1 .9 .20 1 6  ausgelaufen war, ohne den Grundverdacht verdichten zu kön­
nen,  wurden die Erkenntnisse aus der TKÜ h insichtl ich etwaiger BtM-Verstöße her­

ausgelöst und am 20 . 1 0 .201 6 der Fachabtei lung zur gesonderten Bearbeitung ange­

zeigt .  Wei l  es um den Vorwurf des gewerbsmäßigen Handeltreibens mit 

Betäubungsmitteln (§ 29 Abs. 1 Nr. 1 ,  Abs .  3 Nr. 1 BtMG) ging, hinsichtlich dessen 

durchaus ebenso eine TKÜ hätte angeordnet werden können (§ 1 OOa Abs. 2 Nr. 7 

StPO), wären d iese Erkenntnisse vor Gericht zu verwerten gewesen (§ 477 Abs. 2 S .  

2 StPO). Allerdings wurden d ie  abgehörten Kommunikationsvorgänge ausweisl ich 

der übermittelten TKÜ-Auswertung . sehr konspirativ geführt und hätten lediglich dazu 

ausgereicht, weitere Ermittlungen wegen des Verdachts zu führen. Der Nachweis 

des Betäubungsmittelhandels war damit keinesfal ls zu führen .  

Das LKA Berl in hat . der Staatsanwaltschaft Berl in den Vorgang am 1 8 . 1 .201 7 zur 

Kenntnis übersandt, wo er unter dem o.g .  Aktenzeichen geführt wor-
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den ist. Die Akte samt Sonderheft TÜ habe ich einsehen dürfen. Die Einstellung 

erfolgte durch Verfügung vom 25.1  .201 7  wegen Todes des Beschuldigten . Die kon� 

spirative Kom munikation genügte ersichtl ich n icht irn Ansatz dazu, einen dringenden 
Tatverdacht gegen Amri zu begründen, aufgrund dessen er in Haft hätte genommen 

werden können . .Es bestand ledig l ich ein noch recht vager Anfangsverdacht, dem 

durch weitere Ermittlungen nachzugehen gewesen wäre. 

3. Zwischenergebnis zu den strafrechtl ichen Vorgängen 

Strafrechtl iche Verdachtsmomente . gegen Amri wegen Vorbereitung einer schweren 

staatsgefährdenden Gewalttat (§ 89a StGB)  oder versuchter Anstiftung zum Mord 
(§§ 30,  2 1 1 StGB) l ießen sich trotz monatelanger operativer Ermittlungsmaßnahmen 

der LKAs Berlin und NRW nicht verdichten .  Eine eigene Überprüfung d ieser Vorgän­
ge konnte hier mangels Aktenzugangs n icht erfolgen . 

Darüber hinaus wurden gegen Amri weitere Verfahren wegen diverser Delikte ange­

stoßen. Bei d iesen bestand indes mehrfach schon aus Rechtsgründen kein h inrei­
chender Tatverdacht. Das betrifft die aufenthalts- bzw. asylsfrafrechtlichen Vorwürfe 

ebenso wie den Vorwurf mittelbarer Falschbeurkundung. I n  weiteren Fällen fehlte der 

zur Verfolgung erforderl iche Strafantrag (Beförderungserschleichung, Körperverlet­
zung) oder war der Tatnachweis aus tatsächl ichen Gründen nicht zu führen (Fahr­

raddiebstah l )  bzw. waren die Ermittl ungen nOch nicht abgeschlossen (gefährliche 

Körperverletzung; BtM). Es verbleiben ledigl ich die Vorwürfe wegen des Diebstahls 

der Mobi lte lefone, des Leistungsbetrugs in recht geringfügigem Umfang sowie wegen 

Urkundenfälschung (Gebrauch gefälschter ID-Karte) .
. 
Diese l ießen sich im Übrigen 

schon wegen i hrer Verschiedenartigkeit nicht - wie dies zuweilen fern l iegend erwo­

gen worden ist - in  einem Sammelverfahren zusammenzuführen (vgl . Ziff. 25 S .  2 
RiStBV). Al lenfal ls hinsichtlich des letzten Strafvorwurfs , der in Baden-Württemberg 

zu erheben war, bestand eine vage Aussicht, Amri in Haft nehmen zu können. Es ist 

rechtl ich aber n icht zu beanstanden , dass d ieser ziemlich brüchige Weg nicht einge­

schlagen worden ist. 
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II .  Aufenthaltsrechtl iche Bewertung 

Mit Bl ick auf die aufenthaltsrechtl iche Bewertung des Falles Amri s ind im Wesentl i­

chen drei Zeitabschnitte zu unterscheiden: Die erste Phase umfasst den Zeitraum, i n  

dem Amri ab Jul i  201 5 unter Verwendung verschiedener Aliasidentitäten mehrere 
Asylgesuche angebracht hat. Der zweite Abschnitt beginnt mit der Zusammenfüh­

rung seiner d iversen Identitäten sowie seiner Gefährdereinstufung im. Februar 201 6  
und war vom Behördenbemühen getragen; seine Ausreisepflicht herbeizuführen. Die 

d ritte Phase umfasst sch ließl ich den Zeitraum nach E intritt der Bestandskraft des 
ablehnenden Asylbescheids (d .h . :  nach dem 1 1 .6.201 6) ,  in dem die nunmehr beste­
hende Ausreisepfl icht durchgesetzt werden sollte. Zu begleiten ist das m it Überle­

gungen , inwieweit Überwachungsmaßnahmen ausländerrechtlicher Art (insbes. Mel­
deauflagen) flankierend hätten angebracht werden sollen bzw. einzusetzen gewesen 
wären.  

1.  Asylgesuche und Zuweisungen 

. a) Tatsächlicher Verlauf 

Nachdem Amri unter dem Aliasnamen Anis Amir am 6.7 .20 1 5  zuerst bei der Polizei 
in Freiburg um Asyl nachgesucht hatte, wurde er dort - wie dies in § 1 9  AsylG [da­

mals: AsylVfG] vorgesehen ist - erkennungsdienstlich behandelt und sodann an die 
zuständige Aufnahmereinrichtung in Karlsruhe weiterverwiesen. Zwar ist Amri da­

nach tatsächlich nach Karlsruhe gereist, wo er am 1 1 .7 .20 1 5  durch eine Beförde-

. rungserschleichung aufgefal len ist, . doch hat er ersichtlich n icht in der dortigen Auf­

nahmeeinrichtung vorgesprochen . D ies erfolgte erst am 28.7.201 5, al lerdings nicht in 

Karlsruhe, sondern unter Verwendung des Aliasnamen Mohamed Hassa/n beim 

LAGeSo als der Zentralen Aufnahmeeinrichtung für Berl in .  Nach der obl igaten ED-
. . . . 

Behandlung wurde ihm dort eine BüMA auf den vom ihm angegebenen Aliasnamen 
ausgestellt. Alsdann  wurde er in die Erstaufnahmeeinrichtung in Dortmund weiter­
verwiesen, Wo er sich vom 30.7. bis zum 3 .8.201 5  aufhielt, bevor er anschießend -

via ZUE Hemer - bis zum 1 8 .8 .2015 in der ZUE Rüthen untergebracht war. Von dort .· 
folgte dann seine Zuweisung nach Emmerich ,  wo er in d ie Kommunale Gemein­

schaftseinrichtung Tackenheide zog. 
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Auffäl l ig wurde Amri dort Ende Oktober 201 5,  als er einem Mitbewohner . prahlerisch 
die bereits angesprochenen IS IS-Kampfbilder zeigte . D ieser brachte d iesen Vorfal l 

am 27. 1 0.20 1 5  bei der Aufenthaltsbehörde zur Anzeige, worauf der sodann  befasste 

pol izei l iche Staatsschutz einen Prüffal l lslamismus angelegt hat. Hinzu kam im De­
zember 201 5  der Diebstahl zweier Mobiltelefone seiner Mitbewohner. Für NRW ist . 

nun bedeutsam, dass Amri sich ebenfal ls im Oktober 201 5  weitere BüMAs zum Ali ­

asnamen Ahmed Almasri ausstel len l ieß (genauer: am 28. 1 0. in Dortmund [EAE] 
bzw. am 29. 1 0 . in Münster [Außenstel le BR Arnsberg]) .  Das führte ihn sodann über 
die Flüchtl ingsunterkunft Dinslaken nach Oberhausen, wo er Mitte November Woh­
nung nahm. In d ieser Zeit fiel er durch . intensive Kontakte zu den Beschuldigten im 
Ermittlungsverfahren gegen u .a .  auf, wobei die Ermittlungen im Auftrag 
des GBA vom LKA NRW bzw. dort der EK Ventum geführt worden sind. Als mögli­
cher Nachrichtenmittler wurde Amri in die TKÜ-Maßnahmen einbezogen, zudem 
berichtete der Vertrauensmann VP-01 über einen Anis, der etwas vorhabe. Beides 
konnte sodann durch pol izeiliche Arbeit zusammengeführt werden. 

Außerdem hat Amri noch weitere Asylgesuche unter Aliasnamen gestellt, worüber 
sich etwa eine von der Zentralen Aufnahmestelle für Asylbewerber in Beriin ausge­
stellte BüMA verhält, die am 1 1 . 1 2.201 5 auf den Aliasnamen Ahmed Zarzour ausge­
stellt worden ist (wenngleich Amri der darin ertei lten Verweisung nach Hamburg nach 
h iesiger Aktenlage offenbar nicht gefolgt ist). Ein weiteres Asylgesuch könnte eben­

fal ls in Berl i n  am 6 . 1 0 .20 1 5  unter dem Aliasnamen Ahmad Zaghloul erfolgt sein ,  

wobei es zu einer körperl ichen Auseinandersetzung kam. Nach hiesigem Kenntnis­

stand bestehen a l lerd ings durchaus Unklarheiten ,  in welchem Umfang Amri in ande­
ren Bundesländern unter Aliasidentitäten aufgetreten ist. Dazu soflte der GBA mitt­

lerwei le hinreichend recherchiert und Ergebnisse erzielt haben , die mir nicht 
zugänglich sind .  

b) Mehrfachidentitäten 

Was diese erste Phase betrifft, in  der Amri sich verschiedene Aliasidentitäten zuleg­
te, unter denen er gegenüber den Behörden auftrat, sind nach Aktenlage keine we­

sentl ichen Behördenversäumnisse asyl- bzw. aufenthaltsrechtlicher Art festzustel len. 

Problematisch war freil ich die Länge der Asylverfahren, was aber in der aufgelaufe-
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nen Flüchtl ingskrise eigener Dynamik unterlag. Und dass i n  Oberhausen durch 

Scheckauskehrung und Üb�rweisung die Asylbewerberleistungen doppelt zugewen­

det worden sind (dazu S. 30 f. ) ,  hat zwar den Amri vermeidbar bereichert, doch ist 
das für die hier vorzunehmende Bewertung unwesentl ich. Das hauptsächliche Prob""' 

lern i n  d ieser Phase waren die Doppel- und Mehrfachidentitäten,  die sich Amri mühe-
. los zulegen konnte, wie d ies freil ich nicht wen ige Asylbewerber getan haben, um 

Sozial leistungen mehrfach zu beziehen .  

Seitens der  Aufenthaltsbehörden war dieses Problem aufgrund mangelnder rechtli­

cher und tatsächl icher Ausstattung nicht ohne politisch-gesetzgeberische Unterstüt­
zi.mg zu lösen .  Zwar wurden und werden Lichtbilder bereits seit Einfügung von Nr. Sa 
in  § 3 Abs. 1 AZRG - aufgrund des Richtl in ienumsetzungsgesetzes vom 1 9.8 .2007 
(BGBI .  1 S .  1 970) - im al lgemeinen Bestand des Ausländerzentralregisters (AZR) 
gespeichert; auch werden Bewerber seit einiger Zeit ED-behandelt. Das vermag aber 

Mehrfachidentitäten nur . bei zielgerichtet-konkreter Verdachtslage aufzudecken.  Das 

vorlaufende IT-System EASY (für: Erstvertei lung der Asylbegehrenden), welches das 
BAMF zur Vertei lung auf die Bundesländer noch zum Zeitpunkt der Asylgesuche des . . . . . 
Amri verwendet hat, hat sich insofern - durchaus vorhersehbar - als lückenhaft er-
wiesen .  

. . . 
Um Mehrfachanträge in den verschiedenen Mitgliedstaaten zu detektieren und zu 

. unterbinden, wurde zwar auf Grundlage der VO (EG) Nr. 2725/2000 vom 1 1 . 1 2 .2000 

(ABI .  L 3 1 6/1 ) d ie europäische Datenbank EURODAC install iert, in der seither die 

Fingerabdrücke von al len zehn Fingern der Asylbewerber und i llegal E inreisenden 

bzw. Aufhältigen erfasst werden oder jedenfalls de jure ·erfassen sollen (Rechts­
grundlage dafür ist mittlerweile die VO [EU] 603/201 3 vom 26.6.20 1 3  [ABI .  L 1 80/1 ) .  

Gewährleisten soll/te das die (möglichst) effektive Anwendung des Dubl iner Überein­

kommens vom 1 5 .6�  1 990 über die Bestimmung des zuständigen .Staates für die 

Prüfung eines in einem Mitg l iedstaat gestellten Asylantrags (ABI .  1 997 C 254/1 ). Das 

System findet indessen seine tatsächl iche Grenze, wenn durch den Erststaat keine 
Fingerabdruckdaten erhoben und eingespeist werden. Just das war bei Amri der Fal l ,  
wobei . der Erfassungsgrund eines beantragten Asyls schon deshalb nicht greifen 
konnte, wei l  er in Ital ien offenbar keinen solchen Antrag gestellt hatte. Zu erfassen 

wäre Amri dennoch gewesen, weil er am 5.4 .201 1 i l legal eingereist war, als er auf 
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Lampedusa anlandete. Dass gleichwohl keine Erfassung in EURODAC erfolgt ist, 
dürfte auf Überforderung der ital ienischen Behörden beruhen, weil in dieser Zeit 

jeden Tag Hunderte neuer Flüchtl inge auf die I nsel gelangten.  Hier zeigen sich die 
tatsächlichen Grenzen des Informationssystems,  wie sich dies auch im Herbst 201 5 

wiederholte, als zahl lose Flüchtl inge in Deutschland einreisten, ohne von den Grenz­
behörden - wie in § 1 8  Abs, 5 AsylG im Prinzip vorgesehen - erkennungsdienstlich 

behandelt worden zu sein . Weil die Aufnahme des Amri in EURODAC unterblieben 
und auch nicht nachgeholt worden ist, bl ieben jedenfalls d ie durchaus erfolgten Ab­

gleichsanfragen deutscher Behörden ohne Treffer. 

M it · I nkrafttreten des sog. Dateriaustauschvei-besserungsgesetzes vom 2.2 .201 6 

(BGB! .  1 S.  1 30; genauer: Gesetz zur Verbesserung der Registrierung und des Da­
tenaustausches zu aufenthalts- und asylrechtlichen Zwecken ;  in Kraft seit dem 

5.2.201 6) werden nunmehr im Ausländerzentralregister (AZR) - über bestimmte 
Grundpersonalien hinaus � vor al lem auch die Abdrücke al ler Finger von Asyl- und 
Schutzsuchenden gespeichert, d ie im Rahmen ihrer erkennungsdienstlichen Be­
handlung erhoben worden sind. Die Daten sollen nach Möglichkeit schon beim Erst­
kontakt durch d ie zur Registrierung befugte Stelle erhoben werden. Sodann sind 
al len öffentlichen Stellen die im Rahmen der. Aufgabenerfü llung erforderlichen I nfor­
mationen aus dem Kerndatensystem zur Verfügung zu stel len .  Zudem wurde durch 

das Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz vom 20. 1 0 .20 1 5  (BGB! .  1 S .  1 722; i n  Kraft 
seit dem 24 . 1 0 .201 6) -:· welches das Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) in das Asylge­

setz (AsylG) umfirmiert hat - in Gestalt des Ankunftsausweises eine neuartige Be­
scheinigung über die Meldung als Asylsuchender geschaffen,  welche die bisherige 

BüMA ablöst bzw. fortentwickelt. Der Ankunftsnachweis wird von den Aufnahmeein­

richtungen und den zuständigen BAMF-Außenstellen ausgestellt und ist als ein pa­

pierbasiertes Dokument mit fälschungssicheren Elementen ausgestaltet. Wichtig ist, 

dass der Sicherheitsabgleich unverzüglich nach Speicherung der Daten im AZR 
vorgesehen ist. 

Sollte das Vorgenannte in der Praxis effektiv umgesetzt werden, müsste die Zeit 

vorüber sein ,  in der sich Asylsuchende mehrere Aliasidentitäten zulegen konnten und 

dann al lenfal ls zufäl l ig und/oder durch Denunziation aufgefallen sind.  Dass sich ein 
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Amri unter mehreren Aliasnamen asylsuchend meldet, dürfte daher durch routine­

mäßigen Abgleich der ID-Merkmale im AZR eigentlich ausgeschlossen sein .  

c) Wohnpflichten 

Das besagte Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz vom 20 . 1 0 .201 5 (BGBI .  1 S. 
1 722) sieht zudem eine Unterbringungs- und Wohnpflicht in Erstaufnahmeeinrichtun­

gen für die Dauer des Asylverfahrens vor und erleichtert zudem die Durchsetzung 
bestehender Ausreisepfl ichten. Diese Wohnpflicht gi lt i ndessen nach § 47 Abs. 1 a 

AsylG nur  für Asylbewerber aus sicheren Herkunftsstaaten (§ 29a AsylG) ,  mit deren 
dauerhaften Verbleib ohnehin n icht zu rechnen ist. Für Amri hätte das keine Bedeu­

tung gehabt, weil Tunesien bislang nicht zu diesen sicheren Staaten gehört und er 
sich bei seinen Gesuchen ohnehin der Flucht aus Staaten berühmt hat, in denen 
Verfolgung unstrittig stattfindet (hier: Ägypten) .  Der Bundesrat hat übrigens der vom 
Bundestag bereits am 1 3 .5.201 6  beschlossenen Änderung der Anlage I I  des AsylG 

(BT-Drs . 1 8/8039), wonach Tunesien zu einem sicheren Herkunftsstaat erklärt wor­
den wäre, n icht zugestimmt (zuletzt erfolgte die Ablehnung durch Beschluss vorn 
1 0. 3.20 1 7, BR-Drs. 257/1 6) .  

Hinderl ich wäre für Amri daher allenfalls gewesen, wenn Asylbewerber al lgemein 
während ihres Verfahrens in derartigen Einrichtungen oder Lagern hätten wohnen 

müssten.  Tatsächlich sol l d ies in Ungarn künftig der Regelfall sein .  I n  humanitär­

menschenrechtlicher Betrachtung ist eine solche Kasern ierung indes abzulehnen,  

zumal deren Wirksamkeit zweifelhaft ist und womöglich hohe gesellschaftliche Kos­

ten verursacht. Zu sehen ist jedenfal ls, dass just jene Erstaufnahmeeinrichtung · 

(EAE),  in der Amri a ls Hassa verwiesen worden war, i n  Dortmund liegt und damit am 
Ort der islamistischen der er zeitweise ein- und ausging. Gleiches könn­

te für andere (städtische) Standorte gelten. Wallte man indessen eine EAE stets auf 

d ie sog. grüne Wiese l iegen , wäre das eine menschenfeindl iche Isol ierung bzw. 

Abschottung von Asylsuchenden , obwohl d iese womöglich schon im Fluchtstaat 
erhebl ichen Repressionen ausgesetzt waren . Davon hat sich ein der Humanität ver­

pflichteter Rechtsstaat zLi d istanzieren.  Systeniatisches Veröden zwangsgelangweil­

ter Asylbewerber kann  zudem hohe gesel lschaftl iche Kosten verursachen und ohne­
h in bestehende Probleme verschärfen. Das zeigt n icht zuletzt der Fall Amri : Gerade 
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das Setting institutionalisierter Langewei le hat 201 1 in Ital ien offenbar dazu geführt, 

dass er mit anderen - wie es heißt - seine Einrichtung  in Brand gesetzt h at, wofür er 

sodann eine mehrjährige Haftstrafe erh ielt, in der er sich - nach al lem, was wir der­
zeit wissen - islamistisch radikal isiert hat. Vom ungarischen Vorbild und der Ausdeh­

nung der Wohnpflicht in Einrichtungen bzw. Lagern auf al le Asylbewerber ist daher 

schon u ngeachtet dessen abzuraten, dass d iese generel le Beschränkung des Auf­
enthaltsortes und der Bewegungsfreiheit unverträgl ich ist mit den Zielsetzungen der 

Genfer Flüchtl ingskonvention (vgl. dort Art. 26) und des europäischen Asylrechts 
(vg l .  insbes. · Art. 7 der Richtl in ie 201 3/33/EU vom 26.6.201 3 zur Festlegung von 
Normen für die Aufnahme von Personen , die i nternationalen .Schutz beantragen [ABI .  

L 1 80/96]). 

Überdies hat das sog. Asylpaket 2 durch Gesetz zur E inführung beschleunigter Asyl­

verfahren vom 1 1 .3.201 6 (BGB!. 1 S. 390) die Möglichkeit geschaffen, für Asylbewer­
ber ohne Bleibeperspektive beschleunigte Asylverfahren durchzuführen ,  wobei der 
Asylantrag binnen einer Woche entschieden werden muss oder widrigenfalls im 
Normalverfahren fortzusetzen ist (§ 30a AsylG nF. ) .  Die betreffenden Asylbewerber 
müssen dazu während des Verfahrens in einer besonderen Aufnahmeeinrichtung 
wohnen, d ie mit einer Außenstelle des BAMF verbunden ist. Abgelehnte Bewerber 
sind. darüber h inaus bis zu ihrer Ausreise oder Abschiebung verpfl ichtet, dort wohnen 
zu bleiben (§ 30a Abs.  3 AsylG).  Mit diesem Konzept wird ein unerquickliches Umfeld 
geschaffen,  welches absch.recken soll ,  was - soweit solche besonderen Aufnahme­

einrichtungen mittlerweile instal l iert worden sind (Bayern) - namentl ich mit Bl ick auf 

Bewerber aus sicheren Balkanstaaten zu wirken scheint. Für Amri hat das BAMF 

freil ich von d ieser ihm eingeräumten Mögl ichkeit keinen Gebrauch mehr machen 

können, sondern das Verfahren anderweitig priorisiert. Abgesehen davon muss/te 

ohnehin erst d ie I nfrastruktur für d ieses neuartige Verfahren geschaffen werden, was 

zunächst eine diesbezügliche Vereinbarung .des Landes mit dem Leiter des Bundes­

amtes erfordert (§ 5 Abs. 5 AsylG n .F. ) .  

Sofern e ine solche Vereinbarung getroffen und umgesetzt wird, könnte heutzutage in 

· Fällen wie dem des Amri durchaus e in beschleunigtes Verfahren gewählt werden, 
wie sich aus § 30a Abs. 1 AsylG ergibt: Zwar war Amri kein Staatsangehöriger eines 

sicheren .Herkunftsstaates (Nr. 1 ) ,  weiter fehlen offensichtliche Anhaltspunkte für ein 
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mutwi l l iges Vernichten oder Beseitigen . seiner Identitäts- ode.r Reisedokumente (Nr . . 
3 ), auch h;:tt er keinen Folgeantrag gestellt (Nr. 4 ), den Antrag ferner nicht zur Verzö­

gerung einer getroffenen Abschiebungsentscheidung gestellt (Nr. 5) ,  sich etwa ge­
weigert, Fingerabdrücke nehmen zu l assen (Nr. 6) ,  und wurde auch n icht aus 
schwerwiegenden Gründen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung ausgewiesen 

(Nr. 7 Var. 1 ). Indessen hat er die Behörden - wie sich nach Aufdecken und Zusam­

menführung der Aliasidentitäten gezeigt hat _: offensichtl ich durch falsche Angaben 

über seine Identität und Staatsangehörigkeit getäuscht (Nr. 2). Denkbar wäre vorbe­
haltlich der Gerichtsverwertbarkeit der Erkenntnisse (dazu noch S. 69 ff. ) nunmehr 
auch, auf schwerwiegende Gründe zu rekurrieren ,  welche die Annahme tragen, dass 
der Bewerber eine Gefahr für d ie nationale Sicherheit oder die öffentl iche Ordnung 

darstellt (Nr. 7 Var. 2) .  

Zur Prüfung der Identitäten (sowie der Reisewege) sieht zudem der Gesetzentwurf 
der Bundesregierung für ein Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht 
(BR-Drs.  1 79/1 7 vom 23.2.201 7 ,  BT-Drs. 1 8/1 1 546 vom 1 6.3.201 7)  vor, dass das 
BAMF mitsamt seinen Außenstel len und Ankunftszentren die Daten von Datenträ­
gern (gemeint vor · al lem: Mobilte lefonen) auslesen dürfen soil, sofern d ies für die · 

Feststel lung der Identität und Staatsangehörigkeit erforderl ich ist und der Zweck 
nicht durch mi ldere Mittel erreicht werden kann  (§ 1 5a AsylG-E) .  Dieser Vorschlag ist 
wegen des damit verbundenen erheblichen E ingriffs in die Persönl ichkeitsrechte 

gewiss nicht unproblematisch und ist auch datenschutzrechtl ich angreifbar (vg l .  kri­
tisch die Ausschussempfehlungen in BR-Drs .  1 79/1 /1 7, S. 6 ff. ) ,  kann aber immerhin 

an das aufenthaltsrechtliche Vorb i ld i n  § 48 Abs. 3a und § 48a AufenthG anknüpfen . . 
Wird dies _: entgegen öffentlich geäußerter Bedenken .:_ mit der gesetzlich vorgese­

henen Zurückhaltung praktiziert (was zu evalu ieren ist), sol lte der Vorschlag im 

Grundsatz und vorbehaltlich detai l l ierter Analyse verfassungskompatibel sein .  Wird 

die Zweckbestimmung ernstgenommen, hat sich die Auswertung al lerdings auf die 

besagten Ziele zu beschränken . Aufgrund der umfassenden Duldungspflicht, d ie dem 

Asylbewerber auferlegt wird ,  wäre - über das Verwertungsverbot von Erkenntnissen 

aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung hinaus (§ 48 Abs.  3a S. 5 AufenthG) 

- die ausdrückliche Formul ierung eines weitergehenden, namentlich strafrechtl ichen 
Verwendungsverbotes ausgesprochen sinnvol l .  
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Ergänzend: Effektiver als im soeben erst novel l ierten Recht vorgesehen wäre im 
Übrigen , wenn sich die ID-Erhebung und Datenspeicherung nicht auf die zehn Fin­

gerabdrücke beschränken, sondern - zumindest optional - Handflächenabdrücke 
einbeziehen würde. Die Festlegung auf die zehn Finger ist zwar Gegenstand der 

europäischen Fingerabdruck-Datenbank EURODAC. Zu sehen ist jedoch , dass es 
die Durchsetzung der Rückkehr a bgelehnter Asylbewerber .gegenwärtig und künftig 
erleichtern kann ,  wenn die Handflächenabdrücke im · System hinterlegt wären, wie 
dies für d ie polizei l iche ED-Behandlung längst Routine ist. Im geltenden Recht gibt 

es derzeit jedoch keine Rechtsgrundlage dafür, Handflächenabdrücke schon vor dem 

Entstehen der Ausreisepflicht zu nehmen. Das ist aktuel l erst im Anschluss daran der 

Fall (vgl .  § 49 Abs. 5 Nr. 3 i .V.m .  Abs. 6 AufenthG).  Angesichts der hohen Ableh­
nungsquote von Asylanträgen und dem Umstand, dass ein bedeutsames Herkunfts- · 
land wie Tunesien - aktuel l oder künftig womöglich auch andere - Handflächenab­

drücke verlangt, um die Identität der betreffenden Person zu überprüfen, wäre ein 
frühzeitiges Erheben und Speichern , welches Verzögerungen vermeiden helfen 
kann ,  n icht unverhältn ismäßig. Damit könnten unnötige Verzögerungen für den mit­

n ichten seltenen Fall vermieden werden, dass .der abgelehnte Asylbewerber nicht 

freiwi l l ig ausreist, sondern abzuschieben ist. Persönl ichkeitseinschränkungen, die 
über jene einer ID-Behandlung rri itsarnt dem Erheben und Speichern aller Fingerab­

druckdaten erfolgen, sind n icht zu sehen. Die Handflächenabdrucksdaten teilen de­
ren persönl ichkeitsrechtl iche Bewertung. Zwar sind die . zunächst gegen die daktylo­
skopische E rfassung Von Asylbewerbern vorgebrachten Bedenken (vgl .  etwa 

Bergmann, i n :  Bergmann/Dienelt, Ausländerrecht, 1 1 .  Aufl . 201 6 ,  § 1 6  AsylG Rn. 8)  
ernst zu nehmen, doch greifen s ie im Ergebnis n icht .:__ oder jedenfalls nicht rnehr - . 

durch , ohne dass dies hier zu vertiefen wäre. 

2. Bemüh u ngen zur Herbeiführung der Ausreisepfl i cht 

Nachdem die verschiedenen Aliasidentitäten des Amri im Februar 201 6  zusammen­

gefüh rt worden waren, ging es vordringl ich darum; dessen Ausreisepflicht zu be­

gründen,  damit er das L.and möglichst rasch verlassen muss. Angesichts seines 

Status als Asylbewerber war dabei an viererlei zu denken : erstens an seine Rück­
schiebung in einen sicheren Drittstaat im Wege des sog . Oubl inverfahren, zweitens 
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an die Durchführung des Asylverfahrens, wobei die Ablehnung des Antrags sicher zu 

erwarten war, drittens a n  eine Abschiebung ohne vorherige Ausweisung aus den 

Gründen des § 58a AufenthG sowie viertens an eine Ausweisung gemäß den §§ 53, 

54 AufenthG. 

a) Dublinverfahren 

Die Idee eines gemeinsamen europäischen Asylsystems findet ihren rechtlichen 

Niederschlag in Art. 78 AEUV, d iversen europäischen Rechtakten sowie in Abkom­

men, aufgrund derer sich die EFTA-Staaten beteil igen . Im  Grundgedanken von Dub­
l in soll das Asylverfahren samt Registrierung in dem Mitg l iedstaat durchgeführt wer­

den, den der Bewerber zuerst erreicht, . wo er vor wirkl icher oder auch nur 
behaupteter Verfolgung sicher ist. Dieser zunächst im Dubl iner übereinkommen vom 
1 5.6. 1 990 (ABI.  1 997 C 254/1 ) entworfene Ansatz verschiebt die Bewältigungslast 
frei lich weithi n  auf die M itgl iedstaaten mit Außengrenzen ,  weshalb er - was vernünf­

tigerweise von vornherein hätte klar sein dürfen - in der zunächst konzipierten Weise 
nicht funktionieren konnte. Das gi lt selbst für d ie (aktuelle)  Dublin 1 1 1 -VO (EU) Nr. 
604/1 3 vom 26.6 .201 3  (ÄBI .  L 1 80/3 1 ) ,  deren· begrenzte Leistungsfähigkeit sich im 

Zuge der. im Sommer 201 5  immer mehr verschärfenden sog. Flüchtl ingskrise gezeigt 
. hat, die sich auch (und n icht nur) Amri zunutze gemacht hat. 

Dieser war bereits am 5 .4.2011 über das M ittelmeer nach Lampedusa und damit 
zuerst nach Ital ien in den Binnenraum eingereist Weil d as i l legal erfolgte, war Italien 

zunächst zur Durchführung des Asylverfahrens im Falle eines etwaigen - von Amri in 

Italien al lerd ings n icht gestellten - Asylantrags zuständig (Art. 1 3  Abs. 1 S. 1 Dublin 

1 1 1-VO) .  I ndessen besteht eine solche Erstzuständigkeit nur für die ersten zwölf Mo­
nate nach dem Grenzübertritt (Art. 1 3  Abs. 1 S, 2 Dubl in 1 1 1 -VO) ,  sodass sich mit 

B l ick h ierauf .keine ita l ienische Rücknahmeverpfl ichtung mehr begründen lässt. . Doch 
besteht d ie Zuständigkeit eines Mitgliedstaates für das Asylverfahren auch dann ,  

wen n  sich der  Asylsuchende dort vor der  Antragstel lung mindestens fünf Monate 

ununterbrochen aufgehalten hat (Art. 1 3  Abs. 2 UAbs. 1 Dubl in 1 1 1 -VO). Das war bei 

Amri in Ital ien ersichtl ich schon wegen dessen Haftverbüßung der Fal l .  Als er im Jul i  
201 5  sowie in den Fol�emonaten in Deutschland um Asyl nachsuchte, war mith in 

zunächst eigentlich noch Italien für d ie Durchführung des Asylverfahrens zuständig. 
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Wäre d ies sogleich bekannt gewesen, hätte er von Italien zurückgenommen werden 

müssen.  I nfolge der verwendeten Aliasna.men und des Umstands, dass bei EURO­

DAC keine Daten von ihm hinterlegt waren, hatten die deutschen Behörden aller­
dings keine Kenntnis davon (und konnten sie vernünftigerweise auch nicht haben),  

dass der Asylsuchende bereits zuvor längerfristig in Ital ien aufhältig gewesen war. 
Bekannt wurde dieser Umstand in ersten Ansätzen erst Ende Dezember 201 5. Zu 

diesem Zeitpunkt hatte s ich Amri frei l ich schon wiederum seit mindestens fünf Mona­
ten in Deutschland aufgehalten.  Damit war die Zuständigkeit für das Asylverfahren 

ausweis l ich der Dubl in 1 1 1-VO von Italien auf Deutschland übergegangen. Eine ital ie­
nische Rücknahmeverpfl ichtung lag demzufolge . nicht (rriehr) vor, sodass nicht 
(mehr) i nfrage kam, sich des Amri im Dubl inverfahren zu entledigen. 

b) Ablehnung im Asylverfahren 

Nachdem d ie  Mehrfachidentitäten des Amrj im Februar 201 6  durch Zusammenarbeit 
der Sicherheitsbehörden des Bundes und des Landes zusammengeführt worden 
waren, wurde unter anderem im GT AZ unter Einbeziehung des BAMF beschlossen , 

das Asylverfahren gegen Amri prioritär durchzuführen .  Das ist dann tatsächl ich unter 
Verantwortung des BAMF erfolgt. Nachdem zuletzt eine BüMA zum Al iasnamen 
Almasri, wohnhaft in Oberhausen, ausgestellt worden war, wurde das Asylverfahren 

mit Bl ick auf d iese Aliasidentität beschleunigt. Plangemäß wurde er unter d iesem 
Aliasnamen Almasri zur förml ichen Antragstel lung auf den 28.4.201 6  in die Außen­

stel le Dortmund geladen, dem die routinemäßige Ertei lung der Aufenthaltsgestattung 

für das Asylverfahren folgte. Eine Falschbeurkundung im Amt (§ 348 StGB) lag darin 
trotz wissentlich unrichtiger Verwendung des Aliasnamens Almasri in der BüMA 

nicht, wei l  d ie Richtigkeit des Namens hier n icht zu öffentl ichem Glauben mit Be­
weiswirkung für und gegen jedermann erwächst (s. bereits oben S. 48 f. ) .  

Es folgte d ie förml iche Anhörung (Asylerstbefragung) am 1 7 .5.20 1 6  in Bochum, die 

selbstverständl ich uriter Beteil igung eines Dolmetschers erfolgte . Schon nach weni­

gen Fragen war ausweisl ich der protokol l ierten Antworten offensichtlich , dass die 

dargebotene Legende rundum erlogen ist und Amri keineswegs aus dem ägypti­

schen Alexandria stammt, wo er angeblich wegen seiner Nähe zur Musl imbruder­

schaft verfolgt worden sein wi l l .  Ungeachtet dessen dauerte die Anhörung unter 
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weiterer Befragung insgesamt zwei Stunden , was dem Dolmetscher mehr Möglich­

keit gab, das Sprachbild des angebl ichen Almasri zu bewerten. Wie sich später zeig­

te, verortete er den sich als Ägypter ausgebenden Amri zutreffend n ach Tunesien . · 

Diesen Eindruck hatte zuvor bereits im März 201 6  ein über die Siko und das BAMF 

h inzugezogener Sachverständiger gewonnen , dem ein etwa dreiminütiges Gespräch 
des Amri vorgespielt worden war, . welches im Zuge der geschalteten TKÜ seitens 

des LKAs gewonnen war. Obwohl es dabei nur um die Absicherung der tunesischen 

Herkunft ging, mag das von der dafür wohl al lein infrage kommenden Rechtsgrund­
lage des § 477 Abs. 2 S. 3 Nr. 1 StPO noch soeben gedeckt gewesen sein ,  wonach 
die in der strafprozessualen Ermittlungsmaßnahme gewonnenen Daten auch ver­

wendet werden dürfen zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für die öffentl iche Si­

cherheit. Eigentl ich darf das gesprochene Wort des Ausländers zur Bestimmung des . 

Herkunftsstaates oder der Herkunftsregion näml ich nur dann auf Ton- oder Datenträ­
ger aufgezeichnet werden, wenn der Ausländer darüber zuvor in Kenntnis gesetzt 

wurde (§ 49 Abs. 7 AufenthG).  

Für d ie Sicherheitsbehörden war übrigens überraschend, dass sich Amri der Anhö­
rung überhaupt gestellt hat. Dem weiteren Termin am 24.5.20 1 6, bei dem in Dort­
m und eine Sprach- und Textanalyse durch einen Sachverständigen erfolgen sollte, 
bl ieb er dann al lerdings trotz ordnungsgemäßer Ladung fern . Vielmehr bestieg er 

ausweisl ich des dafür relevanten Observationsberichts des LKA just zu d iesem Zeit-
. punkt einen Fernbus nach Berli n . Bei seiner Anhörung vom 1 7.5 .201 6 dürfte und 

sol lte ihm frei l ich aufgegangen sein, dass ihm nicht geglaubt wird und sein Asylbe­

gehren keinen Erfolg haben wird. Die ausgesprochene Naivität, ohne adäquate Vor­
. bereitung in d ie Anhorung zu gehen , lässt übrigens den Schluss zu , dass er eher 

sch l icht strukturiert gewesen sein dürfte . 

Folgerichtig wurde der Asylantrag des Amri (als Almasri) mit Bescheid des BAMF 
· vom 30.5.20 1 6 als offensichtl ich unbegründet a bgelehnt (§ 30 Abs. 3 AsylG) .  Die 
Sicherheitsbehörden (SiKo, LKA) fieberten nach Aktenlage geradezu auf den Eintritt 

der Rechtskraft d ieser Ablehnung h in .  Diese trat am 1 1 .6 .201 6  ein, wodurch Amri -

binnen einer Woche (§ 36 Abs. 1 AsylG ) ...:. ausreisepfl ichtig wurde. Anlass zur Bean­

standung gibt die Durchführung des beschleunigten Asylverfahrens ausweislich der 

Aktenlage nicht. Vielmehr wurde auf d iese Weise die Ausreisepflicht des Amri zügig 
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herbeigeführt. Dass d ies in sign ifikanter Weise hätte beschleunigt werden können , ist 

n icht zu sehen. Es ist übrigens wenig wahrschein lich , dass eine frühere Detektion 

der Mehrfachidentitäten ein hinreichender Grund gewesen wäre, vom gewöhnlichen 

Verfahrensablauf des Asylersuchens abzugehen und d ieses zu beschleunigen . An­
lass zur . Priorisierung bestand erst, als im Februar 201 6 diverse Verdachtsmomente 
für terroristische Absicht�n zusammengetragen worden waren. Dies fiel indes weit­

gehend mit der Zusammenführung der Al iasidentitäten zusammen. 

c) Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG 

Nach · §  58a ÄufenthG kann gegen
. 
den Ausländer aufgrund einer auf Tatsachen 

gestützten Prognose zur Abwehr einer besonderen Gefahr für die Sicherheit der 
Bundespubl ik Deutschland (dazu nunmehr BVerwG, Beschl. v. 2 1 .3.20 1 7, 1 VR 1 . 17 ,  

Rz .  1 5) oder einer terroristischen Gefahr (dazu BVerwG, a .a .O . ,  Rz .  1 6) eine sofort 
vol lziehbare Abschiebungsanordnung ergehen,  ohne dass zuvor eine Ausweisung 

erfolgt sein müsste. Zuständig sind dafür sowohl die obersten Landesbehörden - in 
Berl i n  der Innensenator, in  NRW das Innenministerium - sowie außerdem das B un­
desmin isterium des Innern (BMI) ,  sofern d ieses wegen besonderen I nteresse� des · 

Bundes die Übernahme seiner Zuständigkeit erklärt. Dass der Bund ein besonderes 
I nteresse an der Vermeidung eines terroristischen Anschlags besitzt, wie er am 
1 9 . 1 2 .20 1 6  verübt worden ist, sollte außer Zweifel stehen, sodass die Zuständigkeit 

des BMI al lein davon abhing, ob es sich der Angelegenheit annehmen wollte. l nwie- · 
weit es im Fall Amri tatsächlich über den Vorgang informiert war, entzieht sich meiner 

Kenntnis. Sicher ist jedenfal ls, dass gleich mehrere ihm zugeordnete Bundesbehör- . . . . . 
. den - auch ü ber das GT AZ - umfängl ich i n  d ie Erörterungen einbezogen und daher 
in vollem Bi lde waren,  nämlich vor allem das Bundesamt für Verfassungsschutz 

(BN), das Bundesamt für Migration und Flüchtl inge (BAMF), das Bundeskriminalamt 

(BKA) und die Bundespolizei (BPol) .  Dabei beruhte die Gefährdungseinschätzung im 

GTAZ sogar i nsbesondere auf der Expertise des BKA. Sie lautete zunächst auf 7/8 
(schädigendes Ereignis in der Zukunft eher auszuschl ießen) - so in der 1 273. Sit­

zung der AG Operativer I nformationsaustausch des GTAZ vom 4.2.20 1 6  - .und da� . . 
nach seit dem 1 8.2 .20 1 6  auf 5/8 (Eintritt eines schädigenden Ereign isses eher un-

wahrscheinl ich). Sol lte tatsächl ich eine Abschiebungsordhung nach § 58a AufehthG 
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infrage gekommen sein ,  ohne dass das BMI  durch d ie ihm zugeordneten Behörden 

informiertwordenist, wäre die Organis<;ition ersichtlich mangelhaft 

Klagt der Ausländer gegen eine Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG, die 
gegen ihn ergangen ist, bzw. stellt er insofern e inen Antrag auf Gewährung vorläufi­
gen Rechtsschutzes, so ist der gerichtl iche  Rechtsschutz verkürzt, wei l  in erster und 

. 

zugleich letzter Instanz das Bundesverwaltungsgericht dafür zustäridig ist (§ 50 Abs. . . . . 
1 Nr. 3 VwGO). Praktisch geworden ist das - soweit ersichtlich - bis zuletzt nicht. 

Vielmehr hat die Möglichkeit, nach § 58a AufenthG zu verfahren , seit ihrer Einfüh­

rung im Jahre 2004 geradezu im tiefsten Schatten gelegen . I m  Schrifttum ist sie als 
„bestenfal ls überflüssig" bezeichnet worden (Erbslöh, NVwZ 2007, 1 55) .  Erst nach 

Ausheben einer mutmaßlichen Terrorzel le in Göttingen - u.a .  mit Fund von Schuss­

waffen - sind am 1 6.2.20 1 7  seitens des n iedersächsischen Innenministeriums zwei 
solcher Abschiebungsanordnungen ergangen , was wohl der lebhaften Diskussion im 

Fall Amri zu danken ist .  Beide Personen - ein Algerier und ein Nigerianer - sollen 
al lerdings im Unterschied zu Amri in Deutschland aufgewachsen sein und über dau-. . . 
erhafte Aufenthaltstitel (wenn auch zuletzt nur  fingiert) verfügen. Über die eingeleg-
ten Anträge nach § 80 Abs. 5 VwGO hat das Bundesverwaltungsgericht durch Be­
schlüsse vom 2 1 .3 .201 7 (Az. BVerwG 1 VR 1 . 1 7  und 1 VR 2 . 1 7) entschieden und 

d ie  begehrte Aussetzung der Abschiebung versagt. 

I mmerh in  hat das LKA NRW im Fall Amri wegen dessen potentieller Gefährlichkeit 

schon im März 201 6  bei der SiKo eine Abschiebungsanordnung gemäß § 58a Auf­

enthG angeregt (auch im GTAZ wurde später über diese Möglichkeit beraten) .  Im 

d iesbezügl ichen Schreiben wurden d ie wesentl ichen Verdachtsmomente gegen Amri 

aufgeführt, welche im Rahmen der hier vorzunehmenden Bewertung bereits mit Bl ick 

auf einen strafrechtl ichen Verdacht gemäß § 89a StGB dargetan und gewürdigt wor­

den s ind.  Gedacht war d iese Anregung des LKA ausweisl ich ihrer ausdrücklichen 

Abschlussbemerkung aUsschl ießlich als „Tischvorlage" zur S iKo im Sinne einer Vor­

prüfung.  Gesehen wurde dabei durchaus, dass es zur tatsächl ichen Umsetzung der 

dari n  genannten I nformationen noch einer staatsanwaltschaftlichen Zustimmung 

bedarf (richtigerweise ·n icht der StA Berl in ,  sondern des GStA Berl in bzw. noch weit 

mehr des GBA). Falsch ist allerd ings d ie Annahme, dass es sich bei Tunesien um 

einen sicheren Herkunftsstaat handele (was bis heute nicht der Fall ist), wenngleich 
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dennoch der Schluss zutrifft, dass kein Abschiebungshindernis nach § 58a Abs. 3 . . . 
AufenthG (i. V.m. § 60 Abs.  2-8 AufenthG) bestand. 

Die SiKo hat diese Anregung indes nach Erörterung n icht weiterverfolgt, weil die zUr 
Begründung des Gefahrverdachts herangezogenen Erkenntnisse nicht vom GBA für 
aufenthaltsrechtliche Maßnahmen freigegeben · und daher nicht gerichtsverwertbar 

· waren.  Die feh lende Verwertbarkeit für aufenthaltsrechtliche Zwecke war ausweislich 
der mir vorl iegenden Unterlagen geradezu Dauerthema der SiKo und des kommuni­

kativen Austausches zwischen den Abtei lungen. Aufgabe des LKA NRW sol lte -

auch im Folgenden sein - sich um die Freigabe zu bemühen. Konkrete I nformatio­

nen, wie d iese Bemühungen ausgestaltet waren und wie oft es versucht wurde, l ie­

gen mir n icht vor, wenngleich ich n icht daran zweifle, dass sich das LKA NRW tat� 

sächl ich beim GBA für die · Freigabe eingesetzt hat. Was das Ergebnis angeht, ist 

jedenfal ls festzuhalten, dass bis zuletzt keine solche Freigabe für aufenthaltsrechtl i­
che Zwecke erfolgt ist, sodass die gesperrten Erkenntnisse schlechthin nicht ge­
richtsverwertbar waren.  Das al lgemeine Behördenzeugnis des BN Vom 26. 1 .20 1 6  

hätte zwar eingeführt werden dürfen ,  doch hat es Ungeachtet des ohnehin vagen 
I nhalts schon deshalb keinen greifbaren Beweiswert, wei l  es einleitend - in Fettdruck 

. - selbst nur  von unbestätigten H inweisen spricht (welchen Beweiswert solcherlei 

Behördenzeugnisse überhaupt haben können, muss daher hier nicht vertieft wer­
den). Die Einschätzung der Behörden, dass auf der (verbleibenden) Tatsachenbasis 
keine Aussicht bestand, einer rechtli chen Prüfung der Abschiebungsordnung durch 
das Bundesverwaltungsgericht standhalten zu können , ist evident zutreffend . Dazu 

ergänzend wie folgt: 

Zu sehen ist, dass die rechtl ichen Hürden für die besagte Abschiebungsanordnung 

nach § 58a AufenthG hoch sind, wobei die Gefährdungseinschätzung tatsachenba­
siert darzulegen ist. Dazu gehört auch d ie suffiziente Begründung d.er Dringl ichkeit, 

d ie eine sofortige Abschiebungsvollziehung - ohne vorherige Ausweisung - notwen­

dig macht. Letzteres ist mit Blick darauf zu bewerten,  dass das Gesetz ausweislich 
seines § 53 Abs. 1 AufenthG i .V.m. § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG selbst in Fällen der 

Vorbereitung e iner schweren staatsgefährdenden Straftat (§ 89a StGB) · oder sonsti­

gen Gefährdungen der freiheitlich demokratischen Grundordnung oder der Sicherheit 

der Bundesrepublik Deutschlang zunächst „nur" ein besonderes schwerwiegendes 
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Ausweisungsinteresse sieht. Die Abschiebungsanordnung nach § . 58a AufenthG 

setzt m ithin nach. zwingender systematischer Hermeneutik eine noch intensivere 

oder sonst weitergreifende Gefährdungslage voraus, welche eine besondere Dring­
l ichkeit begründet, weil sich das vom Ausländer ausgehende Risiko jederzeit verwirk­

l ichen kann .  Das Bundesverwaltungsgericht spricht hinsichtl ich der gesetzlich ver­

langten „besonderen Gefahr" von einem „beachtl ichen Risiko'.' aufgrund konkreter 

tatsächl icher Anhaltspunkte, dass sich i n  der Person des Ausländers jeder-Zeit eine 
terroristische Gefahr und/oder eine dem gleichzustellende Gefahr für die innere Si­

cherheit der Bundesrepubl ik aktual isieren kann ,  sofern nicht eingeschritten wird (Be­

schl .  v. 2 1 .3 .20 1 7 , 1 VR 1 . 1 7, Rz. 1 9  f. ) . In der aufgrund von Art. 84 Abs. 2 GG er­
lassenen Verwaltungsvorschrift zu § 58a AufenthG heißt es zudem , dass . die 

Absch iebungsanordnung (nur) in E inzelfällen herausragender Bedeutung zur An:­
wendung komme, in welchen vor al lem auch d ie aktuelle nationale und internationale 
Sicherheitslage einzubeziehen sei. Gerade wegen des Erfordernisses einer globalen 

Lagebetrachtung l iege - wie es in der Verwaltungsvorschrift weiter heißt - die Zu­
ständigkeit für die Abschiebungsanordnung bei der . obersten Landesbehörde oder 
dem .BM I  (vgl .  auch BVerwG, a .a .0. ,  Rz. 1 0) .  

Erforderlich ist mithin eine Gefahrenprognose, die nicht auf bloßen Verdachtsmo­
mente, Vermutungen oder Spekulationen aufgebaut werden darf, sondern die eine 

' 

hinre ichend zuverlässige Tatsachengrundlage benötigt (BVerwG, a .a .O . ,  Rz. 20 

m.w. N. ) .  Dabei kann durchaus auch ein Risiko beachtlich sein, wenn es noch keine 

strafrechtliche Relevanz hat, weil etwa der Ausländer noch keinen festen Entschluss 

zur Begehung der schweren staatsgefährdenden Straftat nach § 89a StGB getroffen 
hat, wie ihn der Bundesgerichtshof verlangt (vgl .  dazu S .  39, 42) .  überzeugend führt 

das Bundesverwaltungsgericht (a .a .O. ,  Rz. 2 1 ) aus, dass es einer umfassenden 

Würdigung bedarf der Persönlichkeit des Ausländers, seiner bisherigen Einstel lung, 

seiner Verbindung zu anderen Personen und Gruppierungen, von denen ei ne terro­
ristische Gefahr und/oder eine Gefahr für die innere Sicherheit der Bundesrepublik 

. . . . 
ausgeht sowie sonstiger Umstände, die geeignet sind , den Ausländer in seinem 
gefahrträchtigen Denken oder Handeln zµ belassen oder zu bekräftigen. Deshalb soll. 

nach den Umständen des Einzelfal ls sogar möglich sein ,  dass sich ein im Grundsatz 

gewaltbereiter und auf Identitätssuche befindl icher Ausländer i n  besonderem Maße 
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mit dem radikal-extremistischen lslamismus bis h in gewaltsamen Djihadismus identi­
fiziert, über enge Kontakte zu gleichgesinnten Personen verfügt und .sich mit diesen 

in „rel igiösen" Fragen regelmäßig austauscht. Dabei müsse die Schwelle einer kon­

kreten Gefahr im Sinne des pol izei l ichen Gefahrenabwehrrechts nicht einmal not­

wendig überschritten sein (BVerwG, a .a .O. ,  Rz. 1 9  m.N.  pro und contra), was ange­
s.ichts der besonders gewichtigen Schutzgüter und der besonderen 
Bedrohungsszenarien ; sofern das beachtl iche Risiko im Einzelfall wirklich tatsachen­
basiert anzunehmen ist. 

Vorsorgl ich klarzustel len ist hinsichtlich der Beurtei lung der von Amri ausgehenden 

Gefährdung,  dass insofern partout keine ex-post-Betrachtung vorgenommen werden 
darf, welche die Geschehnisse vom 1 9. 1 2 .20 1 6  einbezieht oder sie gar maßgebl ich 

zugrunde legt. Die Richtigkeit einer Gefährdungsbeurtei lung ist vielmehr - als Prog­

nose - stets und ausschließl ich anhand der in der Bewertungssituation vorl iegenden 

Tatsachen vorzunehmen, mithin aus der Perspektive ex ante. Diese zwingend not­

wendige Abstraktion fäl lt freil ich - wie die Diskussion im  Fall Amri einmal mehr zeigt 
- vielfach schwer, und zwar nicht nur dem sog. Stammtisch oder zahl losen Beiträ­

gern zu Foren, sondern ersichtlich auch weiten Tei len des Medien- und sogar des 
Politbetriebs. 

Zur Kenntnis ist zu nehmen, dass der Generalstaatsanwalt Berl in sogar auf Grundla­
ge der vollen Kenntn is . al ler gegen Amri bestehenden Verdachtsmomente im März 

201 6  davon abgesehen hat, wegen des Verdachts der Vorbereitung einer schweren 
staatsgefährdenden Straftat nach § 89a StGB zu ermitte ln .  Zwar steht mangelnde 

Strafrechtsrelevahz der Abschiebungsanordnung - . wie soeben gesehen - nicht 

zwingend entgegen - doch mahnt der Befunde zur Vorsicht. Zudem ist zu sehen ,  

dass bereits der  Generalbundesanwalt trotz umfängl icher Kenntnis al ler gegen Amri 

vorl iegenden Verdachtsmomente keine besondere Fal lbedeutung erkannt. Desglei­

chen bestand d ie vom BKA iri Kenntnis al ler Verdachtsmomente vorgenommene · 
Gefährdungseinschätzung, die im GT AZ von al len beteiligten Sicherheitsbehörden 
mitgetragen worden ist, auf ledigl ich 5/8, wonach also ein schädigendes Ereignis für 

eher unwahrscheinlich erachtet worden ist. Wie angesichts dieser eher zurückhal­

tenden Bewertungen al ler zur Gefahrenabwehr zuständigen Sicherheitsbehörden 

das Bundesverwaltungsgericht davon hätte überzeugt werden können, dass es 
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gleichwohl einer sofortigen Abschiebung nach § 58a AufenthG bedürfe, ist im Ergeb­

n is nicht zu sehen. Dazu näher wie folgt: 

Was d ie Bewertung al l d ieser · seit Februar 201 6  gegen Amri vorl iegenden Ver­
dachtsmomente angeht, ist zur Vermeidung von Wiederholungen nachdrücklich wie 
umfänglich auf meine Ausführungen zum Verdacht einer schweren staatsgefährden­
den Straftat gemäß § 89a StGB zu verweisen (s. bereits oben S. 34 ff. ) .  Diese Ver­
dachtselemente haben selbst kumulativ bestenfal ls einen Anfangsverdacht getragen ,  
der  weitere Ermittlungen legitimiert .  Just d iese s ind sodann seitens des LKA Berl in 
im Ermittlungsverfahren des GStA Berl in namentlich mithilfe der TKÜ­
Überwachung und Observation geführt worden ,  wenngleich vordergründig wegen 

versuchter Betei l igung zum Mord . Dabei hat sich der Verdacht, wie berichtet worden 
ist, nicht verdichten lassen , was dann auch zum Abbruch der Überwachung seitens 
des LKA Berlin zum 2 1 .9.201 6  führte . Im Gegenteil deuteten d ie gewonnenen Er­

kenntnisse wesentl ich mehr darauf h in ,  dass sich Amri weith in in das Drogen- und 
allgemeine Kriminel lenmil ieu verschoben hatte, was die Gefährl ichkeit eines von ihm 
al lein oder mit anderen durchgeführten terroristischen Anschlags zu schwinden er­
scheinen ließ.  

Bei vol ler Kenntnis und Verwertbarkeit a l ler gesammelten Verdachtsmomente hätte 
im Frühjahr 201 6  - zumal angesichts der seinerzeit festen Verwurzelung des Amri i n  

der  extremistischen Szene - eine Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG 
durchaus erfolgreich sein können. Dies gi lt indessen n icht, wenn man in Bl ick n immt, 

dass die wesentlichen Verdachtsmomente mangels Freigabe durch den GBA nicht 

. für  aufenthaltsrechtliche Maßnahme gerichtsverwertbar waren. Das betrifft vor allem 

die operativ im Ermittlungsverfahren GBA durch die EK Ventum ge­

wonnenen Erkenntnisse und h ier insbesondere die Äußen.mgen des für das Verfah­

ren überragend wichtigen VP-01 . Hätte man diese Erkenntnisse nach unterstelltE;)r 

Freigabe durch den GBA verwenden wollen, hätten sie in der Begründung .der Ab­
schiebungsanordnung dargetan werden müssen . Dadurch · wären sie freil ich auch 

und nicht nur  dem Amri bekanntgeworden ,  was den Erfolg der laufenden Ermittlun-
. gen und auch das Leben des VP-01 konkret gefährdet hätte. Dass der GBA ange­

sichts der ohnehin eher zurückhaltenden Gefährdungseinschätzung des Amri seiner­

zeit anders gewichtet und priorisiert hat, ist nach hiesiger Aktenlage 
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nachzuvol lziehen (wiewohl  die - unzulässige - ex-post-Betrachtung gewiss anderes 

nahelegt). Aufgezeigt ist damit freil ich ein grundsätzliches Anwendungsproblem , 

dass nämlich polizei l iche Erkenntnisse aus rechtlichen und/oder taktischen Erwä­
gungen oftmals n icht vor Gericht zu bringen sind,  weil sie dort nicht verwertet werden 

können.  Das sol lte aber. n icht als Mangel, sondern als Stärke des Rechtsstaats ver­
standen werden. Die verbleibenden gerichtsverwertbaren Erkenntnisse waren im Fall 

Amri jedenfalls n icht tauglich; eine Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG 

tragen zu können. Dies gi lt übrigens auch für die dem LKA NRW am 1 4  .. 1 0.201 6  und 
26. 1 0.20 1 6 bekannt gewordenen Erkenntnisse des marokkanischen I nlandsgeheim­
d ienstes DGST, dass Amri ein Anhänger .des sog. IS �ei, in Ko.ntakt zu anderen I S­
Sympathisanten stehe und hoffe, sich dem sog . IS in Syrien/Irak oder Libyen an­

schl ießen zu können. Diese Mittei lungen oblagen nämlich der vertraul ichen Verwen­
dung und waren explizit a ls n icht gerichtsverwertbare Erkenntnisse ausgezeichnet. 

Abgesehen von diesem Legitimationsdefizit hätte eine - ohne Freigabe ohnehin n icht 

suffizient · zu begründende und zudem anderweitige Ermittlungen gefährdende -
Abschiebungsanordnung im Fall Amri ohnehin  keine wesentliche Beschleunigung 
bewirkt hättet. I nsofern ist zu sehen, dass d ie Ausreisepflicht des Amri durch das 
priorisierte Asylverfahren zeitnah angestrebt und erre.icht worden ist (wobe i .solcherlei 

. Möglichkeit naturgemäß in solchen Fällen ausscheidet, in denen der Ausländer - wie 
aktuel l d ie Göttinger Verdächtigen - über einen dauerhaften Aufenthaltstitel verfügt) .  
I n  der Vollziehung der Ausreisepflicht/Abschiebung ergeben sich wiederum keine 

praktischen Vortei le. Hinsichtlich einer etwaigen Abschiebungshaft hätte ledigl ich ein 
weiterer Haftgrund bestanden (§ 62 Abs. 3 S .  1 Nr. 1 a AufenthG),  was angesichts 

der anderweit vorl iegenden Haftgründe (§ 62 Abs. 3 S. 1 Nrn .  2 und 5 AufenthG) 

keinen Mehrwert darstellt. Das grundsätzl iche Problem, dass Sicherungshaft nach 

geltendem Recht unzulässig ist, wenn aus nicht vom Ausländer zu vertretenden 

Gründen keine Abschiebung binnen drei Monaten durchgeführt werden kann (§ 62 
Abs .  3 S .  3 AufenthG) ,  besteht nämlich im Falle einer Abschiebungsanordnung nach 

§ 58a AufenthG gleichermaßen (dazu noch S. 90 ff. ) .  
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d) Ausweisung nach den §§ 53, 54 AufenthG 

Erwägen lässt sich noch e ine Ausweisung des Ämri nach § 53 Abs. 1 AufenthG. 
Danach wird der Ausländer ausgewiesen, wenn dessen Aufenthalt die öffentliche 

Sicherheit und Ordnung, d ie freiheitliche demokratische Grundordnung oder sonstige 
erhebl iche I nteressen der Bundesrepublik Deutschland gefährdet und das öffentliche 

I nteresse ah der Ausreise unter abwägender BerücksiChtigung al ler Umstände des 
Einzelfa ll s  das Verbleibsinteresse des Ausländers uberwiegt. Bei d ieser Abwägung 

ist seit der gesetzlichen Novel l ierung von § 53 Abs. 2 AufenthG zum 1 7.3.20 1 6  
(BGB!. 1 S .  394) ausdrücklich auch die Frage rechtstreuen Verhaltens z u  berücksich­

tigen (was freilich schon zuvor ein unbenannter Abwägungsgesichtspunkt gewesen 
sein sollte [vgl .  BT-Drs . 1 8/7537, S. 5] ) .  

aa) Besonders schwerwiegendes Ausweisungsinteresse 

Besonders schwer wiegt das . vorgenannte Ausweisungsinteresse zuerst im Falle 
schwerwiegender Vorverurtei lung zu e iner Freiheits- oder Jugendstrafe von mindes­
tens zwei Jahren (§ 54 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG) bzw. seit dem 1 7 .3.20 1 6  (BGBI. 1 S . . 

394) del iktsbezogen ggf. zu einer Haftstrafe von mindestens einem Jahr (§ 54 Abs. 1 

Nr. 1 a AufenthG).  Daran ist im Fal l Amri zu denken, wei l  er bereits i n  Ital ien zu einer 

vierjährigen Haftstrafe verurteilt worden ist. Bedeutsam kann d iese ital ienische Verur­
tei lung auch in Deutschland sein angesichts e ines Europas ,  das einen eigenen 

Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts ohne Binnengrenzkontrollen dar­
stel len wil l (Art. 67 u nd 77 AEUV) . Hier gewinnt der Grundsatz der gegenseitigen 

Anerkennung auch in strafrechtl icher Hinsicht an Bedeutung, was strafrechtliche · 
Registereinträge angeht. Was Angehörige von Mitg liedstaaten betrifft, konnte mitt­

lerwei le - mit Datenaustausch seit dem 27.4.201 2  (BGBI.  201 1 1 S .  271 4) - das 

Europäische Strafregisterinformationssystem (ECRIS) geschaffen werden, das sich 
als Verbund der nationalen Strafregister figuriert (beruhend auf dem Rahmenbe­
sch luss 2009/31 5/J I vom 2622009 über die Durchführung und den Inhalt des Aus­

tauschs von I nformationen aus dem Strafregister zwischen den Mitgl iedstaaten [ABI .  

L 93/23]) nebst Beschluss 2009/3 1 6/J I vom 6.4 .2009. zur Errichtung des Europäi:.. 

sehen Strafregisterinformationssystems ECRIS [ABI .  L 93/33]) .  Die Erweiterung  auf 

Drittstaatsangehörige - zu denen bekanntlich auch Amri zählte - wird (erst) seit den 
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Pariser Anschlägen vom 1 3. 11 .201 5 angestrebt, wozu die Kommissiori am 1 9. 1 .20 1 6  
den diesbezügl ichen Richtl i n ienvorschlag COM (20 1 6) ,  7 Vorgelegt hat, wiewohl sie 

mittlerweile ein zentrales I nformationssystem anstrebt. 

I n  un ionsgeleiteter Auslegung s ind demnach auch strafrechtliche Vorverurtei lungen 

der Mitgl iedstaaten in die Abwägung des Ausweisungsinteresses einzubeziehen . 
Sofern Auslandstaten ,  die h ierzulande als vorsätzliche schwere Straftat anzusehen 
sind, n icht sogar ein besonders schwerwiegendes Ausweisungsinteresse begründen, 
so l iegt jedenfalls und zumindest ein schwerwiegendes Ausweisungsinteresse vor 

(vgl . dazu § 54 Abs. 2 Nr. 9 Var. 2 AufenthG) .  Weil § 53 Abs. 1 AufenthG verlangt, 
die Umstände des Einzelfalls zu berücksichtigen, müsste das auswärtige Judikat 

al lerdings schon wegen der durchaus abweichenden Strafrechtstraditionen der Mit­
g l iedstaaten konkret und n icht nur überblickend im Tenor herangezogen werden . Das 
war nach Aktenlage trotz Bemühens des BKAs, mehr in Erfahrung zu bringen , sicht­

l ich noch n icht geglückt. Folgl ich l ieß sich die ital ienische Vorverurtei lung einstweilen 
nicht durchschlagend heranziehen, um das besondere Ausweisungsinteresse zu 
begründen. 

Besonders schwer wiegt das Ausweisungsinteresse auch dann, wenn die freiheitl i ­

che demokratische Grundordnung (FDGO) oder die Sicherheit der Bundesrepubl ik 
Deutschland gefährdet wird (§ 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG) .  Davon ist - nicht absch lie­
ßend - ausweislich des Gesetzes erstens auszugehen , wenn Tatsachen die 

Schlussfolgerung rechtfertigen,  das. der Ausländer einer Vereinigung angehört oder 

angehört hat, die den Terrorismus unterstützt, oder er eine derartige Verein igung 

unterstützt oder unterstützt hat. I nsofern ist immerhin zu bedenken, dass Amri nach · 
Aktenlage ersichtlich mit der Terrorvereinigung IS IS sympathisiert hat. Gerichtver­
wertbar war davon aber nur  die vage Anzeige seitens seines Mitbewohners (s.o .  S. 7 

f. ) ,  dagegen nicht d ie im  Ermittlungsverfahren GBA gewonnenen 

Erkenntn isse (TKÜ, Observation, Aussagen des VP-01 ) ,  welche al lesamt nicht für · 
aufenthaltsrechtl iche Zwecke freigegeben und daher nicht gerichtverwertbar waren 

(dazu S. 69 ff. ) .  Auch war zwar ausweislich des konspirativen und wolkig formulierten 
Chats vom 2.2 .20 1 6  zu vermuten, dass er mit einem bzw. zwei unbekannt gebliebe..: 

nen IS IS-Angehörigen in geradezu spirituellem Kontakt stand. Belastbare Tatsachen 

dafür, dass Amri d ieser Verein igung zu irgendeinem Zeitpunkt angehört hat, l iegen 
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indessen nicht vor. Wäre d ies anders gewesen, hätte der GBA anlässlich der - mir 

n.icht einsehbaren . .:.... Ermittlungen im Verfahren · (EK Ventum) gewiss · 

ein Ermittlungsverfahren gegen Amri nach den §§ 129a/b StGB eingeleitet oder je­

denfal ls anstoßen müssen, was ersichtl ich n icht erfolgt ist Desgleichen gi lt für eine 

. etwaige Unterstützung dieser Vereinigung, wobei der Rechtsbegriff der Unterstüt­
zung e in strafbares Verhalten umschreibt, welches dem Straftatbestand des § 1 29a 

. Abs. 5 StGB entlehnt worden ist, auch wenn er nicht m it diesem deckungsgleich ist 

(vgl .  dazu BVerwG, Urt. v. 25 . 1 0.201 1 ,  1 C 1 3/1 0, BVerw.GE 14 1 , 1 00 ff. ) .  Auch hier 
fehlen jedwede belastbaren Anhaltspunkte dafür, dass Amri jemals konkrete Unter­

stützungsleistungen erbracht hätte, obwohl er wegen gemutm?ßter Nachrichtenmitt­

lerschaft (aber nicht als Beschuldigter) monatelanger TKÜ unterlag. Bloße Sympat­
h iebekundungen für eine Terrorverein igung genügen insofern n icht und erfül len 
selbst bei  - h ier nicht erfolgter - öffentlicher Äußerung nur bzw. al lenfal ls den Straf­
tatbestand der Bi l l igung von Straftaten (§ 1 40 Nr. 2 StGB) .  

Zweitens ist nach § 54 Abs. 1 Nr .  2 AufenthG von e iner Gefährdung der FDGO oder 
der staatl ichen S icherheit auszugehen , wenn Tatsachen die Schlussfolgerung recht­
fertigen, dass der Ausländer eitie schwere staatsgefährdende Gewalttat nach § 89a 
StGB vorbereitet oder vorbereitet hat. Auch insofern ist aber. erneut zu vergegenwär­
tigen , dass d ie  d iesbezügliche Verdachtslage dafür nicht konkret genug war. Gi lt das 
schon für den Fall ,  dass alle polizei lich gesammelten Verdachtsmomente hätten 

berücksichtigt werden können, gi lt d ies umso mehr mit B l ick darauf, dass diese - wie 

bereits dargetan .:.... für aufenthaltsrechtliche Maßnahmen mangels Freigabe durch 

den G BA weithin n icht gerichtsverwertbar waren (S. 69 ff. ) .  Diese Zurückhaltung des 

GBA war - um es zu wiederholen - aus seiner damaligen Einschätzung konsequent, 

um den Erfolg der von ihm geführten strafrechtlichen Ermittlungen und das Leben 

des VP-01 n icht zu gefährden. Zur Begründung eines besonders schwerwiegenden 

Ausweisungsinteresses im Sinne des § 54 Abs . 1 Nr. 2 AufenthG gen ügten die be� 

rücksichtigungsfähigen Verdachtsmomente jedenfal ls n icht. 

Anhaltspunkte für e in besonders schwerwiegendes Ausweisungsinteresse nach § 54 

Abs. 1 Nrn .  3-5 AufenthG lagen im Übrigen auch nicht vor. Das meint die Leitung 

eines verbotenen Vereins (Nr. 3), die Betei l igung an Gewalttätigkeiten zur Verfolgung 

politischer oder rel ig iöser Ziele, den öffentl ichen Aufruf zur Gewaltanwendung oder 
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die Drohung mit einer solchen (Nr. 4)  und den Aufruf zum Hass gegen Teile der 

Bevölkerung (Nr, 5). 

bb) Schwerwiegendes Ausweisungsinteresse 

Nicht besonders schwer, aber immer noch schwer wiegt das Ausweisungsinteresse 
in den Fällen der Ziffern 1 -9 des § 54 Abs. 2 AufenthG. Das erfasst zunächst die 

rechtskräftige Verurtei lung wegen vorsätzlicher Straftat(en) zu einer Freiheits- oder 
u nbedingten Jugendstrafe von mindestens einem Jahr (Nrn .  1 und 2) oder - seit dem 
1 7.3 .20 1 6  (BGBI.  1 S. 394) - auch rechtskräftige Vorurtei lungen zu einer Freiheits­

ader Jugendstrafe wegen vorsätzlicher Straftaten gegen das Leben, die körperliche 
Unversehrtheit, d ie sexuelle Selbstbestimmung, das Eigentum oder wegen Wider:.. 

· stands gegen Vollstreckungsbeamte, sofern die Tat mit Gewalt, unter Anwendung 

von Drohung mit Gefahr für Leib oder Leben oder mit List verübt worden sind oder 
sofern es sich um d ie serienmäßige Begehung von Eigentumsdel ikten handelt . (Nr. 
1 a) .  Eine rechtskräftige Vorverurtei lung lag im Falle des Amri indes bis zuletzt nur vor 
in Gestalt der ital ien ischen Vorverurtei lung aus dem Jahre 201 1 zu einer vierjährigen . 
Freiheitsstrafe wegen Brandlegung, Körperverletzung, Gewaltanwendung und Dieb­
stahl/Unterschlagung (überdies g ibt es nach Aktenlage auch Anhaltspunkte auf eine 
tunesische Vorverurtei lung wegen Fahrzeugdiebstahls). Für die Berücksichtigung 

d ieser Auslandsverurtei lung gi lt das bereits Gesagte (S. 75 f. ) .  Zwar wurde gegen 
Amri auch wegen gefährlicher Körperverletzung ermittelt, doch genügt das vor der 

rechtskräftigen Verurtei lung nicht, um das schwerwiegende Ausweisungsinteresse zu 

begründen.  

Nach Ziffer 3 l iegt ein schwerwiegender Ausweisungsgrund überdies in der Beteil i­

gung an einem verwirklichten oder versuchten Drogendel ikt nach § 29 Abs. 1 S .  1 Nr. 

1 BtMG.  Das kommt für Amri deshalb infrage, weil sich anlässl ich seiner TKÜ:­

Überwachung durch das LKA Berl in  (erst) ab Mai 201 6 tatsächl ich erste Anhalts­

punkte dafür ergeben haben, dass er iri Berlin mit Drogen handelt. Das hat immerhin 
dazu geführt, dass das LKA Berlin d ies am 20 . 1 0 .20 1 6  der zuständigen Fachabtei-

· 1ung angezeigt hat. biese Verdachtsmomente entstanden freil ich erst ailmähl ich im 
laufe des Jahres 201 6, sie bl ieben bis zuletzt vage und hätten daher weiterer Ermitt­

lungen bedurft, um sie zu verd ichten und aufzuklären . Um sie als Ausweisungsinte-
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resse im Sinne des § 54 Abs: 2 Nr. 3 AufenthG nutzbar zu machen, reichten sie bis 

zuletzt n icht aus . . Mehr noch lagen sie der Aufenthaltsbehörde nicht in konkretisierter 
Form vor. Als sie den nordrhein-westfäl ischen Behörden ansatzweise bekannt wur­
den, war Amri infolge des unanfechtbar abgelehnten Asylantrags ohnehin schon 

ausreisepflichtig. Desgleichen g i lt für die Hinweise, dass er Drogen nicht al lein ver­
kauft, sondern überdies Kokain  und . Ecstasy für eigene Genusszwecke verbraucht 
haben sol l (was ein Ausweisungsinteresse im Sinne des § 54 Abs. 2 Nr. 4 AufehthG 
wäre) .  

Anhaltspunkte für e in Ausweisungsinteresse nach Ziffer 5 (verwerfl iches Abhalten 
einer anderen Person von der Teilhabe am wirtschaftlichen, kulturellen oder gesell­

schaftlichen Leben) oder Ziffer 6 (Nötigung zur Eingehung der Ehe) fehlen von vorn­

herein.  Auch ist Amri keiner Sicherheitsbefragung im Sinne der Ziffer 7 durch die 
deutsche Auslandsvertretung (vor der Einreise) oder Ausländerbehörde (zum weite­
ren Aufenthalt) unterzogen worden, in der er zuvor über den . sicherheitsrechtlichen 

Zweck und die Rechtsfolgen verweigerter, falscher oder unvollständiger Angaben 
hingewiesen wurde. Das meint frühere Aufenthalte in Deutschland oder anderen 
Staaten öder Verbindungen zu Personen oder Organisationen, die der Unterstützung 
des Terrorismus oder der Gefährdung der frei,heitlich demokratischen Grundordnung 
oder der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland verdächtig sind. Zwar verfügte 
Amri ersichtlich über solche Verbindungen, doch sind solche Befragungen während 

des Asylverfahrens unübl ich . 

N icht e inschlägig ist auch das Ausweisungsinteresse nach Ziffer 8, welches abhebt 

auf falsche oder unvollständige Angaben zur Erlangung eines deutschen Aufenthalts­

titels, eines Sehengen-Visums, eines Flughafentransitvisums, eines Passersatzes, 
der Zulassung einer Ausnahme von der Passpflicht oder der Aussetzung der Ab­

schiebung geht (lit. a) oder wenn entgegen bestehender Rechtspfl icht und trotz Fol- . 
genbelehrung nicht an behördlichen Maßnahmen zur Durchführung des Aufenthalts­

gesetzes oder des Schengener Durchführungsübereinkommens mitgewirkt wird (lit: 

b ) .  Zwar hat Amri an lässlich seiner Asylgesuche und seines Asylantrags über seine 

Identität gelogen , doch werden derlei Unwahrheiten über das Asylrecht erfasst und 
hatten h ier d ie Ablehnung des Antrags zur Folge. Die asylrechtliche Aufenthaltsge­

stattung ist kein Aufenthaltstitel im Sinne des Aufenthaltsgesetzes (KG, Urt. v. 
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1 5 . 1 2 .2008, [4] 1 Ss 284/08 [222/08] , BeckRS 2009, 2 1 007) ,  das Asylverfahren da­

her kei n  Verwaltungsverfahren im Sinne der Ziffer 8 .  

Sch ließl ich besteht e in  schwerwiegendes Ausweisurigsinteresse auch in  Fällen der 
Ziffer 9.  Das erfasst einen nicht nur vereinzelten oder geringfügigen Verstoß gegen 

Rechtsvorschriften oder gerichtliche oder behördl iche Entscheidungen oder Verfü-
. gungen (Var. 1 ), außerdem Handlungen außerhalb des Bundesgebiets, d ie hierzu­
lande als vorsätzliche schwere Straftat anzusehen sind (Var. 2). Letzteres trifft im 

Fal le der ital ienischen Vorverurtei lung - wie gesehen - im Grundsatz zu, hätte aber 

noch weiterer Konkretisierung bedurft, um die s ich das BKA - nicht wirkl ich durch­
schlagend - bemühen wollte. Es bleiben die hierzulande verübten Verstöße seitens 

des Amri im strafrechtlichen Sinne. Wenngleich Ziffer 9 n icht zwingt, dass bereits 
eine rechtskräftige Verurtei lung vorliegt, müssen gleichwohl h inreichend konkrete · 
und belegbare Tatsachen vorliegen, um den Schluss auf den Rechtsbruch zu tragen 

(BVerwG, Urt. v. 1 7 .6. 1 998, 1 C 27 - 96, BVerwGE 1 07,  58 ff. ; VGH München, Urt. v. 
1 5. 1 2 .2003, 1 0  B 03. 1 725, BayVBI 2004, 403 ff. ; Bauer, in :  Bergmann/ Dienelt, Aus­
länderrecht, 1 1 .  Aufl . 201 6, § 54 AufenthG Rn . 78; Cziersky-Reis, in : Hofmann, Aus­

länderrecht, 2. Aufl . 201 6, § 54 AufenthG Rn . 67). Dabei hat die strafrechtl iche Be­
wertung gezeigt, dass Amri bis zuletzt nur Verstöße von wenig Gewicht zur Last 
gel�gt werden konnten .  Zwar besteht in der Ausfül lung der Ziffer 9 durchaus noch 
einiger Klärungsbedarf, doch ist aufgrund systematischer Auslegung zwingend, den 
normativ geförderten Umstand ern$t zu nehmen, dass es sich nicht nur um geringfü­

gige Verstöße handeln darf. Ansonsten wären nämlich die ersten Ziffern des Absat­
zes 2 weithin bedeutungslos: Der vereinzelt gebl iebene Diebstahl zweier Mobiltelefo-

. 
ne, der (einmalige) Gebrauch gefälschter ID-Karten und der doppelte Bezug von 

Asylbewerberleistung im November 201 5  genügen jedenfal ls dafür nicht. Gleiches 

gi lt fü r Verstöße gegen Verletzungen des räuml ichen Aufenthaltsbereichs, sofern sie 

. überhaupt nachweisl ich vorlagen. Im Ergebnis erscheint wenig aussichtsreich , ein 
schwerwiegendes Ausweisungsinteresse im Ziffer 9 zur gerichtlichen Überzeugung 

dartun zu können.  
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cc) Ausweisung und Asylverfahren 

Damit verbleibt ledigl ich eine Ausweisung des Amri aus der allgemeinen Vorschrift · 

des § 53 Abs. 1 AufenthG,  d ie wiederum eine Gesamtabwägung erfordert (einge­
hend Cziersky-Reis, in :  Hofmann ,  Ausländerrecht, 2. Aufl. 201 6, § 53 AufenthG Rn. 

20 ff. m .w.N . ) .  Dabei wäre gewiss von hoher Bedeutung ,  dass Amri h ierzulande noch 

keine echte B indung aufgebaut hatte, sodass sein Bleibeinteresse irri Bundesgebiet 
kaum oder. gar nicht schützenswert war (erst recht nicht in einem schwerwiegenden 

oder sogar besonders schwerwiegenden Sinne nach § 55 Abs. 1 Nr. 1 -6 oder Abs. 2 
Nr. 1 -6 AufenthG). Demgegenüber hatte Amri durch d iverse Aliasidentitäten die Be­

hörden getäuscht, hatte - durchaus gerichtsverwertbar - Sympathien zur Terrorge- · 

meinschaft IS IS  gezeigt, war bereits straffäl l ig geworden und hielt sich auch sonst 

n icht an rechtliche Vorgaben . Es darf daher angenommen werden, dass eine Aus­
weisung nach § 53 AufenthG im Grunde erfolgreich hätte angeordnet werden kön­
nen. E ine diesbezügliche Vertiefung ist i ndes an dieser Stelle entbehrl ich, weil es im 
konkreten Fall e iner derartigen Ausweisung n icht bedurfte: 

Während eines - wie hier bis zum 1 1 .6 .20 1 6  '- laufendE)n Asylverfahrens ist die etwa­
ige Ausweisung nämlich grundsätzlich auf den Zeitpunkt der unanfechtbaren Nicht­
anerkennung zu bedingen (§ 53 Abs. 4 S .  1 AufenthG).  Davon wird nur abgesehen, 

wenn bereits eine nach den Vorschriften des Asylgesetzes erlassene Abschiebungs­
anordnung vol lziehbar geworden ist (Nr. 2) oder das persönl iche Verhalten des Be.­

troffenen gegenwärtig eine schwerwiegende Gefahr für d ie öffentliche Sicherheit und 

Ordnung darstellt, d ie ein Grund interesse der Gesellschaft berührt und die Auswei­

sung für d ie Wahrung dieses I nteresses unerlässlich ist (§ 53 Abs. 4 Nr. 1 i .V.m. Abs. 

3 AufenthG) .  Letzteres war indessen - wie bereits gezeigt - nicht in einer für aufent­

haltsrechtliche Zwecke gerichtsbaren Form zu begründen. Nachdem der Asylantrag 

unanfechtbar abgelehnt und in der Woche darauf vol lziehbar geworden war, bestand 

indes keine Notwendigkeit mehr, noch eine davon ges�nderte Ausweisung zu betrei­

ben. Das g il t  umso mehr, weil dann Ausweisungstatsachen hätten dargetan werden 
müssen , d ie Amri und vermutlich die Beschuldigten anderer Verfahren unnötig über 

den I nformationsstand der Sicherheitsbehörden unterrichtet hätte. 
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3.  Abschiebungsbemüh ungen 

Der Bescheid vom 30.5.20 1 6, mit dem der Antrag auf Asyl bzw. subsid iären Schutz 

als offensichtlich unbegründet ablehnt worden war, wurde am 1 1 .6 .20 1 6  unanfecht­
bar. Damit war Amri b innen einer Woche vollziehbar ausreisepfl ichtig (§ 36 Abs. 1 

AsylG i .V.m. Ziffer 5 des Bescheids vom 30.5.20 16 ;  s .a .  § 50 AufenthG) .  Seither 
hatten d ie behördlichen Bemühungen seiner zeitnahen Abschiebung (§ 58 AufenthG) 

zu gelten ,  wie ihm d ies im v.g. Bescheid vom 30.5.201 6  gemäß § 34 AsylG i .V.m. § 
59 AufenthG angedroht worden war. Für ein Abschiebungsverbot im  Sinne des § 60 

AufenthG bestanden dabei keine Anhaltspunkte, weil tür Amri in Tunesien keine 

besondere Gefährdungslage bestand . 

GrundsätzUch ist der räumliche Aufenthalt im Falle vol lziehbarer Ausreisepflicht auf 
das Gebiet des Landes beschränkt (§ 61  Abs. 1 AufenthG), doch erlischt die Bin­
dung, wenn sich der Ausländer bereits mehr als drei Monate ununterbrochen erlaubt, 
geduldet oder gestattet im Bundesgebiet aufhält (§ 61 Abs .  1 b AufenthG). Sobald 
konkrete Maßnahmen der Aufenthaltsbeendigung bevorgestanden hätten, wäre 
al lerd ings d ie Anordnung einer räumlichen Beschränkung - namentlich auf den Be- . 

zirk der ABH Kleve - mögl ich gewesen (§ 6 1  Abs. 1 c Nr. 3 AufenthG).  Weil sein 
Lebensunterhalt n icht gesichert war, bestand al lerdings - als Wohnsitzauflage -

seine Residenzpfl icht in Emmerich (§ 6 1  Abs. id AufenthG),  woran er sich ersichtlich 
nicht gehalten hat. Überd ies können weitere Bedingungen und Auflagen angeordnet 

werden (§ 6 1  Abs. 1 e AufenthG), worauf zurückzukommen ist. 

a) Versuchte Ausreise in die Schweiz (30./31 .7.201 6) 

E iner Abschiebung hätte es freil ich nicht bedurft, wenn Amri freiwi l l ig ausgereist 

wäre. E in solches Unterfangen unternahm er zwar nicht binnen der gesetzten Wo­

chenfrist. I ndessen versuchte er die Ausreise in die Schweiz, als er am 30.7.20 1 6  

einen Fernbus von Berl in nach Zürich bestieg. Welchen Zweck diese Fahrt hatte , 

bleibt nach h iesiger Aktenlage spekulativ. Ausweislich der durch das LKA Berl in 
abgehörten Telefongespräche sollen die Verabschiedungen auf eine längere oder 

sogar endgültige Abreise hingedeutet haben . In früheren Telefonaten soll sich Amri 

bereits öfters des weiteren Aufenthalts i ri Deutschland überdrüssig gezeigt und nach 
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einer Rückkehr in seine tunesische Heimat oder doch zumindest nach Ital ien gesehnt 

haben.  Oie während der besagten Busfahrt ei l ig herbeibemühte Dolmetscherin sol l  

wiederum mitgetei lt haben ,  dass es sich auch um eine Abreise handel n könne, um 

nach Syrie n  oder in andere Kampfgebiete auszureisen. Nachdem in  der Presse be­

kannt geworden ist, dass Amri eine Facebook-Liebe - eine Schweizer Konvertitin ,.... 

. zu ehelichen gedachte, mögen seine Gründe für die Fahrt in die Schweiz frei l ich 
auch privater Natur gewesen sein (wenngleich vielleicht auch mit Blick darauf, dass 

eine solche Ehe einen Aufenthaltstitel geben könnte) .  

Diese Ausreise des Amri misslang indes,  weil er nächtens von der Bundespolizei in 

Friedrichshafen kontrol liert wurde und dabei e ine gefälschte I D-Karte vorzeigte, was 

seine Festnahme nebst Ausreiseverbot nach sich zog. Im Wege einstwei l iger Anord­
nung gemäß § 427 Fam FG wurde sodann durch den befassten Bereitschaftsrichter · 

vorläufige Sicherungshaft zur Abschiebung angeordnet, dies wiederum befristet bis 
zum 1 .8 .201 6, 1 8  Uhr. Bis zum Ablauf dieser Frist waren indessen die Vorausset­
zungen für e ine Abschiebungshaft (§ 62 AufenthG) nicht gegeben, was die konsul­

tierten Behörden in NRW (MIK, Abt. 1 ,  ZAB Köln und die örtlich zuständige Auslän-. . 
derbehörde Kleve) zutreffend eingeschätzt haben (dazu näher sogleich S. 90 ff. ) .  
Amri musste daher am 1 .8 .20 1 6  wieder auf freien Fuß gesetzt werden und . reiste 
dann über München zurück nach Berlin bzw. nach N RW, wo er am 1 2.8 .20 1 6  in 

Kleve vorsprach . 

Nach der durch das BMJV und das. BMI  verbreiteten Behördenchronologie soll die 

Anhalteanweisung bzw. Fahndungsmeldung an die Bundespolizei ,  die am 30.7.201 6  

zur gezielten Nachschau nach dem Amri und sodann zu dessen Festsetzung führte, 

durch das LKA NRW erfolgt sein .  Tatsächl ich war es so, dass das LKA Berl in auf­

grund der TKÜ-Überwachung i nfolge Funkzellenwechsels des Mobilte lefons darauf 

aufmerksam geworden war, dass .sich Amri auf dem Weg gen Süden befindet, mut­

maßlich i n  einem Fernbus nach München oder Zürich . In Echtzeit wurde das LKA 

NRW unterrichtet, zudem ei l ig eine Dolmetscherin hinzugezogen , welche die vorge­
nannten Gespräche übersetzt hat. Auf meine durch das MIK vermittelte Nachfrage 

an das LKA NRW, ob die Angabe in der Chronologie stimmt, dass es die Bundespo-
. 

l izei auf das Ausreisevorhaben Amris aufmerksam gemacht habe und bejahenden­
fal ls, welche Gründe dafür leitend waren,  um so die Ausreise des Amri zu verhindern, 
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wurde mir mitgeteilt, dass das LKA NRW diese Unterrichtung der Bundespolizei nicht 
getätigt habe . Anfraget} an die Bundespolizei und das LKA Berlin . habe ich diesbe­
züglich n icht gerichtet. 

Untersagt worden ist dem Amri die Ausreise nach § 46 Abs. 2 AufenthG.  Danach 
kann dem Ausländer die Ausreise aus dem Bundesgebiet verboten werden, wenn er 

· in  einen anderen Staat ausreisen wil l ,  ohne im Besitz der dafür erforderlichen Doku­
mente und Erlaubnisse zu sein (S. 2). Wenngleich es sich dabei nur um eine Ermes­

sensvorschrift handelt, ist es nachvollziehbar und übl ich ,  dass die dafür zuständige 

Grenzbehörde (§ 71 Abs. 3 Nr. 4 AufenthG) - wie hier erfolgt - die Ausreise ohne 
gültige Personalpapiere untersagt, in der übrigens immerhin eine Ordnungswidrigkeit 
(§ 98 Aqs. 3 Nr. 3 AufenthG),  wenngleich keine Straftat l iegt (diese lag vielmehr im 
Gebrauch der gefälschten fD-Karte) .  Dass die Bundespolizei freil ich deshalb unter­
richtet worden wäre, um just d iese Ordnungswidrigkeit für den erwarteten Fall zu 

unterbinden, dass Amri keine gültigen Personalpapiere bei sich führt, darf als fernlie­

gend abgetan werden . Nach Aktenlage hätten vielmehr die für die Person Amri im 
M IK  zuständigen Mitarbeiter - woh l  mit Recht - begrüßt, wenn ihm die Ausreise 
gelungen wäre, wiewohl  n icht gesichert ist, dass er n icht doch wieder irgendwarin in 

. das Bundesgebiet eingereist wäre. 

Zu fragen ist nun danach , ob es weitere tragende Gründe gab, Amri die Ausreise zu 
. untersagen, wobei für derlei Verbote in der Sache n icht das LKA, sondern die Aus­

. 
länder- bzw. die Grenzbehörde zuständig ist (§ 71 Abs. 1 u .  3 AufenthG) .  Abgesehen 

vom genannten Fall fehlender Dokumente kann  ein Ausreiseverbot nach § 46 Abs. 2 

S. 1 AufenthG überdies ergehen in den Fällen entsprecherider Anwendung des § 10 

Abs. 1 und 2 des Passgesetzes, der eigentl ich die Untersagung der Ausreise von 

Deutschen regelt. Das meint vor al lem die identischen Gründe für die Passversagung 

oder den Passentzug (§§ 7 ,  8 PassG):  

Dies ist wiederum zunächst der Fal l ,  wenn bestimmte Tatsachen die Annahme be­

gründen, dass die i nnere oder äußere Sicherheit oder sonstige erhebliche Belange 

der B\Jndesrepublik Deutschland gefährdet sind (Nr. 1 ) .. Das kommt hier deshalb 
infrage, wei l  es ausweislich der von der Dolmetscherin ei l ig vorgenommenen Über­

setzung immerhin vage Anhaltspunkte dafür gab, dass sich Amri in Syrien oder an-
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dernorts in Kampfgebiete der IS IS  begeben könnte. Wäre er Deutscher gewesen , 
wäre seine kämpferische Betei l igung an Gewal�tätigkeiten durchaus geeignet gewe­

sen, die auswärtigen Beziehungen oder sogar das Ansehen der Bundesrepublik 

Deutschland zu beschädigen (vg l .  dazu BVerwG, Urt. v. 25. 7.2007, 6 C 39/06; 
BVerwGE ,  1 29, 1 42; OVG NW, Beschl .  v. 1 6 .4.2014 ,  1 9  B 59/1 4, NVwZ-RR 201 4 , 
593; Urt. v. 4 .5 .20 1 5, 1 9  A 2097/1 4 ,  NJW 201 6 ,  51 8;  Beschl .  v. 3 1 .7 .20 15 ,  1 9  B 

742/1 5 ,  BeckRS 201 5, 54640;  VG Arnsberg, Urt .  v. 23 . 1 .201 5, 1 2  K 2036/1 3,  ZD 
201 5, 24 1 ;  Urt. v. 24 .7.20 1 5, 1 2  K 658/1 4 ,  BeckRS 201 5 ,  531 54; VG Braunschweig , 

Urt. v. 7 .9 .20 1 5, 5 Ä 99/15 ,  BeckRS 201 6,  52338; VG Bremen, Urt. v. 30.3 .20 1 5, 4 K 
944/1 4 ,  BeckRS 201 5, 47673) .  Anzunehme.n ist desgleichen auch für anerkannte 

Flüchtl inge (VG Hannover, Urt. v. 1 6.9 .201 5, 7 A 3648/1 5 ,  BeckRS 201 5, 53249). 
überdies sind nach Resolution 2 1 78 (2014) des UN-Sicherheitsrates vom 24.9.20 14  
(hier: Ziffer 4)  al le Mitgl iedstaaten aufgefordert, ausländische terroristische Kämpfer 
daran zu hindern, ihre Grenzen zu überschreiten (s. dazu OVG NW, U rt. v. 4 .5.201 5, 

. 1 9  A 2097/14 ,  NJW 2016, 5 1 8) .  Bei konkreten Anhaltspunkten darauf, dass Amri als 
terroristischer Kämpfer in den Djihad ziehen wollte, wäre es völkerrechtswidrig ge­

wesen , ihn schl icht ausreisen zu lassen. Das wiederum hätte n icht nur  das internati­
onale Ansehen der Bundesrepubl ik Deutschland schädigen, sondern auch das Ver-

. hältnis  zu den Ländern trüben können, iri die er weitergereist wäre (zunächst die 
Schweiz). Weil nach hiesiger Aktenlage der I nhalt der betreffenden Telefonate n icht 
bekannt ist, mag es situativbedingt - wei l  ein Zuwarten an einem Freitagabend nicht 
mögl ich war - kein unvertretbarer Schluss gewesen sein ,  Amri nicht unüberwacht 

ausreisen lassen zu wollen, sondern die Bundespolizei zu informieren,  um ihn anzu­

halten . und seine gezielte Abschiebung nach Tunesien zu betreiben.  Dass er auch 

von dort aus in den Djihad hätte ziehen können und es offenbar keine wirklich be­

lastbaren - jedenfal ls hier nicht bekannte - Tatsachen dafür gab, dass er in den 

Djihad reist, ist dem unbenommen. 

N icht nahe l iegt dagegen, dass sich Amri durch seine Busfahrt nach Zürich seiner 

Strafverfolgung hätte entziehen wol len (Nr. 2) .  Zwar ermittelte der Generalstaatsan­

walt Berl i n  seinerzeit noch gegen Amri wegen versuchter Betei l igung zum Mord, 

doch l iefen diese durch das LKA B�rl in geführten Ermittlungen verdeckt, sodass Amri 

vom konkreten - ohnehin n icht bestätigten - Vyrdacht n ichts wusste. Gleiches gilt 
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auch für die StrafverfolgunQ wegen gefährlicher Körperverletzung und anderer Del ik­
te . Desgleichen fehlten jedwede Anhaltspunkte dafür, dass die Fahrt im Zusammen­

hang mit Verstößen gegen das Betäubungsmittelgesetz steht (Nr. 3). Von vornherein 
n icht infrage kommen die Verletzung steuerlicher und ähnl icher Pfl ichten (Nr. 4 ) ,  der 

Unterhaltspfl icht (Nr. 5) oder im Zusammenhang mit Wehr- ad.er Wehrersatzpfl ichten 
(Nm. 6-9). 

Näher l iegt dagegen der Versagungsgrund, dass bestimmte Tatsachen darauf hin­
deuten,  dass derßetreffende eine in § 89a StGB beschriebene Handlung vornehmen 

wird (Nr. 1 0) .  Die Gefährdungseinschätzung hinsichtlich der Vorbereitung einer 
schweren staatsgefährdenden Straftat bestand indessen n icht dahingehend ,  dass er 

eine solche Tat im Ausland begehen, sondern dass er sie im Inland verüben wird . 

Die Ausreise hätte d ie Gefahr daher eher vermindert. Dafür, dass die Ausreise wie- · 

derum dem Zweck hätte d ienen sol len, sich im Ausland mit Bl ick auf eine schwere 
staatsgefährdende Straftat im Sinne des § 89a Abs. 1 StGB unterweisen zu lassen, 

lagen und l iegen wiederum - wie soeben erörtert - keine belastbaren Tatsachen vor. 

Denkbar ist frei l ich auch , dass die Bundespolizei durch das LKA Berlin informiert 
worden ist, um das laufende Ermittlu ngsverfahren GStA Berl in wegen 
versuchter Betei l igung am Mord weiterzuführen, weil es nach der Ausreise des Amri 
einzustellen gewesen wäre. Das erscheint im Hinbl ick auf den Tatvorwurf vertretbar, 
weil bei Bestätigung des Verdachts. eine langjährige Freiheitsstrafe zu erwarten ge­
wesen wäre. Nach hier bekannter Aktenlage zeichnete sich indessen zu dies.em 
Zeitpunkt längst ab, dass sich dieser Verdacht nicht verdichten lässt. Dass ange­

sichts des situationsbedingten Entscheidungszwangs, der kein langes Zuwarten 

zul ieß, d ie Verfahrenssicherung gewählt worden ist, lässt sich nachvollziehen .  Dass 

im Nachhinein besser gewesen wäre, Amri ausreisen zu lassen, ändert n ichts an der 
Vertretbarkeit der Entscheidung. 

b) Abschiebungshaft (§ 62 AufenthG) 

Wie gesagt, war Amri anlässlich seiner Festsetzung in  Friedrichshafen vorläufig in 

Abschiebungshaft genommen worden,  die aber mangels Vorl iegen der Vorausset­

zungen nicht aufrechterhalten werden konnte. Insofern ist zu sehen, dass ein Aus-
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länder zur Sicherung der Abschiebung unter bestimmten Voraussetzungen auf rich­
terl iche Anordnung in Haft zu nehmen ist (§ 62 Abs. 3 AufenthG),  sofern der Zweck 

der Haft nicht - was hier n icht zu sehen ist - durch ein mi lderes, ebenfalls ausrei­

chendes Mittel erreicht werden kann (§ 62 Abs. 1 S. 1 AufenthG). i nfolge seiner 

vollziehbaren Ausreisepfl icht, der er nicht fristgerecht nachgekommen ist, war er -

was Eingangsvoraussetzung einer solchen Haft ist - abzuschieben (§ 58 AufenthG). 

aa) Haftgrund (§ 62 Abs. 3 S. 1 AufenthG) 

Sicherungshaft ist indessen nur erlaubt, wenn ein Haftgrund im Sinne der Ziffern 1 

bis 5 des § 62 Abs. 3 S .  1 AufenthG vorl iegt. Ersichtlich n icht einschlägig sind hier 
die Haftgründe der Ziffer 1 (wei l  Amri nicht aufgrund unerlaubter Einreise, sondern 
aufgrund abgelehnten Asylantrags ausreisepfl ichtig war), Ziffer 1 a (weil keine Ab­

sch iebungsanordnung nach § 58a AufenthG ergangen war), Ziffer 3 (weil es keinen 

Abschiebungstermin gegeben hatte, dem er sich hätte entziehen können) und Ziffer 
4 (weil er sich auch nicht in sonstiger Weise der Abschiebung entzogen hatte).  

Nahe l iegt h ingegen der Haftgrund nach Ziffer 2 ,  der vorliegt, wenn die Ausreise­
pfl icht abgelaufen ist und der Ausländer seinen Aufenthaltsort gewechselt hat, ohne 
dass er der Auslän9erbehörde eine Anschrift angegeben hat, unter der er (wirklich) 

erreichbar ist. Dass die Ausreisepflicht im Falle des Amri abgelaufen war, ist unprob­

lematisch . Rechtlich heikler ist die Frage des Wechsels des Aufenthaltsorts, wiewohl 
unzweifelhaft ist, dass Amri seine(n) Wechsel nach Berlin nicht behördenkundig 

gemacht hat. Problematisch ist nun ,  dass das Gesetz n icht auf den Wohnort abstellt 

(wofür Oberhausen und E mmerich infrage kom men), sondern auf den (tatsächl ichen) 
Aufenthaltsort. Das war indessen zu diesem Zeitpunkt (eigentlich) längst Berl in (wie­

wohl unter Missachtung der Residenzpfl icht). Wenn man das Gesetz verständig l iest, 

ist der Aufenthaltsort jedoch nicht etwa im Sinne von Ortschaft zu verstehen, sondern . 

meint d ie jewei l ige Örtl ichkeit (ggf. innerhalb eines Ortes) .  Mehr noch erfasst die 

Vorschrift richtigerweise auch solche ungemeldeten Aufenthaltsortswechsel , die der 
Ausländer schon vor dem Entstehen der Ausreisepflicht vollzogen hat, sofern er die 

Meldung spätestens nunmehr pfl ichtwidrig n icht nachholt und zudem weitere An­

haltspunkte bestehen,  dass er sich der Abschiebung entziehen wi l l (vgL BGH, Be­
sch l .  v. 1 9.5 .201 1 ,  V ZB 1 5/1 1 ,  l nfAuslR 201 1 ,  361 ;  Beschl .  v. 29.9.201 1 ,  V ZB 
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307/1 0 ,  l nfAuslR 201 2, 98). Weil Amri zeitweise durchaus in Oberhausen - als dem 

im Asylverfahren des angebl ichen Almasri aktenkundigen Ort - aufhältig gewesen 
war, er den (bereits erfolgten) Wechsel des Aufenthaltsortes nach Berl in  aber n icht 

bei der Ausländerbehörde angezeigt hatte , lag mit besonderem Blick auf seine mul­
tiplen Identitätstäuschungen, durch die er den behördl ichen Zugriff sichtlich erschwe­

ren wollte, richtigerweise bereits mit Ablauf der Ausreisepfl icht der Haftgrund der 
Ziffer 2 im Prinzip vor. 

Wal lte man mit Rücksicht darauf, dass es immerhin um Freiheitsgewährleistungen 

geht, welche besondere Dignität beanspruchen (vgl .  Art. 1 04 Abs. 1 GG), einen 
strengeren Maßstab anlegen wol len, so ist zu bedenken, dass Amri nach seiner 
Festsetzung in Friedrichshafen sodann am 1 2.8.20 1 6  wieder nach Kleve und Em­

merich gekommen war, wo er am 1 5.8.20 1 6  angemeldet wurde. Als er sich dann 
gleichwohl e in ige Tage später (am 1 8.8 .201 6) wieder örtl ich nach Berl in veränderte, 

ohne dass er d ies der Ausländerbehörde Kleve angezeigt hätte , hat er spätestens 
den Haftgrund der Ziffer 2 geschaffen.  Dies würde ledigl ich dann nicht gelten, sofern 
d ie Ausländerbehörde - auch unter fehlender Mitwirkung seitens des Ausreisepfl ich­
tigeri - dennoch von derri Aufenthaltsort des Ausländers entsprechend in Kenntnis 
gesetzt worden wäre (OLG Frankfurt, 3 .3 . 1 995, 20 W 55/95 , lnfAuslR 1 995, 361 ; 

Keßler, in :  Hofmann, Ausländerrecht, 2 .  Aufl . 201 6, § 62 Rn. 28). Da die Ausländer­

behörde Kleve vorliegend allerd ings nicht über d ie entsprechenden Standorterkennt­
nisse Amris aus den im Verfahren GStA Berl in laufenden operativen 
Maßnahmen informiert worden ist, scheitert der Haftgrund h ieran n icht. 

Dabei wurde Amri im Ablehnungsbescheid vom 30.5.20 1 6  gemäß § 50 Abs. 4 Auf­
enthG darauf h ingewiesen,  dass er jeden Wohnungswechsel und jedes Verlassen 

des Bezirks der Ausländerbehörde für mehr als drei Tage vorher der für ihn zustän­

digen Ausländerbehörde anzuzeigen hat. Damit verbunden war der Hinweis , dass er 
bei einem Verstoß gegen diese Verpfl ichtung damit rechnen müsse, in Abschie- · 

bungshaft genommen zu werden. Allerd ings dürfte Amri den Asylbescheid und mit 
ihm d ie darin erfolgte Belehrung trotz der wirksam erfolgten Zustel lung nicht eigen­

händig gelesen Und zur Kenntn is genommen haben. Schutibedürftig lässt ihn das 

gleichwohl n icht recht erscheinen, wei l  d ies erstens seine eigene Obl iegenheitssphä­

re betrifft und er zweitens schon auf seine Residenzpfl icht hingewiesen worden war, 
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ohne dass er dem irgendeine respektvol le Bedeutung beigemessen hätte. Ungeach­

tet dessen wurd.e Amri am 1 .8.201 6  bei seiner vorübergehenden Haft in der JVA 

Ravensburg persönlich eine Anlaufbeschein igung zur Ausländerbehörde Kleve ge­

gen von ihm quittiertes Empfangsbekenntnis (EB) ausgehändigt. Dabei erfolgte zu­

gleich gegen ein weiteres von Amri qu ittiertes EB eine explizite schriftliche Belehrung 
gemäß § .50 Abs. 4 AufenthG ,  die auch in seiner arabischen Heimatsprache erfolgte . 
Das genügt. 

Zuletzt l iegt der Haftgrund der Fluchtgefahr nach § 62 Abs. 3 S. 1 Nr. 5 dann vor, 

wenn sich der Verdacht, dass sich der Ausländer der Abschiebung durch Flucht 
entziehen wil l ,  auf bestimmte Gründe im Einzelfa l l  stützt, die auf bestimmten gesetz­

l ichen Anhaltspunkten beruhen, welche wiederum in § 2 Abs. 1 4  Ziffern 1 bis 6 Auf­

enthG konkret normiert s ind. Zwar hatte Amri seinen Aufenthaltsort - wie gesehen -
ohne Meldung bei der zuständigen Behörde nicht nur vorübergehend gewechselt und 

sich dadurch durchaus dem behörd l ichen Zugriff entzogen (was sich nicht zuletzt an 
der Unzustel lbarkeit des gegen ihn · ergangenen Strafbefehls zeigt), doch ist nach 
h iesiger Aktenlage n icht erkennbar, dass er bereits damals auf die Anzeigepflicht 
hingewiesen worden wäre. D ieser H inweis erfolgte aber jedenfalls - wie schon 
soeben gesehen - durch wirksam zugestel lten Ablehnungsbescheid vom 3.0 .5.20 16  

.sowie durch die Anlaufbescheinigung nebst der Belehrung nach § 50  Abs.  4 Auf­
enthG, welche Amri am 1 .8.20 1 6  i n  der JVA Ravensburg persönlich - auch i n  arabi­

scher Sprache - gegen von ihm quittiertes Empfangsbekenntnis ausgehändigt wor­
den sind. Weil Amri anschließende Aufenthaltsortswechsel - und dabei zumindest 

das Verlassen seiner Bleibe in Emmerich am 1 8.8.201 6 - n icht gemeldet hat, l iegt 

mithi ri  der Anhaltspunkt nac.h Ziffer 1 des § 2 Abs. 1 4  vor. 

Dass Amri gesetzliche Mitwirkungshandlungen zur Feststel lung der Identität verwei­
gert oder unterlassen hätte (§ 2 Abs . 1 4  Nr. 3) ist nicht zu sehen , desg1eichen nicht, 

dass er zur unerlaubten E inreise erhebliche Geldbeträge an einen Dritten aufge­
wandt hätte (Nr. 4), ebenfalls hat er nicht ausdrücklich erklärt, sich der Abschiebung 

entziehen zu wollen (Nr. 5), zudem auch keine sonstigen konkreten Vorbereitungs­

handlungen von · Gewicht vorgenommen, die n icht durch Ariwendung unmittelbaren 

Zwangs überwunden werden können (NL 6). I ndessen hat er - sogar vielfach und 

dauerhaft - über seine Identität getäuscht und eine falsche Identität (mehr noch:  
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mehrere falsche Identitäten) vorgegeben. Damit l iegt der konkrete Anhaltspunkt des 

§ 2 Abs. 1 4  Nr. 2 AufenthG vor, aufgrund dessen sich mangels verdachtsentschär­
fender Aspekte die Fluchtgefahr nach § 62 Abs. 3 S. 1 Nr. 5 AufenthG gründet 

bb) Dreimonatsfrist (.§ 62 Abs.  3 S. 3 AufenthG) 

I ndessen darf n icht übersehen werden,  dass die Abschiebungshaft einen erhebl ichen 

Grundrechtseingriff darstellt. Sie ist infolgedessen auf d ie kürzest mögl iche Dauer zu 
beschränken (§ 62 Abs. 1 S .  2 AufenthG) ,  wie dies auch das europäische Recht 

vorschreibt (Art. 1 5  Abs. 1 UAbs. 2 der Richtl in ie 2008/1 1 5/EG vom 1 6. 1 2.2008 über 
gemeinsame Normen und Verfahren in den Mitgl iedstaaten zur Rückführung i l legal 
aufhältiger Drittstaatsahgehöriger [ABI .  L 348/98] - sog . Rückkehr-Ril;  s .a .  Art. 9 

Abs. 1 UAbs. 1 der Richtlin ie 201 3/33/EU vom 26.6.201 3 zur Festlegung von Nor� 
men für d ie Aufnahme von Personen, die i nternationalen Schutz beantragen [ABI .  L 

1 80/96]). Dabei darf sich die Haft nur auf die Dauer der laufenden Abschiebungsvor­

kehrungen erstrecken ,  solange d iese mit der gebotenen Sorgfalt durchgeführt wer­
den (Art. 1 5  Abs.  1 UAbs. 2 der Rückkehr-Ril 2008/1 1 5/EG). Kraft verbindl icher 
europäischer Vorgabe ist die Festlegung der Hafthöchstdauer den Mitgl iedstaaten 
zwar freigestel lt, darf jedoch sechs Monate nicht überschreiten (Art. 1 5  Abs. 5 S. 2 · 
der Rückkehr-Ril 2008/1 1 5/EG) .  Nur bei mangelnder Kooperationsbereitschaft des 

betroffenen Drittstaatsangehörigen oder im Falle von Verzögerungen bei der Über­

mittlung der erforderlichen Unterlagen durch Drittstaaten darf d ieser Zeitraum einma­

l ig um höchstens zwölf Monate verlängert werden, sofern sich die Abschiebungs­

maßnahme trotz angemessener Bemühungen wahrscheinl ich verzögert (Art. 1 5  Abs.  

6 der Rückkehr-Ril 2008/1 1 5/EG) .  Stellt s ich indessen zu i rgendeinem Zeitpunkt 

heraus,  dass aus rechtl ichen oder anderweitigen Erwägungen keine hinreichende 

Aussicht auf Abschiebung besteht, ist die Haft nicht länger gerechtfertigt und die 
betreffende Person unverzügl ich freizulassen (Art. 1 5  Abs. 4 der Rückkehr-Ril 

2008/1 1 5/EG) bzw. gar n icht erst in Haft zu nehmen . 

Nach deutschem Recht kann die Sicherungshaft zwar bis zu sechs Monaten ange­

ordnet werden (§ 62 Abs . 4 S. 1 AufenthG) und in Fäl len , in denen ·der Ausländer 

seine Abschiebung verhindert - etwa durch spätere Vernichtung seiner Ausweispa­

piere -, um höchstens zwölf Monate verlängert werden (§ 62 Abs. 4 S. 2 AufenthG). 
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I ndessen ist die Sicherungshaft von vornherein unzulässig ,  wenn feststeht, dciss aus 

Grü nden , die der Ausländer n icht zu vertreten hat, die Abschiebung n icht innerhalb 

der nächsten drei Monate durchgeführt werden kann (§ 62 Abs. 3 S.  3 AufenthG). 
D iese Dreimonatsfrist beginnt bereits mit der Haftanordnung, nicht erst mit der ln­

haftnahme (BGH, Beschl .  v .  1 0 .6.20 1 0, V ZB 204/09, NVwZ 201 0, . 1 1 72 ff. ; Beschl .  
v .  9 .6 .201 1 ,  V ZB 26/1 1 ,  BeckRS 201 1 ,  1 8682 ; Beschl .  v. 1 .3 .2012 ,  V ZB 1 83/1 1 ,  

NVwZ-RR 201 2, 57 4 ff. ; Winkelmann, i n :  Bergmann/Dienelt, Ausländerrecht, 1 1 .  

Aufl . 201 6, § 62 AufenthG Rn . 1 1 3) .  

Für das Feststehen bedarf es mit B l ick auf die hochrangige Freiheitsgewährleistung 
· keiner s icheren Gewissheit, vielmehr genügt eine Prognose, die

. 
sich al lerdings auf 

al le im konkreten Einzelfal l  in  Betracht kommende Gesichtspunkte und Gründe für 

oder gegen eine Verzögerung der Abschiebung erstrecken muss (BVerfG, Beschl .  v. 
27.2.2009, 2 BvR 538/07, NJW 2009, 2659 ff. ) .  Nach der ursprüngl ichen Auffassung 
des Bundesgerichtshofes waren stets konkrete Angaben zum Ablauf des Verfahrens 
und zum Zeitraum, in welchem die einzelnen Schritte unter „normalen Bedingungen" 
durchlaufen werden können , erforderl ich (so etwa noch BGH ,  Beschl .  v. 25.3.201 0, V 

ZA 9/1 9 ,  NVwZ 201 0, 1 1 75 ff. ) .  Zu Recht vereinzelt blieb sodann eine Entscheidung, 
wonach E inzelfäl le , i n  denen eine Abschiebung binnen d reier Monate geglückt seien , . 

eine I nhaftierung tragen  könnten (so al lein BGH,  Beschl . v. 1 0 .6 .20 10 ,  V ZB 205/09, 
BeckRS 201 0 , 1 6800). Seither hat der Bundesgerichtshof i ndessen stets wieder auf 

Kriterien der Üblichkeit bzw. der normalen Bedingungen rekurriert (bspw. BGH,  Be­
sch l .  v. 1 4 .4 .201 1 ,  V ZB 76/1 1 ,  BeckRS 201 1 ,  8508; Beschl .  v. 27. 1 0.201 1 ,  V ZB 

31 1 /1 0 , FGPrax 201 2, 82 t; Beschl .  v. 8 .3 .20 12 ,  V ZB 257/1 1 ,  BeckRS 201 2, 7669; 

Beschl .  v. 30.3 .2012 ,  V ZB 1 96/1 1 ,  BeckRS 20 1 2, 1 0 1 68 ;  Beschl .  v. 7 .3 .201 3, V ZB 

1 1 6/1 2 ,  BeckRS 201 3, 601 9) .  Daran ist festzuhalten. 

Dass eine Abschiebung innerhalb der besagten drei Monate durchführbar ist, muss 

von der Ausländerbehörde deshalb im Haftantrag substanti iert dargelegt werden, 
damit dieser Erfolg haben kann .  Dabei ist auch die landesübl iche Verfahrensdauer in 

den Bl ick zu nehmen und in die Prognose m iteinzubeziehen (BGH, Beschl .  v. 

27. 10.201 t, V ZB 31 1 /1 0;  FGPrax 201 2,  82 f. ; · BeschL V. 26. 1 .2012 , · V ZB 235/1 1 ,  
BeckRS 20 1 2, 7848 ff. ; Beschl .  v. 8 .3 .20 1 2, V ZB 257/1 1 ,  BeckRS 201 2 ,  7669; Be­

sch l .  v. 30 .3 .20 1 2, V ZB 1 96/1 1 ,  BeckRS 201 2, 1 01 68;  Beschl .  v. 7.3.20 1 3 , V ZB 
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1 1 6/1 2 ,  BeckRS 201 3, 601 9) .  Gel ingt die Abschiebung in  bestimmte Drittstaaten 

nahezu n iemals innerh.a lb der besagten Dreimonatsfrist, ist e irie l nhaftnahme 

schlechthin  gesetz-, verfassungs- und europarechtswidrig .  

Demgemäß ist für den Fal l  Amri tatsächl ich zu konstatieren, dass das BKA immerhin 
schon Anfang Mai 201 6 anlässlich einer Dienstreise nach Tunis dessen Verdachtsfall . . 

. m it den tunesischen Kol legen i n  hier nicht . konkret bekannter F()rm besprochen hat 

(wobei erstmals am 1 8.2 .201 6 um Informationen ersucht worden war) und dabei ED­

Material übergeben und d ie Zusage schneller Kooperation eingeholt hat. Nachdem 
Amri vollziehbar ausreisepflichtig geworden war, drang das MIK NRW (hier insbes. 

die S iKo)  nach Aktenlage ebenfalls auf rasche Umsetzung der Abschiebung. Dem­

gegenüber waren die örtliche Ausländerbehörde Kleve als auch die ZAB Köln we­

sentlich verhaltener und glaubten aus praktischer Erfahrung mit (versuchten) Ab­
schiebungen nach Tunesien ersichtlich nicht recht an den Erfolg des Unterfangens. 
Dabei bestand ein erstes H indernis schon darin, dass Tunesien für d ie Identitäts­

überprüfung auch Handfl ächenabdrücke verlangt, die für Amri noch nicht vorlagen 
und erst alll 1 .8 .201 6 auf Veranlassung der ABH Kleve vor seiner Frei lassung aus 

der JVA Ravensburg genommen worden sind. Ein Behördenversagen ist darin nicht 
zu sehen, sondern al lenfal ls eine legislative Unterlassung des Bundes,  wei l  vor Ab­
lauf der Ausreisefrist keine  - zumindest optionale - Rechtsgrundlage dafür bestand, 
seine Handflächenabdrücke zu nehmen (s. bereits oben S .  64) .  I n  der Zeit bis zu 

seiner vorübergehenden Festsetzung  in Friedric;:hshafen/Ravensburg hätte al lenfal ls 
das LKA Berl in  aufgrund der operativen Überwachung die Möglichkeit gehabt, auf ihn 

zuzugreifen .  Dass die Ausländerbehörden in  Kleve oder Köln davon positiv gewusst 

hätten ,  ist nach Aktenlage nicht zu sehen. Allenfal ls das im GT AZ vertretene BAMF 

hätte d ies beim LKA Berl in  erbitten können. Ob d ieses einem solchen Ansinnen 

gefolgt wäre, was eigene Ermittlungen hätte gefährden können und m it Bl ick auf § 

477 Abs. 2 S. 3 Nr. 1 StPO zweifelhaft ist, entzieht sich meiner Beurtei lung. Ein we­

sentl icher Zeitgewinn wäre h ier jedenfal ls n icht zu erzielen gewesen . . 

Nachdem sich die Behörden i n  Berl in und N RW am 1 9 .8.20 1 6  darauf verständigt 

hatten ,  dass die Abschiebung zur Vermeidung von -Verzögerungen weiter von NRW 
aus betrieben wird, stellte die zuständige ZAB Köln am 25.8 .20 1 6  beim tunesischen 

Generalkonsulat in Bonn einen Antrag auf Passersatzpapiere (PEP) unter Vorlage 
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der Finger- und Handflächenabdrücke und Benennung des Anis Amri und . seiner 

.Aliasnamen. Es wurde zwar Ei lbedarf angemeldet, aber n icht mitgeteilt, dass es sich 

um einen islamistischen Gefährder handelt. Diese Zurückhaltung ist nicht zu bean­

standen , weil Tunesien sehr zurückhaltend in der Rücknahme eigener Staatsangehö­

riger ist, was mit der ohnehin hohen Zahl von im lande befindl ichen Gefährdern 
zusammenhängt. Wie es heißt ,  sol l  es in Tunis öfters Demonstrationen gegeben . 

haben , solche Personen nicht wieder ins Land zu lassen . Dazu sollte in  Erinnerung n 
gerufen werden, dass Tunesien i n  der jüngeren Vergangenheit von sehr schwerwie­
genden Anschlägen mit hohen Opferzahlen betroffen worden ist (1 8 .3 .20 1 5  in Tunis: 
22 Todesopfer; 26.6.20 1 5  in Port El-Kantaoµi: 38 Todesopfer). Die Neigung, weitere 

mögliche Selbstmordattentäter außer Landes zu halten, ist daher al lemal verständ­
lich . . Was im Ablauf des Verfahrens al lenfal ls bemängelt werden kann ,  ist der Um­
stand,  dass d ie Übersendung der Abdrücke von Kleve nach Köln eine ganze Woche 

gedauert hat. Eine ergebnisrelevante Verzögerung hat sich daraus al lerdings - wie 

gleich zu sehen ist - nicht ergeben, wiewohl sich solcherlei Abläufe künftig sicher 
optim ieren lassen. Wenige Tage nach dem Antrag (genauer: am 30.8.201 6) soll das 
BKA ausweislich der Behördenchronologie übrigens um erneutes Überlassen von 
ED-Materia l  zu Amri gebeten worden sein. 

Am 20.1 0.201 6  lehnte das tunesische Generalkonsulat den PEP-Antrag der ZAB 

Köln ab, wei l  die Person in Tunesien unbekannt sei und die Fingerabdrücke nicht 
hätten identifiziert werden können. Demgegenüber erklärte kurz darauf der Leiter von 

I nterpol in Tunis dem BKA-Verbindungsbeamten,  dass das übergebene ED-Material 
doch dem Amri zuzuordnen sei und gab dazu die Passdaten durch (so der BKA­

Vermerk, der am 24 . 1 0 .201 6 den LKAs in  Berlin ,  Niedersachen und NRW mitgeteilt 

wurde) .  Aufgrund d ieser neuen I nformationen stel lte d ie ZAB Köln am 27. 1 0.201 6 

beim tunesischen Generalkonsulat einen erneuten PEP-Antrag unter Bezugnahme 

auf die polizei l ichen Erkenntnisse. Nach wiederholter Anfrage der ZAB Köln (konkret: 

am 4. 1 1 .20 1 6, 25 . 1 1 .20 1 6, 9 . 1 2 .20 1 6 und 2 1 . 1 2.20 1 6) antwortete das tunesische 

Generalkonsulat am 2 1 . 1 2 .20 1 6, dass .Amri nun doch als tunesischer Staatsangehö­

riger identifiziert worden sei. Bemerkenswert ist dabei, dass in anderen Fäilen , in 
denen Tunesien eine Anerkennung vorgenommen hat, bereits weitere Unterlagen 

(Flugbuchung,  PEP) übermittelt worden sind, was hier nicht der Fall war. Dabei kann-
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te Tunesien, nachdem Amri am 20. 1 2.20 1 6  als Tatverdächtiger des Ansc;hlags be­

kanntgeworden war, recht sicher sein ,  ihn nicht zurücknehmen zu müssen, weil er im. · 

Falle der Verhaftung ohnehin eine lebenslange Freiheitsstrafe zu erwarten hatte. 

Honi soit qu i  mal y pense . 

Wie gesagt, war Tunesien jedenfalls bis zum Anschlag vom 1 9. 1 2 .20 1 6  sehr zurück­

haltend  i n  der Zurücknahme von eigenen Staatsangehörigen. Bereits die für das 

Verfahren des Generalkonsulats der Republik Tunesien in Bonn herausgegebenen 
haftrelevanten Hinweise (Stand 08/2014 )  sahen eine Passersatzpapierbeschaffung 

und Abschiebung sowohl mit als auch ohne Sachbeweise n icht innerhalb von 6 Mo­
naten als möglich an.  Auch ausweisl ich der beim ZAB Köln vorgenommenen Erhe­

bung erfolgte zumeist überhaupt keine Anerkennung. Sowohl zum Zeitpunkt des 
ersten PEP-Antrags der ZAB Köln vom 25.8 .201 6 als auch bei ·der wiederholten 

Antragstel lung am 27. 1 0 .20 1 6  war . im vergangenen Zeitraum von 201 4  bis ein­
schl ießl ich 201 6  ledigl ich in zwei Fällen eine Anerkennung binnen der Dreimonats­

frist ergangen. I n  beiden Fällen handelte es sich al lerdings n icht um repräsentative, 
sondern vielmehr um untypische Fälle, weil die betreffenden Personen ihre Rückkehr 

explizit wünschten und beim Generalkonsulat in Tunesien zum Ausdruck brachten; 
darüber h inaus konnten sie auch Ausweis- bzw. Passkopien vorlegen. Diese zwei 
Fälle unterschieden sich demzufolge ganz maßgeblich von den restlichen Fällen , in 

denen übl icherweise eine PEP-Zu- oder Absage erst nach über drei Monaten erging. 

Demzufolge konnte im Fal l  Amri nicht von einer positiven PEP:--Zusage innerhalb der 

3-Monats-Frist ausgegangen werden, sodass der Anordnung von Abschiebungshaft 

das Hafthindernis nach § 62 Abs. 3 S.  3 AufenthG entgegenstand . Dabei wäre die 

Anordnung der Sicherungshaft für sechs Monate nach § 62 Abs. 4 S. 1 AufenthG -
gewissermaßen als Gegenausnahme - nicht zu lässig gewesen: Zwar l ieß sich Amri 

aufgrund seiner wiederholten Identitätstäuschungen durchaus ein Verschulden i .S .v. 

§ 62. Abs. 3 S. 3 AufenthG vorwerfen (vgl .  dazu OLG Hamm, Beschl .  v. 23,01 . 1 995, 

1 5  W 4/95 ,  NVwZ 1 995, 826), sodass eine über die drei Monate h inausgehende · 
Haftanordnung im ersten Zugriff als denkbar erscheint. E in solches Verschulden 

rriuss sich indes kausal auf die Unmögl ichkeit der Abschiebung ausgewirkt haben . 

Dies war vorl iegend nicht der Fal l ,  da die Abschiebung ausschl ießlich an der fehlen­

den Bereitschaft des Herkunftsstaats zur Rücknahme scheiterte . 
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überdies war die Passersatzbeschaffung samt Abschiebung vorliegend nicht einmal 

innerhalb von sechs Monaten ernstl ich zu erwarten,  soweit sich d ies auf die haftrelec 

vanten H inweise für Tunesien und die der ZAB Köln verfügbare Zahlen- und Daten­

lage der jüngeren Vergangenheit heranzieht. Danach gab es zu den jeweils ent-
. scheidungsrelevanten Zeitpunkten der Antragstellung im Jahr 201 6 bei einer 

Gesamtzahl von 38 tunesischen PEP�Ab- und Zusagen lediglich zwei Fälle, in wel­

chen PEP-Zusagen innerhalb von 3 bis 6 Monaten erfolgt sind (in den Jahren 201 4  
und 201 5  war jeweils ledigl ich eine PEP-Zusage innerhalb d ieses Zeitraums zu ver­
zeichnen) .  Demzufolge wäre selbst ohne Berücksichtigung der gesetzlichen Dreimo­
natsfrist eine gerichtliche Anordnung der Sicherungshaft für bis zu sechs Monaten 

wenig aussichtsreich gewesen . 

Fragl ich ist al lenfal ls, ob s ich die negative Prognose der Abschiebungserfolgsaus­
sicht geändert hat, nachdem I nterpol Tunis die I dentität des Amri am 24. 1 0.20 1 6  
bestätigt und die ZAB Köln  a m  27. 1 0 .20 1 6  einen neuen PEP-Antrag gestellt hatte . 

Schl ichte Betrachtung mag dies im Hinbl ick darauf bejahen wollen, dass am 
2 1 . 1 2 .20 1 6  eine Zusage seitens des Generalkonsulats erteilt worden ist. Das würde 
aber aus dem Bl ick verl ieren, dass d iese Anerkennung sichtlich unter dem Eindruck 
des terroristischen Anschlags vom 1 9. 1 2 .20 1 6  erfolgt ist. Es war klar, dass die inves­

tigativen Medien den persönlichen Hintergrund des Amri in Tunesien aufspüren wer­
den und dabei keine diplomatische Zurückhaltung wahren werden , wie d ies völker­

rechtl ich gebundene Behörden tun müssen .  Die späte Anerkennung war mithin eine 
ris ikolose Flucht nach vorne, um sich dem Vorwurf fehlender Kooperation zu entzie­

hen. Abgesehen davon ist darauf hinzuweisen, dass eine ex-post-Betrachtung auch 

hier unzulässig ist und es vielmehr um d ie Erwartung bei der Haftanordnung geht. 

Dabei s ind die Bemühungen der pol izei l ichen Schiene gewiss verdienstvol l .  Doch 

darf n icht übersehen werden , dass polizei l iche Überlegungen und politisch­

d iplomatische Erwägungen sehr gerne unterschiedliche Wege . geh�n. Maßgebend · 
für die Anerkennung als tunesischer Staatsangehöriger war indes nicht I nterpol Tu­

nis ,  sondern das tunesische Generalkonsulat (bzw. die maßgebliche Heimatbehör­
d.e ) .  D ieses hatte erst wenige Tage zuvor - am 20. 1 0 .201 6 - eine Identifikation des 
Amri verneint, obwohl ihm zuvor bereits al le I nformationen mitgeteilt worden waren . 

Dass es dessen Identität ohne den Anschlag vom 1 9 . 1 2 .201 6 überhaupt oder gar 
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innerhalb der Dreimonatsfrist derart fristgerecht bestätigt hätte, dass auch eine Ab­

schiebung in diesem Zeitraum hätte · erfolgen können , widerspricht al ler ausländer­

rechtfichen Erfahrung. Ungewiss ist übrigens auch, ob eine im Spätherbst erlassene 

Haftanordnung gegen Amri überhaupt rechtzeitig hätte durchgesetzt werden können, 

wei l  sein Aufenthalt nach Aktenlage n icht mehr bekannt war, nachdem das LKA 

Berlin am 21 .9.20 16  seine Überwachung eingestellt hatte. Zur Aufenthaltsermittlung . . . . 
war er  schon mehrfach ausgeschrieben worden, zur Pol izei l ichen Beobachtung 
überdies seit dem 1 3 . 1 0 .20 1 6  in den polize i l ich relevanten Fahndungssystemen, 

ohne dass dies Früchte gezeigt hätte. 

Ergebnis: Mangels Vorl iegen der tatsächl ichen und gesetzlichen Voraussetzungen 

hätte gegen Anis Amri n icht mit Aussicht auf Erfolg die Abschiebungshaft beantragt 
werden können. Relevante Fehler seitens der Behörden des Landes Nordrhein­

Westfalen sind insofern nicht zu erkennen. Anzumerken ist al lerdings, dass die Än­

derung der Führungspersonal ie im Ausländerzentralregister (AZR) arg langwierig 
war, was in den Verantwortungsbereich des BAMF fäl lt. 

4. Überwachungsmaßnahmen aufenthaltsrechtlicher Art 

Zu erwägen ist noch, ob - wenn denn schon keine Abschiebungshaft angeordnet 
werden kann - zumindest anderweitige Überwachungsmaßnahmen hätten ergriffen · 

werden sol len, wobei namentlich an Meldeauflagen zu denken ist 

a) § 56 Abs. 1 S. 1 AufenthG 

Als gesetzli che  Grundlage kommt dafür § 56 AufenthG infrage, welcher die Überwa­

chung ausgewiesener Ausländer aus Gründen der inneren Sicherheit regelt. Das 

betrifft zunächst Fäl le, d ie auf das Ausweisungsinteresse nach § 54 Abs . 1 Ziffern 2 
bis 5 AufenthG oder eine Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG rekurrieren 
(§ 56 Abs. 1 S. 1 AufenthG).  In d iesen Fällen ist der Ausländer vorbehaltlich anderer 

Bestimmung seitens der Ausländerbehörde dazu verpfl ichtet, sich mindestens einmal 
wöchentlich bei der für seinen Aufenthaltsort zuständigen pol izeil ichen Dienststelle 

zu melden. Dabei ist der Aufenthalt - wiederum vorbehaltlich abweichender Festle­

gung der Ausländerbehörde - auf den jeweil igen Bezirk der Ausländerbehörde be-
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schränkt (§ 56 Abs. 2 AufenthG) ;  das wäre bei Amri der Kreis Kleve gewesen .  Zu­

dem kann  dann der Kontakt zu bestimmten Personen oder Personen einer bestimm� 
ten Gruppe untersagt werden sowie die Nutzung bestimmter (n icht: al ler) Kommuni­
kationsmittel oder Dienste, wenn das zur Abwehr einer erhebl ichen Gefahr für die 

innere Sicherheit oder für Leib und Leben Dritter notwendig ist (§ 56 Abs. 4 Auf­
enthG) .  Dabei muss allerdings h insichtlich islamistischer Gefährder berücksichtigt 

· werden, dass ihnen aufgrund ihrer grundrechtlich geschützten Religionsfreiheit der 

Besuch einer Moschee nicht untersagt werden kann . Bestehen Anhaltspunkte für die 

Verfassungsfeindl ichkeit einer Moschee, ist vielmehr ein Vereinsverbot anzustreben, 
was im Fall der durch den Anschlag vom 1 9. 1 2.20 16  bekanntgewordenen Fussilet 
e.V. womöglich zu zögerlich betrieben worden ist (festlegen möchte ich mich dahin­
gehend aufgrund fehlender Aktenkenntnis n icht). 

Indessen ist h ier an die bereits gefundenen Ergebnisse anzuschl ießen, dass näml ich 
weder die Voraussetzungen für eine Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG 
noch für Ausweisungsinteressen im Sinne des § 54 Abs. 1 Nrn. 2 bis 5 AufenthG 
vorgelegen haben. Das gi lt jedenfa l ls im Hinbl ick darauf, dass - wie gezeigt - we­
sentl iche Erkenntnisse mangels Freigabe durch den GBA · n icht in für aufenthalts­
rechtl iche Zwecke gerichtsverwertbarer Forrn vorlagen. Überwachungsmaßnahmen 

auf Grund lage von § 56 Abs. 1 S .  1. AufenthG kamen dah.er ernsthaft n icht infrage. 

b) § 56 Abs. 1 S . 2 AufenthG 

Zu denken ist zudem daran,  dass e ine Meldeanordnung im vorbeschriebenen Sinne 
durch d ie Ausläriderbehörde auch dann erfolgen kann, wenn der Ausländer aufgrund 
anderer Ausweisungsinteressen vol lziehbar ausreisepfl ichtig und die Anordnung zur 

Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung erforderlich ist (§ 56 

Abs: 1 S .  2 AufenthG) .  Darin ist der Ausländer ebenfalls im Grundsatz auf den Bezirk 
der Auslanderbehörde beschränkt (§ 56 Abs .  2 AufenthG) ,  Wohingegen Umgangs­

verbote u .ä .  nach § 56 Abs. 4 AufenthG nicht möglich sind. 

Indessen ist awch h ier wieder an die bereits zuvor gefundenen Ergebnisse anzu­
sch l ießen.  Belastbare Ausweisungsinteressen schwerer oder sogar besonders 

schwerwiegender Art lagen n icht oder - was die italien ische Verurtei lung angeht -
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noch n icht i n  hinreichend belegter Form vor. Es bestand a l lenfalls ein Ausweisungs- . 
interesse nach § 53 AufenthG.  Hätte gleichwohl nach . § 56 Abs. 1 S. 2 AufenthG 

verfahren werden sollen, hätte nach geltender Rechtslage zunächst trotz ohnehin 

vol lziehbarer Ausreisepflicht noch zusätzl ich eine Ausweisung erfolgen müssen (das 

soll sich im künftigen Recht ändern) .  Um . d ie Überwc;1chungsmaßnahmen auf d iese 
Norm zu stützen ,  hätte zudem dargelegt werden müssen ,  dass es der Anordnung zur 
Gefahrenabwehr bedarf. I nsofern hätte sich wiederum das Problem gestel lt, dass die 

gefahrbegründenden Verdachtsmomente weith i n  nicht für aufenthaltsrechtli che Zwe­

cke freigegeben waren. Zudem ist zu berücks ichtigen , dass Anordnungen zu Melde­

auflagen und anderen Überwachungsmaßnahmen wie anderes staatl iches Handeln 

stets verhältnismäßig sein müssen.  Angesichts dessen, dass das Ausweisungsinte­

resse in  nachweisbarer Form kaum schwer wog , wäre allenfal ls eine wöchentl iche 

Meldefrist zu begründen gewesen , welche den Anschlag vom 1 9 . 1 2 .20 1 6  kaum 
ernsthaft hätte verhindern können. Zudem hätte es - wie gesagt - der zusätzl ichen 
Ausweisung sowie der Darlegung der Verdachtsmomente bedurft, was. mit Bl ick auf 

anderweit laufende Ermittlungen eher untunl ich gewesen wäre. Überwachungsmaß­
nahme d ieser D ichte l ießen sich auch durch allgemeines Aufenthaltsrecht bewirken 
(dazu im  Folgenden) .  

c} § 61 Abs.  1 e AufenthG 

Nachdem Amri vollziehbar ausreisepfl ichtig geworden war, bestand angesichts nicht 

gesicherten Unterhalts seine Residenzpfl icht i n  Emmerich (§ 61  Abs. 1 d  AufenthG). 

Weitere Bedingungen und Auflagen konnten dann zudem nach pfl ichtgemäßem 

Ermessen der Ausländerbehörde angeordnet werden (§ 6 1  Abs.  1 e AufenthG). An­

gesichts der verschiedenen Al iasidentitäten und der aufenthaltsrechtl ich bekanntge­

wordenen Mobi lität des Amri hätte im August 201 6, als er in Kleve vorsprach und 

dort e ine Duldung erhielt, ermessensfehlerfrei über die Residenzpfl icht hinaus eine 

räumliche Aufenthaltsbeschränkung und eine wöchentl iche Meldeauflage zwecks 
Überwachung ,  Kontrol le und Vorbereitung, bzw. Förderung der Heim- bzw. Ausreise 

angeordnet werden können (vgl .  v13rg leichbar BayVGH, Seschl .  v. 21 . 1 1 .2005, 24 CS 
05.2890, BeckRS 2005, 1 7666; Kluth, i n :  Kluth/ Heusch, Beck-OK Ausländerrecht, 

1 2 . Aufl . 20 1 6, § 61 AufenthG Rn . 31 ) .  Das wäre auch verhältn ismäßig gewesen. 
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Zwingend waren derlei Auflagen indessen n icht. Nach Aktenlage wollte der Sachbe­
arbeiter d ie Verschärfungen offenbar erst bei der Ertei lung der nächsten Duldung 

wegen der fortgesetzten Verstöße gegen die Wohnungspflicht anordnen . I ndessen 

ist es dazu nicht mehr gekommen, weil Amri überhaupt nicht mehr in Kleve oder 

Emmerich erschienen ist, urri - was er eigentl ich hätte tun müssen - seine Duldung 
zu verlängern . Auf d iese Weise hat er frei l ich nochmals offenbart, dass i hm aufent­

haltsrechtl iche Folgsamkeit fremd war. 

Besondere Sanktion ierung hatte er bei solcherlei Fehlverhalten ohnehin n icht zu 

fürchten:  Erste Zuwiderhandlungen gegen räumliche Aufenthaltsbeschränkungen 

oder Meldeauflagen sind riur ordnungswidrig (vg l .  § 98 Abs. 3 Nrn .  4 ,  5 und 5a Auf­
enthG). Erst wiederholte Verstöße begründen sodann eine Strafbarkeit (§ 95 Abs. 1 
Nrn. 6a und 7 AufenthG). Abgesehen von Problemen der Nachweisbarkeit - was 

Verstöße gegen räuml iche Aufenthaltsbeschränkungen angeht - ist beim Bl ick in die 
Strafverfolgungsstatistik zu . konstatieren,  dass aufenthaltsrechtliche Delikte - so sie 
n icht ohnehin (wie meist) wegen Geringfügigkeit eingestellt werden - al lenfal ls mit 

geringfügigen Geldstrafen sanktioniert werden. Selbst bedingte Haftstrafen werden 

nur  selten verhängt, unbedingte Haftstrafen noch weit seltener. Das dürfte aus­
schließlich - hier n icht relevante - Schleusungsfäl le nach den §§ 96, 97 AufenthG 
betreffen .  Damit korrespondiert d ie .sehr geringe Zahl an Untersuchungshaftanord­
nungen .  Dass Amri wegen derlei Unbotmäßigkeiten noch vor dem von ihm verübten 
Anschlag die Voraussetzungen für seine Inhaftierung hätte setzen können , ist 

schlechthi n  abwegig. 

Festzuhalten ist riach alledem, dass Meldeauflagen - so sie gegen Amri verhängt 

worden wären - diesen n icht beeindruckt hätten .  Dass auf diese Weise der Anschlag 

vom 1 9. 1 2 .20 1 6  hätte verhindert werden können,  ist demzufolge fern l iegend. Dabei 

ist zu sehen, dass Amri auch in der Zeit, als er noch öfters in Emmerich anzutreffen . . ' . . 
war, regen Kontakt zur islamistischen Szene im Ruhrgebiet hatte und darüber h inaus 
auch gepflegt hat. Ein Anschlag auf einen Weihnachtsmarkt in Kleve, Emmerich oder 

im Ruhrgebiet wäre übrigens gewiss kein  minder großes Unglück gewesen wie jenes 
am 1 9. 1 2 .20 1 6  am Breitscheidplatz zu Berl in ,  mag auch d ie degoutierende Strahl­

kraft einer solchen Tat im Herzen der Hauptstadt eine ganz besondere sein .  
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I I I .  Polizei rechtl iche Bewertung 

Im Folgenden soll noch knapp angesprochen werden, ob und inwieweit d ie mit dem 
Fal l  Amri betrauten Polizeibehörden von ihren polizeil ich eingeräumten Befugnissen 
ausreichend Gebrauch gemacht haben. Da sich Amri offenbar nahezu ausschließlich 

in NRW oder Berlin aufgehalten hat, steht die Vornahme polizeil icher Maßnahmen 
seitens des LKA NRW und des LKA Berlin im Fokus der nachfolgenden Ausführun­
gen. 

1 .  Polizei l iche Maßnahmen seitens des LKA NRW 

Die ersten strafverfahrensrechtl ichen Maßnahmen gegen Amri erfolgten bereits ab 

November 201 5  - wohl  auf der Grundlage zeitlich gestaffelter Beschlüsse des Ermitt­
lungsrichters des Bundesgerichtshofs - in Form einer gegen Amri geschalteten 

Nachrichtenmittler-TKÜ gern. § 1 OOa Abs. 3 StPO. Das erfolgte im Ermittlungsverfah­
ren gegen u .a„ welches durch das LKA im Auftrag des Generalbundes­
anwalts wegen Verdachts nach §§ 1 29 a/b StGB gefüh rt worden ist (EK Ventum). 
Nachdem · man h ier · durch die Vertrauensperson VP-Ö1 auf e ine damals noch nicht 
identifizierte Kontaktperson mit dem Namen „Anis" aufmerksam geworden war, wur­
den in der Folgezeit umfangreiche Ermittlungen - u.a.  durch Befassung des BKA -
angestellt, um diese Person (Amri) zu identifizieren, was schl ießl ich auch gelang. 

Wegen abnehmender Kontakte Amris zu den Beschuldigten des genannten Verfah­
rens konnte die gegen ihn als Dritten geschaltete TKÜ al lerdings letztlich n icht wei­

tergefüh rt werden. Folglich durfte das LKA NRW seine operativen Maßnahmen ge­

gen Amri , soweit dies dessen Rolle als möglichen Nachrichtenmittler betraf und 

strafverfahrensrechtlich legitimiert war, nicht über den 25 .. 5.201 6  hinausführen. 

Aufgrund der durch d ie Nachrichtenmittler-TKÜ und die Aussagen der VP-01  gewon­

nen Erkenntnisse wurde Amri am 1 7 .2.201 6 in NRW erstmalig als Gefährder einge­

stuft. Nachdem er sich im März zunehmend in Berlin aufhielt, erfolgte am 1 0 .3 .20 1 6  

d ie Ausstufung aus N RW und die Einstufung als Gefährder i n  Berl in .  Nach neuerli­
chem Aufenthaltswechsel nach NRW wurde Amri wiederum am 6.5 .20 1 6  in Be.rl in  
ausgestuft und in N RW am 1 0 .5 .201 6 erneut a ls  Gefährd er  eingestuft. Dabei ist zu 

sehen, dass die Gefährdereinordnung als solche ledigl ich eine pol izei interne Be-
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zeichnung darstel lt, die vordergrü_ndig dem Informationsmanagement d ient. Als Ge­
fährder  ist eine Person anzusehen, bei der bestimmte Tatsachen die Annahme recht­

fertigen, dass sie pol itisch motivierte Straftaten von erheblicher Bedeutung (insbe­
sondere solche im Sinne des § 1 00a StPO der Strafprozessordnung) begehen wird . 

D iese Definition beruht ciuf einer 2004 von den Leitern der Landeskriminalämter und 
des Bundeskriminalamts festgelegten,  gesetzlich aber n icht verankerten Begriffsbe- . 

stimmung. Ob jemand als Gefährder zu führen ist, hat die für die Gefährderbeurtei..: 

lung zuständige Kriminalpol izeiinspektion anhand des Risikopotentials des Betroffe­
nen zu bewerten und sodann ein �uf den Betroffenen i nd ividuel l abgestimmtes 
Maßnahmenkonzept zu erstel len. Dieses kann  jewei ls unter Einhaltung  d.er jeweil i­

gen rechtl ichen Voraussetzungen bspw. Ausschreibungen in landes-/bundes- und 

europaweiten Fahndungssystemen und Dateien,  Informationsaustausch mit Sicher­

heits- und Ausländerbehörden, Verbleibskontrol len, Gefährderansprachen, Ausreise­

beschränkungen und Meldeauflagen ,  optional aber auch ObseNationen, Einsatz 
techn.ischer M itte l ,  OpenSource l ntel l igence, Finanzermittlungen, Durchsuchungen 

oder ED-Behandlung enthalten .  

Seit dem 1 0.5 .20 1 6  wurde Amri also - wie erwähnt - ko'ntinuierlich in NRW als Ge­
fährder geführt, obwohl  er sich spätestens seit dem 1 8.8 .20 1 6  und zuvor schon ganz . 

überwiegend nicht mehr i n  NRW aufh ielt - wenngleich er dort noch gemeldet war -, 
sondern vielmehr in Berl i n .  Eigentl ich wäre bereits im Herbst 201 6 eine Gefährder­

ausstufung aus NRW und eine Einstufung in Berlin erfolgt, weil sich die polizei l iche · 

Zuständigkeit insofern grundsätzl ich nach dem Wohnort des Gefährders richtet. Im 

Falle Amri lag d ie Besonderheit al lerdings darin ,  dass er  sich , obwohl er seinen Le­

bensmittelpunkt i n  Berl in  hatte, zu keinem Zeitpunkt dort neu angemeldet hatte und 

er somit - bis zu seiner Abmeldung von Amts wegen am 5 . 1 2 .201 6  - noch immer in 

Emmerich gemeldet war. Zudem hatte die ABH Kleve unter · Verantwortung des 

BAMF und unter Anweisung und Unterstützung  der SiKo NRW sch·on aufenthaltsbe­

endende Maßnahmen auf den Weg gebracht, welche durch eine Verlagerung der 

Zuständigkeiten hätten gefährdet oder verzögert werden können. Demzufolge war 

die durchgehende, auch über den tatsächl ichen Aufenthalt Amris hinausgehende 

Führung a ls Gefährder in  NRW nicht zu beanstanden. M it der Gefährderbearbeitung 
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. Amris war zunächst das PP Essen, ab dem 7.9 .20 1 6  aufgrund Wohnsitzwechsels 
(Anmeldung in Emmerich vom 15.8.201 6) dann das PP Krefeld betraut. 

Was die polizeil ichen Informationssysteme angeht, wurde Amri erstmalig im Jul i  201 5 

von der Pol izei Freiburg - hier mit dem Namen Anis Amir, geb. am 23. 1 2 . 1 993 - zur 
Aufenthaltsermittlung in INPOL ausgeschrieben. Auch d ie Bundespolizei (BPOL) 
veranlasste Anfang Februar 201 6 eirie Ausschreibung Amds in INPOL . auf den Na­
men Anis Amir, geb. 22. 1 2 . 1 992 in Tataouine/Tunesien.  Nachdem kurze Zeit später 

das unter unterschiedlichen Alias-Personalien vorl iegende ED-Material dem Amri 

zugeordnet werden konnte, leitete das LKA NRW sodann schnellstmögl ich - zwecks 
Optimierung der Ausschreibung - die Zusammenführung der bis dahin bekannten 

Al iaspersonalien zunächst unter der Führungspersonalie Anis Amir, geb . am 
23. 1 2 . 1 993, ih Tataouine/Tunesien, später unter seiner Echtpersonalie Anis Amri, 

geb. 22. 1 2. 1 992 in Tunesien in d ie Wege. 

Daneben hahm das LKA NRW bei Kenntnis vom · Aufenthalt Amris in NRW seine 
gefahrenabwehrrechtlichen · Befugnisse nach PolG NRW wahr, indem Observations­

maßnahmen gegenüber Amri durch operative Einsatzkräfte vorgenommen würden. 
Dies erfolgte auf Grundlage der Anordnungen des Direktors des LKA NRW vom 

1 9.2.201 6 und 24.3 .20 1 6  gemäß § 1 6a Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 sowie § 1 7  Abs. 1 Nr. 
2 und Abs. 2 PolG NRW, welche die längerfristige Observation und die Datenerhe­

bung durch den verdeckten Einsatz technischer Mittel zur Anfertigung von Bi ldauf­

nahmen und Bi ldaufzeichnurigen (§ 1 7  Abs.  1 S .  1 Var. 1 PolG NRW) ermögl ichten.  

Wenngleich von d iesen Anordnungen e ine 24/7-Überwachung grundsätzl ich gedeckt 

gewesen wäre, erfolgten die operativen Maßnahmen seitens des LKA NRW anlass­

bewgen: zum einen aus Kapazitätsgründen , zum anderen mangels sich erhärtender 

Verdachtsgründe. Dabei ist zunächst zu sehen, dass eine ununterbrochene 24/7-

0bservation den Einsatz von etwa 20 operativen Pol izeikräften erfordert. Bei 206 -

im Dezember 201 6  - gel isteten Gefährdern a l lein in NRW bedeutet dies einen enor­

men Zeit� und Kräfteaufwand ,  der von den Pol izeibehörden in keinem Bundesland 

umfängl ich erbracht werden kann (zumal es mobiler Überwachung auch für andere 

· Bereiche der Schwerkriminal ität u .a .m.  bedarf) . Daher erscheint eine Priorisierung 

nach dem Risikopotential des jeweil igen Gefährders durchaus als geboten und sach­

gerecht. Daneben brachten die gefahrenabwehrrechtl ichen Maßnahmen des LKA 
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NRW aber auch ausweisl ich der Observationsberichte keine entscheidungserhebli­

chen Erkenntnisse hervor .. Sie konnten keine Tatsachen l iefern, welche die Annahme 

rechtfertigten, dass Amri in naher Zukunft eine Straftat von erhebl icher Bedeutung 

begehen würde .  Daher wurden die Observationsmaßnahmen nach dem 23.4.20 16  

zwangsläufig eingestellt. Wejtere Anträge auf d i e  Anordnung. von Maßnahmen nach 
den §§ 1 6a, 1 7  PolG NRW hätten keinen Erfolg versprochen.  

Aber auch andere gefahrenabwehrrechtl iche Maßnahmen kamen mangels Gefah­

renverdichtung nicht in Betracht. Die - bereits gerichtlich erforderliche (Abs. 2 S .  3) -

Anordnung einer präventiv-polizei l ichen Telekommunikationsüberwachung - also 
des Einsatzes von Mitteln zum Abhören und Aufzeichnen des gesprochenen Wortes 

- nach § 1 7  Abs. 1 S. 1 Var. 2 PolG NRW hätte ebenso erfordert, dass Tatsachen 

die Annahme rechtfertigen, dass Amri eine Straftat mit erheblicher Bedeutung bege­
hen wird oder dass eine gegenwärtige Gefahr  für Leib , Leben oder Freiheit einer 
Person vorliegt. D ieser Verdacht konnte sich aber offensichtl ich - wie bereits er­
wähnt - bei ohnehin laufender TKÜ nicht bestätigen. Genauso verh ielt es sich mit 
der weitaus grundrechtsintensiveren und daher auch der durch eine Kammer des 
Landgerichts (Abs. 2 S. 1 )  zu beschl ießenden Anordnung der Datenerhebung durch 

den verdeckten Einsatz .techn ischer Mittel in Wohnungen nach § 1 8  Abs. 1 S .  1 PolG 
NRW. Auch d iese erfordert, dass eine gegenwärtige Gefahr für Leib, Leben oder 
Freiheit einer Person vorliegt, die sich vorl iegend nicht konkretisiert ergeben hat. Die 

Vornahme weitere gefahrenabwehrrechtl icher Maßnahmen seitens der Behörden in 
NRW war folgl ich vor dem Hintergrund der mangelnden Gefahrenverdichtung nach 

April 201 6 n icht mehr rechtlich zulässig, angesichts der steten Abwesenheit des Amri 

aber auch ohnehin kaum mehr vielversprechend. 

Nachdem sich Amri offenbar seit dem 1 8.8.20 1 6 nicht mehr in NRW zeigte, hat das 

LKW . NRW gleichwohl  mehrfache polizei l iche Maßnahmen getätigt, um seinen aus 

der Einstufung  des Amri als Gefährder folgenden polizei l ichen Pflichten nachzukom­

men. Zunächst wurde er - auf Grundlage des Beschlusses des Amtsgerichts Krefeld 

vom 1 0 . 1 0 .20 1 6  - am 1 3 . 1 0.20 1 6  vom PP Krefeld in den I nformationssystemen 

POLAS NRW/ INPOL, dem SIS und mit dem Hinweis FOFI zur polizei l ichen Be­

obachtung ausgeschrieben, nachdem er zuvor an seiner Meldeadresse in Emmerich 

mehrmals n icht angetroffen worden ist. Daneben richtete das LKA NRW aber auch 
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Anfragen an das LKA Berlin hinsichtl ich Aufenthaltsort und Erkenntnisstand i n  Sa-. . . . 
chen Amri mit der Zie lrichtung, den Gefährderstatus besser e inschätzen und beurtei­

len zu .können .  Diese Ersuchen blieben allerdings zunächst unbeantwortet und auch 
das späte Antwortschreiben vom 29.9.201 6  erhellte n icht übermäßig. 

Daneben haben nach Berichtslage das LkA und das LN N RW bereits in der Sitzung 
der AG Operativer I nformationsaustausch vom 26.2 .20 1 6  versucht, das LKA Berl in 

von der mit  dem Gefahrensachverhalt Amri einhergehenden Dringl ichkeit und Not­
wendigkeit der Ergreifung weiterer Maßnahmen zu überzeugen. Das LKA Berl in ,  bei 
welchem vor Ort die Zuständigkeit für die Gefahrenabwehr lag, hat diese Dringl ich­

keit und Aufklärungsbedürftigkeit i ndessen offenbar n icht geteilt. Auch in der letzten 

Sitzung der AG Operativer Informationsaustausch am 2 . 1 1 .201 6 haben das LKA und 
das LN N RW auf e inen aktuellen Gefahrenüberhang Amris hingewiesen , welchen 
das LKA und das LN Berl in aufgrund der Ergebnisse aus den bis dahin getätigten 
Observationsmaßnahmen nicht haben sehen können. 

Das LKA NRW ist folgl ich nach dem Vorgesagtem sowohl seinen aus der Gefährder­
e instufung des Amri resultierenden Pflichten - durch Ergreifen eigener Maßnahmen 
und stete Erkundigungen und Anfragen beim LKA Berl i n  - als auch seinen präven­

tivpolizei l ichen Pflichten nach PolG NRW in nach Aktenlage nicht zu beanstandender 
Weise aufmerksam nachgekommen. Im Übrigen stand das LKA Berl in ,  sobald sich 
Amri in Berl in  aufhie lt, in  der Verantwortung, bei Bedarf gefahrenabwehrrechtl ich 

gegen ihn vorzugehen. Denn seine Ein- oder Ausstufung als Gefährder hat - wie 

gesagt - für sich keinen d irekten Einfluss auf die Gefahrenabwehrzuständigkeit. 

Diese richtet sich vielmehr örtlich und sachl ich nach dem jeweiligen Landesrecht, 
hier nach der Gefahrdrohung und dem Aufenthaltsort der Person (vg l .  § 7 Abs. 1 S. 1 

POG NRW und § 6 ASOG Bin ) .  Dass Amri seit dem 1 0.5 .20 1 6  in NRW stetig als 

Gefährder geführt wurde, entl ieß die Berl iner Polizeibehörden daher aufgrund des 

fortwährenden Aufenthalts des Amris n icht aus der bei etwaigen Pfl icht, gegebenen­

fal ls präventivpol izei l iche Maßnahmen einzuleiten.  
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2. Pol izemche Maßnahmen seitens des LKA Berl i n  

Ob u nd in  welchem Zeitraum das LKÄ Berl in  präventivpolizei l ich gegen Amri tätig 

geworden ist, kann von hier aus nicht zuverlässig beurteilt werden. Es ist lediglich 
bekannt, dass die Generalstaatsanwaltschaft Berl i n  am 23.3 .20 1 6  - auf.der Grundla­
ge der aus verdeckten Maßnahmen der EKVentum gewonnenen Erkenntnisse - ein 

. . . 
Ermittlungsverfahren gegen Amri wegen des Verdachts versuchter Betei l igung am 
Mord (§§ 30 ,  2 1 1 StGB)  eingeleitet hat. Nach weiterer Erkenntnisverdichtung und 

Vorlage beim Amtsgericht Tiergarten durch das LKA Berlin ergingen Beschlüsse zur 

längerfristigen Observation unter Einsatz weiterer technischer Mittel außerhalb von 

Wohn ungen , auch zur Herstel lung von 
.
Bi ldaufnahmen nach §§ 1 0üh , 1 63f StPO und 

zur Telekommunikationsüberwachung nach § 1 00a. StPO. Gegen Amri sol len in der 

· Fo lgezeit vom LKA Berl in  diverse Maßnahmen zur längerfristigen Observation und 
Überwachung der Telekommunikation vorgenommen worden sein .  Bei übermittelter 

Kenntnis über einen Aufenthaltswechsel nach NRW erfolgte dies vereinzelt auch 
durch das LKA NRW in Amtshi lfe . Da die aus den operativen Maßnahmen gewonne­
nen Erkenntn isse al lerdings -'- so zumir:idest die Mittei lung des LKA Berlin - den Tat­

vorwurf des §§ 30, 2 1 1 StGB ri icht erhärten konnten,  wurden diese strafprcizessualen 
Maßnahmen zwm 21 .09.20 1 6  eingestellt. 

Prof. D r. Bernhard Kretschmer 
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An lage - Chronologie 

Tatsäch l icher Ablauf im Fall  Anis Amri von dessen erster Berü h rung m it 

deutschen Behörden (6. Jul i  201 5) bis zu seinem Tod (23. Dezem ber 

201 6) 

Die nachfolgenden Sachverhaltsangaben beruhen im Wesentlichen auf der vom BMI 

und BMJV herausgegebenen Chronologie zum „Behördenhandeln um d ie Person 

des Attentäters vom Breitscheidplatz Anis AMRI" (Stand:  Februar 201 7) .  Die von mir  

h inzugefügten Ergänzungen s ind durch Kursivsetzung entsprechend besonders ge­

kennzeichnet. 

05.04.201 1 Einreise nach Ita l ien über Lampedusa. 

Erkennungsdienstliche (ED-)Behand lung in Ital ien unter dem Namen Anis AMRI ,  
*22 . 1 2 . 1 994 , ohne EURODAC-Erfassung. Unterkunft in der  Aufnahmeeinrichtung für 
unbegleitete Minderjährige, Belpasso bei Catania/Sizi l ien.  Nach einer Personenab­
frage in TUN ändern die italien ischen Behörden später d ie E intragung zum Geburts­
datum in ihrem Datenbestand auf den 22. 1 2 . 1 992. Zudem werden über TUN He im­
reisedokumente angefordert. Diese Anforderung bleibt unbeantwortet. 

31 .08. 201 1 Vorwurf der Entwendung zweier Packungen Zigaretten gegen Anis 
AMRI. Einleitung eines Ermittlungsverfahrens der StA Freiburg (Zweigstelle Lörrach). 
Ein zu einem späteren Zeitpunkt erfolgender Fingerabdruckabgleich zeigt allerdings, 
dass es sich bei dieser Person nicht um den hier in Frage stehenden Anis Amri han­
delt. 

23. 1 0.201 1 - 1 8 .05.201 5 Festnahme in  Passo (Catan ia) wegen Brandlegung,  
Sachbeschädigung,  Körperverletzung, Bedrohung , Unterschlagung; Haftstrafe von 
vier Jahren ,  am 1 4.04 .2014 wurde AMRI in der Justizvol lzugsanstalt Agrigent gegen 
dort beschäftigte Vollzugsbeamte gewalttätig und bedrohte sie. Entlassung aus der 
Strafhaft in Palermo/Italien ;  Verlegung in die Abschiebungshaftanstalt (C IE) in 
Caltanissetta/Sizilien .  

1 7 .06.201 5 Entlassung aus der Abschiebungshaftanstalt, weil TU N n icht innerhalb 
von 30 Tagen auf die Dokumentenanfrage reagiert hat. 

23.06.201 5 Ausschreibung durch Italien zur E inreiseverweigerung im Schengener 
Informationssystem (S IS) ,  befristet bis zum 23.06.20 1 8.  
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06.07 .20 1 5  Erstfeststel lung durch Kriminaldirektion Freiburg im Breisgau mit den 
Personalien AM IR,  Anis, *23. 1 2 . 1 993 wegen unerlaubter Einreise I unerlaubtem Auf­
enthalt nach AufenthG => ED-Behandlung und Weiterverweisung nach Karlsruhe; 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens wegen unerlaubter Einreise ins Bundesgebiet. 
Der StA Freiburg werden die Akten am 31 . 07. 2015 vorgelegt. Wegen unbekannten 
Aufenthalts stellt diese das Verfahren aber zunächst gem. § 154f StPO ein und 
schreibt Amri zur Aufenthaltsermittlung aus. Nach Wiederaufnahme des Verfahrens 
wurde es sodann am 24. 1 1 . 2016 unter Bezugnahme auf Art. 31 der Genfer 
Flüchtlingskonvention gem. § 1 70 Abs. 2 StPO eingestellt. 

1 1 . 07. 2015 Vorwurf der Leistungserschleichung gem. § 265a StGB gegen Anis 
AMIR. Aktenvorlage an die StA Karlsruhe erfolgt am 28. 07.2015. Die Einstellung 
gem. § 1 70 Abs. 2 StPO erfolgt am selben Tag mangels Strafanzeige und unter Ver­
neinung des besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung. 

22. 07. 2015 Ausstellung BüMA (Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchen­
der) auf die Aliaspersonalie Anis AMIR mit Zuweisung nach Karlsruhe; ED­
Behandlung erfolgt. 

28.07.201 5 Ausstel lung BüMA von der Zentralen Aufnahmeeinrichtung (ZAA) Berlin 
auf d ie Al iaspersonalie Mohammad HASSA/N *22. 1 0. 1 992 in Kater (Ägypten) und 
ED-Behandlung. Angabe des Einreisedatums: 23.07.201 5. Aufforderung, sich bei der 
zuständigen Erstaufnahmeeinrichtung (EAE) Dortmund zu melden ,  E inreisedatum lt. 
Ausländerzentralregister 30.07 .20 1 5  (AZR) entsprechend den Daten zur Hauptper­
sonalie ALMASRI .  

30.07.201 5 Ankunft des AMRI in der EAE Dortmund. 

31.  07. 2015 Strafanzeige und Strafantrag wegen Diebstahls in ·einem besonders 
schweren Fall in Rüthen, zunächst gegen Unbekannt; später wurde Amri unter seiner 
Aliasidentität Mohamed HASSAN als Beschuldigter geführt. Einleitung eines Ermitt­
lungsverfahrens von der StA Arnsberg, welches mit Verfügung vom 21 . 10.2015 nach 
§ 1 70 Abs. 2 StPO eingestellt wurde. 

03.08.20 1 5  Ausstel lung einer weiteren BüMA auf die Personalien Mohammed 
HASSA/N , *22. 1 0. 1 992 in Cafricik (Ägypten} ,  durch die Zentrale Ausländerbehörde 
(ZAB) Dortmund - nach Weiterverweisung von ZAA Berlin. 

04.08.201 5 Ende des Aufenthalts des AM RI in der Erstaufnahmeeinrichtung Dort­
mund ;  Weiterverweisung an die ZUE Hemer wegen fehlender Kapazitäten in Dort­
mund.  Aufenthalt in der ZUE Hemer; Weiterverwe isung zur ZUE Rüthen;  Beginn des 
Aufenthalts in der ZUE Rüthen. 
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1 8 .08.201 5 Zuweisungsentscheidung der Bezirksregierung Arnsberg vom 
13. 08. 2015 auf den Namen Mohamed HASSAIN: Ausländeramt Kleve , von dort aus 
Zuweisung an d ie Stadt Emmerich; Ende des Aufenthalts in der ZU E Rüthen ; An­
kunft in Emmerich am 1 8.08 .20 1 5. 

06. 10. 2015 Strafanzeige (Tatörtlichkeit: LAGeSo Berlin) gegen Ahmad ZAGHLOUL 
wegen des Vorwurfs der Körperverletzung. 

27. 1 0 .201 5 ABH Kleve te i lt Polizei Kleve mit , dass ein Zimmernachbar einer unter 
dem Namen „Mohamed HASSA" in der Kommunalen Gemeinschaftseinrichtung in  
Emmerich untergebrachten Person auf dessen Mobiltelefon Fotos von schwarz g e­
kleideten Personen gesehen habe , d ie m it Schnellfeuerwaffen (Kalaschnikow) be­
waffnet waren und m it Handgranaten posierten.  Die Polizei Krefeld erstel lte dazu am 
28. 1 0.201 5 einen sogenannten „Prüffall lslamismus". Bei der Personalie „HASSA" 
handelt es sich um eine Aliaspersonalie des AMR I ,  die zunächst n icht zugeordnet 
werden konnte. Am 09. 02. 2016 beantragt die StA Kleve den Erlass eines Strafbe­
fehls gegen Mohamed HASSA wegen gemeinschaftlichen Diebstahls zu einer Geld­
strafe von 40 Tagessätzen zu je 10, 00 Euro; Mitteilung an die Kreisverwaltung Kleve 
erfolgt. Strafbefehl ergeht mit dem beantragten Inhalt am 26. 02.2016 durch Amtsge­
richt Emmerich und wird in der Folge in die arabische Sprache übersetzt. Da der 
Strafbefehl aber - aufgrund des unbekannten Aufenthalts - nicht zugestellt werden 
konnte, ergeht am 28. 04. 2016 ein Beschluss des Amtsgerichts Emmerich gern. § 
205 StPO. AMRI alias Mohamed HASSA wird sodann zur Aufenthaltsermittlung aus­
geschrieben. Am 23. 05. 2016 übersendet das Amtsgericht Emmerich die Strafakte an 
die ersuchende StA Duisburg, die derweil wegen Leistungsbetrugs ermittelt. 

28. 1 0 .201 5 Ausstel lung BüMA auf d ie Aliaspersonalie Ahmed ALMASRI ,  
*0 1 .0 1 . 1 995 in Skendiria (Ägypten) , durch d ie  Zentrale Ausländerbehörde (ZAB) 
Dortmund , mit handschriftl ichem Verweis auf „BAMF Dortmund" als nächster Auf­
nahmeeinrichtung;  eingetragene zuständige Aufnahmeeinrichtung: „NRW Unterbrin­
g ungseinrichtung des Landes". 

29. 1 0 .201 5 Ausstel lung BüMA auf die Aliaspe rsonalie Ahmed ALMASRI ,  
*01 .01 . 1 995 in Alexandria (Ägypten), durch d ie Bezirksregierung Arnsberg - Außen­
stelle Münster. H inweis ,  dass Wohnsitznahme nur in Oberhausen erlaubt ist. Als zu­
ständige Aufnahmeeinrichtung ist „UE in N RW; Unterbringung in NRW" vermerkt. 

09. 1 1 .2015 Zuweisungsentscheidung der Bezirksregierung Arnsberg: Zuweisung 
des Ahmed ALMASRI zum Kreis Oberhausen. 

12. 1 1 . 2015 Ausstellung BüMA auf die Aliaspersonalie Ahmed ALMASRI, 
*01. 01 . 1995 in Alexandria durch die Bezirksregierung Oberhausen; Wohnsitznahme 
auf Oberhausen beschränkt. 
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1 7. 1 1 .2015 Erster Kontakt mit AMRI durch eine beim LKA NRW (EK Ventum) ge­
führte VP-01. 

1 9 . 1 1 .201 5 Im Rahmen des durch das LKA N RW geführten Erm ittlungsverfahrens 
(EV) des Generalbundesanwalts beim Bundesgerichtshof (EK Ventum - EV wg. 
Unterstützung des und Werben um M itg lieder für den IS) wird gegenüber einer in 
d iesem Verfahren eingesetzten VP bekannt, dass ein noch n icht identifizierter „Anis" 
geäußert habe, dass er „h ier" (gemeint war offenbar „Deutschland") etwas „machen" 
wolle. 

Weitere Bearbeitung des „Anis" als Kontaktperson im Rahmen des EK Ventum .  (Das 
Protokol l  der Vernehmung der VP vom 1 9. 1 1 .201 5  wurde dem GBA durch das LKA 
N RW am 26. 1 1 .201 5  übermittelt, mit der Anregung,  eine TKÜ des Anis als Nachrich­
tenmittler eines der Beschu ldigten zu beantragen. Diese Anregung wurde durch den 
GBA umgesetzt. Es wurden in den nächsten Tagen/Wochen umfangreiche Ermitt­
lungen zur Identifizierung des „Anis" angestellt, die in Kooperation mit dem LKA BE 
u nd BKA fortgeführt wurden. D ie sukzessiv erlangten Erkenntnisse zu „Anis" werden 
im weiteren Verlauf der Erm ittlungen zur Gefährdungsbewertung an das BKA über­
sandt. Aufgrund der ab März 2016 abnehmenden Kontakte „Anis" zu dem Beschul­
digten musste die Überwachung der Telekommunikation alsbald eingestellt werden. 

25. 1 1 .201 5 Im Rahmen des durch das LKA N RW geführten Erm ittlungsverfahrens 
(EK Ventum) wurde am 25. 1 1 .201 5 bekannt, dass „Anis" gegenüber der VP behaup­
tet habe , er könne „problemlos eine Kalaschnikow in  Napoli besorgen" .  „Anis" mache 
den E indruck, dass er „unbed ingt für seinen Glauben kämpfen" wolle. Am 03. 1 2 .20 1 5  
tei lte d ie VP mit, dass „Anis" i n  Paris Kalaschnikows kaufen wol le ,  u m  damit An­
schläge in  Deutschland zu begehen . 

26. 1 1 .201 5 Im Rahmen des durch das BKA geführten Ermittlungsverfahrens GBA 2 
BJs 1 1 9/1 5 (EV Eisbär - Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der Gründung 
einer terroristischen Verein igung in Tateinheit mit Vorbereitung einer schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat) wurde eine Person „Anis" als „ Kontaktperson einer 
Kontaktperson" mit Bezügen nach N RW und BE bekannt. Am 26. und 27. 1 1 .201 5 
wurden entsprechende Erkenntnismittei lungen und -anfragen an N RW und BE ge­
stel lt. 

3 ./1 0 . 1 2 .20 1 5  Steuerung von freigegebenen Aktenteilen aus dem BKA-EV Eisbär mit 
u .  a. TKÜ-Protokollen über „Anis" zur möglichen Verwendung i n  einem § 89a­
Ermittlungsverfahren (EV) der GStA BE an LKA BE .  H ierbei handelt es sich um ein 
EV gegen XXXXXXXXX, welches im November 201 5  eingeleitet und am 26.06.20 1 6  
eingestel lt wurde. Steuerung eines weiteren TKÜ-Protokolls über „Anis" an LKA BE 
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zur Verwendung in dem oben genannten § 89a-EV und LKA N RW für präventivpoli­
zeil iche Zwecke (nach Freigabe G BA). 

04. 12. 2015 Strafantrag wegen Diebstahls gegen Anis AMIR. AMRI wird am 
08. 12. 2015 eine schriftliche Äußerung als Beschuldigter übersandt; von der schrift­
lich eingeräumten Möglichkeit, sich zu dem Tatvorwurf zu äußern, macht er keinen 
Gebrauch. 

06. 12. 2015 Polizeiliche Kontrolle und Feststellung der Personalien des Anis AMIR 
durch das LKA Berlin (im Auftrag des EK Ventum, LKA NRW) bei seiner Rückreise 
von Dortmund nach Berlin. 

06. 12. - 1 7. 12. 2016 Aufenthalt AMRI in Berlin. 

1 1 . 12.2015 Ausstel lung einer weiteren BüMA auf die Personalien Ahmad 
ZARZOUR,  * 22. 1 0 . 1 995 in Ghaza (Libanon), durch d ie Zentrale Aufnahmestel le für 
Asylbewerber (ZAA) Berl in .  

Im Rahmen der Sofortidentifizierung zur „Zentralen Ersterfassung für Flüchtlinge " 
wird bei der Person Ahmad ZARZOUR festgestellt, dass diese bereits unter dem 
Namen Anis AMIR (Registrierung vom 6. 7. 2015) erfasst worden war. Das Verfahren 
wurde der StA Berlin am 22. 02. 2016 vorgelegt und durch diese am 25. 02. 2016 nach 
§ 1 70 Abs. 2 StPO eingestellt. 

13. 12. 2015 Erkenntnisse aus der TKÜ der EK Ventum ergeben, dass AMRI folgende 
arabische Seiten aufruft: http:/! mit der - wie folgt übersetz­
ten - Überschrift „Das einfachste Verfahren zur Herstellung einer Spreng . . .  " und 
http:!! mit der - wie folgt übersetzten - Über­
schrift „ Vorläufige Prinzipien in der Wissenschaft der Sprengstoff. 

14. 12. 2015 Erkenntnisse aus der TKÜ der EK Ventum ergeben, dass AMRI die ara-
bische Seite http:!! aufruft und sich nach chemischen Formeln erkun-
digt; ebenso wird die Seite http:!! aufgerufen und sich nach 
Anleitungen zur Herstellung einer Rohrbombe erkundigt. 

1 6. 1 2 .201 5 Arbeitsbesprechung LKA N RW mit BKA in Berl in  im Rahmen des durch 
das BKA geführten Ermittlungsverfahrens (EV Eisbär) , in dem auch e in „AMRI" als 
„ Kontaktperson einer Kontaktperson" eine Rolle spielt. In d iesem Zusammenhang 
erfo lgt die Übergabe der Ergebnisse von Recherchen in  sozialen Medien und im 
Internet zu „Anis" an BKA zur dortigen Nutzung bei der Erstel lung eines Gesamtver­
merks zur Person „Anis" (noch n icht identifiziert). 

Erstmalige Sitzung der AG „Operativer Informationsaustausch" in Sachen Anis AMRI 
im GTAZ auf Betreiben des LKA NRW 
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1 7. 12. -24. 12. 2015 Aufenthalt AMRI in Dortmund. 

1 8 . 1 2.201 5 E ine Auswertung des im Zuge der Nachrichtenmittler-TKÜ gegen den 
bislang n icht identifizierten „Anis" i n  der EK Ventum erhobenen Internetverkehrs führ­
te zu der Feststel lung, dass d ieser sich am 1 4 . 1 2 .201 5 für chemische Formeln inte r­
essierte , die zur Herstel lung von Sprengmitteln genutzt werden können (siehe bereits 
oben). Mit dem GBA wurde vereinbart, d iese vorab telefonisch m itgeteilten Er­
kenntn isse in einem Auswertevermerk zu übermitteln,  was am 1 6 .02 .20 1 6  erfolgte. 
Fortsetzung der operativen Maßnahmen zur Erkenntnisverdichtung . 

2 1 . 1 2 .201 5 Im Kontext einer Besprechung beim LKA N I  in Hannover in  anderer S a­
che wurde durch Vertreter des LKA N RW gegenüber den anwesenden Vertretern der 
Sicherheitsbehörden der Verfahrenskomplex „EK Ventum" vorgestel lt und h ierbei -
im Zusammenhang m it der Glaubwürdigkeitsbeurtei lung der VP - am Rande der Ge­
fahrensachverhalt zur noch nicht identifizierten Person „Anis" angesprochen .  Er­
kenntnism ittei lung LKA N RW an BKA, BN, IMV N RW, PP Nordhessen ,  GBA, LKA 
N I ,  LN N I .  

22 . 1 2 .201 5 Erstel lung eines Gesamtvermerks i m  Rahmen des BKA-EV Eisbär zu 
einer Person „Anis aus Dortmund und Kontaktpersonen in  Berl in" ,  welcher an das 
LKA N RW und BE übermittelt wurde. 

23. 1 2 .201 5 Anfrage des BKA an Ital ien zu Anis AMRI und SIS-Ausschreibung der 
!TA-Behörden ,  nachdem AMRI als eine von der zuvor als „Anis" genannten Person 
verwendete Personalie festgestellt wurde. Eingang einer Erstinformation des BKA im 
LKA N RW zur möglichen Identifizierung des „Anis". Personalien evtl . Anis AMRI ,  
*22. 1 2 . 1 992 in Tunesien ( laut Ausschreibung aus  Ital ien) .  Weitere Klärung über BKA. 

24. 12. -27. 12. 2015 Aufenthalt AMRI in Hildesheim. 

28. 12.2015 Aufenthalt AMRI in Dortmund. 

28. 12. 2015-04.01 .2016 Aufenthalt AMRI in Berlin. 

29. 1 2 .201 5 Erkenntn isse aus TKÜ-Auswertung zur noch nicht sicher identifizierten 
Person „Anis": Hinweis auf Durchführung eines geplanten Eigentumsdeliktes. Nach 
Bewertung des LKA N RW könnte d ie Beute zur F inanzierung von terroristischen Ak­
tivitäten genutzt werden. BKA steuert Informationen zu Anis AMRI m it H inweis auf 
ita l ienische S IS-Ausschreibung und Hinweis auf Personenidentität _mit „Anis AMI R" ,  
der durch die StA Freiburg zur Aufenthaltserm ittlung ausgeschrieben ist, an LKA 
N RW. 

04. 01 .2016-05.01 .2016 Aufenthalt AMRI in Oberhausen. 
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05. 01. 2016-09. 01 .2016 Aufenthalt AMRI in Dortmund. 

10.01 .2016-22. 01 .2016 Aufenthalt AMRI in Berlin. 

1 1 .01 .20 1 6  BKA: Ersuchen an GBA (im Rahmen des EV Eisbär) um Freigabe des 
Vermerks zur Identifizierung des Anis AMRI für LKA N RW und BE (Zustimmung,  
Ausgang der Erkenntnisse erfolgte am 1 9 .02.20 1 6) .  

LKA N RW: Eingang einer SIS-Ausschreibung der !TA-Behörden über BKA (mit 
Lichtbildern) unter der in ITA verwendeten Personalie „Anis AMRI" .  Lichtbilder sind 
m it den in N RW vorhandenen identisch. „Anis" kann nun m it einiger S icherheit einer 
Personalie zugeordnet werden. 

Obermittlung Behördenzeugnis des BfV in Sachen AMRI an das LKA Berlin nach 
Rücksprache mit LfV NRW und GBA. 

1 2 .01 .201 6 Arbeitsbesprechung beim BKA in Sachen Gefahrenüberhang im Kontext 
des EV Eisbär zur Person Anis AMRI (Raubtat, Anschlagsplanungen) unter Betei l i­
gung des LKA BE ,  LKA N RW (EK Ventum). 

22. 01 .2016-12. 02. 2016 Aufenthalt AMRI in Dortmund. 

26.01 .20 1 6 Eingang eines Behördenzeugnisses des BN im LKA BE (Hinweis auf 
mögl iches Eigentumsdel ikt in Berlin zur Erlangung von Geldm itteln  zur Vorbereitung 
eines Ansch lages mit Schnellfeuergewehren durch AMRI) .  Weiterleitung am 
28.0 1 .20 1 6  an GStA Berl in .  Gern . Rückmeldung der GStA vom 29.01 .20 1 6  ergeben 
sich keine zureichenden Anhaltspunkte für die Ein leitung eines Strafverfahrens. 

02. 02. 201 6  Überwachung des Telegramaccounts ergab einen auf Arabisch geführ­
ten Chat: Amri schreibt seiner Kontaktperson, er wolle heiraten, er benutzt hierzu 
auch den Ausdruck „Dougma". Die Kontaktperson schreibt Amri, er solle sich an zu­
ständigem Bruder wenden und ihm sagen, dass er der Religion Gottes dienen will, 
egal mit welchen Mitteln; beide würden wieder im Paradies vereint werden. LKA 
NRW steuert diese Information an das BKA. 

04.02.20 1 6  BKA steuert einen am 26.01 . durch das BN bzw. am 03.02.20 1 6  durch 
das LKA N RW mitgetei lten Gefährdungsvorgang (VP-lnformationen zu Beschaffung 
von Schnellfeuergewehren durch AMRI) einschließl ich Erkenntnisverd ichtung und 
Bewertung an BN, BND, G BA, BPolP ,  LKA BE ,  LKA N RW. Bezügl ich des von der 
VP genannten Ansch lagsgeschehens bewertet BKA die Eintrittswahrscheinl ichkeit 
m it 718 (gefährdendes Ereignis ist eher auszuschließen). 

Thematisierung in der 1 273. Sitzung der AG „Operativer Informationsaustausch" im 
GTAZ, Ein lader: BKA, Tei lnehmer: BKA,  BND,  BN, GBA, BPOL, LKA/LN BE und 
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N RW mit nachfolgendem Tenor bezügl ich der seinerzeit berichteten Gefährdungsla­
ge: 

Nach aktueller Erkenntnislage ist ein schädigendes Ereignis in der Zukunft eher u n­
wahrschein l ich. Das LKA N RW und LKA BE führen d ie bisherigen Maßnahmen in 
eigener Zuständigkeit fort, bei  Vorliegen neuer relevanter Erkenntnisse wird insbe­
sondere das LKA N RW diese an die betei l igten Behörden überm itte ln .  Das BN 
übermittelt das Behördenzeugnis zur Kenntnis an den GBA. 

05.02.20 1 6  Im Ergebnis der S itzung vom 04.02.201 6 Fahndungsausschre ibung der 
BPOL, Fahndungstext: „Person ist dem islam istischen Spektrum zuzuordnen, mut­
maßlich Bezug zum IS ,  intensive Kontrolle der Person, m itgeführter Gegenstände 
und Begleiter, Feststel lung der Reiseroute. " .  

1 0 .02 .20 1 6  GBA teilt mit ,  dass auf Grund des Schreibens des BKA vom 04.02 .20 1 6  
ein Beobachtungsvorgang angelegt wurde. 

12. 02. 2016-13.02. 2016 Aufenthalt AMRI in Hildesheim. 

VP berichtet, dass Amri auffallend zurückgezogen ist, viel im Koran liest. Nach der 
Einschätzung der VP soll dies dafür sprechen, dass Amri sich innerlich mit seinem 
Glauben zurückzieht, mit sich ins Reine kommen wolle und irgendetwas vorhat. 

13. 02. 201 6- 1 7. 02. 2016 Aufenthalt AMRI in Dortmund. 

16. 02. 201 6  Feststellung der Recherche von AMRI nach Bombenanleitungen (siehe 
bereits oben). LKA NRW steuert diese Information an das BKA. 

INPOL-Ausschreibung auf Anis AMRI. 

Der aufgrund der Feststel lungen vom 1 8. 1 2.20 1 5  und der mittlerweile erfolgten Iden­
tifizierung des Anis AMRI erstellte Auswertevermerk des LKA N RW (datiert 
1 6 . 02.20 1 6) wurde dem GBA und BKA am 1 6.02.201 6 übermittelt. 

1 7  .02.201 6  Thematisierung in der 1 28 1 . Sitzung der AG „Operativer Informations­
austausch" im GTAZ, Ein lader: LKA N RW, Tei lnehmer: BKA, BND,  BN, GBA, BPOL, 
LKA/LN BE, N RW mit nachfolgendem Tenor: 

Der Sachverhalt ist ernst zu nehmen und bedarf weiterer Abklärung . Die Zuständig­
keit verbleibt bis auf weiteres beim LKA N RW. BKA fertigt auf Grundlage der nun vor­
liegenden Erkenntnisse eine Gefährdungsbewertung und leitet sie den beteil igten 
Behörden zu. LKA N RW setzt die bisherigen Maßnahmen fort und unterrichtet. LKA 
NRW prüft d ie Zusammenführung der vorl iegenden Erkenntnisse zu den verschiede­
nen ausländerrechtlichen Anmeldungen der Person mit dem Ziel, aufenthaltsbeen­
dende Maßnahmen zu ermögl ichen .  LKA BE prüft nach Vorl iegen der Erkenntnisse 
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des LKA N RW und einer örtlichen Verlagerung des Aufenthaltsortes der Person die 
Aufnahme von Maßnahmen in Abstimmung m it LKA N RW. BKA nimmt zur Erkennt­
nisverd ichtung Kontakt m it den ital ien ischen und TUN-Behörden auf, BND wird um 
Erkenntnismittei lung gebeten.  

Einstufung des AMRI a ls Gefährder durch N RW. 

1 8.02.20 1 6  BKA: Anfrage in  TUN über VB (Verbindungsbeamten) Tunis zu Person 
und Telekommunikationsmitteln des AMRI .  Zudem wird eine Aktual isierung zum 
Schreiben vom 04.02.201 6  einschließlich Erkenntnisverd ichtung und Bewertung an 
BN, BND, GBA,  BPol ,  LKA BE, LKA N RW gesteuert. Auf Grund der Erkenntnislage 
zur Person AMRI  wird nunmehr der Eintritt eines schädigenden Ereignisses als eher 
unwahrscheinl ich (5/8) bewertet. Daraufhin legt der GBA am 1 9 .02.201 6  einen weite­
ren Beobachtungsvorgang an .  Der frühere Beobachtungsvorgang (siehe 1 0 .02 .20 1 6) 
wurde am 25.02.20 1 6  h inzuverbunden .  

Mittei lung des LKA NRW an LKA BE,  dass AMRI  nach Berlin reist. LKA NRW bittet 
um Observation ,  d ie wegen der Kurzfristigkeit n icht bereitgestellt werden kan n .  Er 
wird e iner Personenkontrolle in Berl in (Zentraler Omnibus-Bahnhof) unterzogen, da­
bei wird auf Grund von Zweifeln an seiner Identität - er legt eine auf Oberhausen 
beschränkte BÜMA vom 12. 1 1 .2015 auf den Namen ALMASRI vor, verwendet bei 
seiner Reise aber die Identität Ahmad ZAGHLOUL - eine ED-Behand lung durchge­
führt .  

E in von AMRI m itgeführtes Mobi lte lefon wird aufgrund einer IN POL-Ausschreibung 
zur E igentumssicherung sichergestel lt .  Ansch ließend wird AM RI  durch präventivpo l i­
zeil iche Observation begleitet. Am 22 .02.201 6  kehrt er  nach N RW zurück (siehe 
noch weiter unten). Im Rahmen der Maßnahmen können keine Hinweise auf die 
Vorbereitung einer Straftat festgestel lt werden.  Ein von AMRI mitgeführtes Mobiltele­
fon wurde aufgrund einer INPOL-Ausschreibung zur Eigentumssicherung sicherge­
stellt und durch das LKA BE m it Unterstützung des LKA N RW ausgewertet. Die 
Auswertung des Mobi ltelefons ergab keine Hinweise auf Anschlagsplanungen oder 
sonstige Straftaten .  Übernahmeersuchen der StA Berlin an StA Kleve wegen des 
Diebstahls des Handys gegen Ahmed Almasri; StA Kleve lehnt Übernahme mit Ver­
fügung vom 08. 04. 2016 ab. 

Telebildantwort des BKA an LKA Berlin - sodann Weiterleitung an LKA NRW -, dass 
zu der Person Ahmad ZAGHLOUL identische Fingerabdrücke unter abweichenden 
Personalien, nämlich zu Anis AMIR, *23. 12. 1993 in Tataouine/Tunesien (welche aus 
der ED-Behandlung in Freiburg zwecks Asylverfahren stammen) vorliegen. Damit 
steht fest, dass die bekannten Fingerabdrücke des BAMF Berlin (vom 28. 07.2015 auf 
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Mohammed Hassa), des LKA Berlin (vom 18. 02. 2016 auf Ahmad Zaghloul) und der 
KD Freiburg (vom 06. 07.2015 auf Anis Amir) zu derselben Person gehören. 

18. 02. -21 .02.2016 Aufenthalt AMRI in Berlin. 

1 9 .02.20 1 6  Zusammenstel lung von Erkenntnissen zu Anis AMRI und Steuerung an 
LKA BE im Rahmen des BKA-EV Eisbär. 

Anordnung der längerfristigen Observation und der Datenerhebung durch den ver­
deckten Einsatz technischer Mittel zur Anfertigung von Bildaufnahmen und Bildauf­
zeichnungen gern. § 16a Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 und § 1 7  Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 PolG 
NRW bis einschließlich 18. 03. 2016 durch den Direktor des LKA NRW nach entspre­
chender Antragstellung vom 18. 02. 201 6. 

Thematisierung in der 1 282 . Sitzung der AG „Operativer I nformationsaustausch" im 
GTAZ, Ein lader: BKA, Tei lnehmer: BKA, BND,  BN, GBA, BPOL, BAMF,  GBA, 
LKA/LN BE und N RW mit nachfolgendem Tenor: 

Die Teilnehmer halten an der bisherigen Bewertung des Sachverhaltes fest. Die Zu­
ständigkeit zur Gefahrenabwehr l iegt aktuel l  bei LKA BE.  LKA N RW wird zur Er­
kenntn isverd ichtung, Lokal is ierung des AMRI und Aufklärung Sachverhaltes LKA BE 
mit den vorliegenden Erkenntn issen unterstützen .  LKA BE und LKA N RW halten bila­
teral Rücksprache und koord inieren die weitere Vorgehensweise und die angespro­
chenen Maßnahmen. BKA wird in Amtshi lfe Sicherung der Inhalte des sichergeste l l­
ten Mobilfunkgerätes vornehmen und d iese zur Auswertung an LKA BE und LKA 
N RW übermitte ln .  LKA BE übermittelt die vorl iegenden Lichtbilder aus der ED­
Behandlung an BKA, BN und LN BE.  BKA wird m it den Lichtbildern Abgleich im Ge­
sichtserkennungssystem vornehmen. BND erhebt, ob zu den beiden l ibyschen Ruf­
nummern Erkenntnisse vorliegen und prüft weitere Maßnahmen in eigener Zustän­
d igkeit. 

22. 02.-24. 02.2016 Aufenthalt AMRI in Dortmund. 

23.02.20 1 6  Besprechung zum Hintergrund der VP auf Einladung GBA in anderer 
Sache. Nach Bewertung des BKA berichtet die VP zwar zutreffend zu relevanten 
Personengeflechten ,  jedoch bestehen erhebliche Zweifel an der Belastbarkeit der 
Aussagen bezügl ich e ines von AMRI geplanten Attentats m ittels Schnellfeuergeweh­
ren .  Am gleichen Tag berichtet LKA N RW in der P IAS Besprechung im GTAZ zur 
Einstufung des AMRI als Gefährder. LKA N RW tei lt gegenüber LKA BE mit, dass 
AMRI sich am 24.02.  erneut nach Berlin bewegen sol l .  AMRI wird während seines 
Aufenthaltes in Berlin (bis 24.03.20 1 6) präventivpolizei l ich observiert .  Im Rahmen der 
Maßnahmen können keine Hinweise auf d ie Vorbereitung einer Straftat festgestel lt 
werden. 
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24.02 .20 1 6  erstmals Thematisierung auf der Sicherheitskonferenz (SiKo) in NRW im 
Zusammenhang mit den festgestel lten Mehrfachidentitäten sowie der bestehenden 
Einstufung als Gefährder und der hierzu anhängigen Ermittlungsverfahren wegen 
Sozial leistungsbetruges. Veranlassung des BAMF einer priorisierten asylverfahrens­
rechtlichen Bearbeitung infolge dieser Erkenntnislage. 

* Im Rahmen der insgesamt sieben S itzungen der S iko,  in denen AMRI thematisiert 
wurde, wurde auch erörtert, ob eine Abschiebungsanordnung nach § 58a Aufent­
haltsgesetz (AufenthG) angeordnet werden könnte. Gerichtsverwertbare tatsächl iche 
und belastbare Erkenntn isse, die m it Aussicht auf Erfolg eine Maßnahme gegenüber 
dem unmitte lbar zuständigen Bundesverwaltungsgericht getragen hätten ,  lagen n icht 
vor. 

Aufenthalt Amri in Berlin; daher ergeht Ersuchen des MIK NRW an die Senatsverwal­
tung für Inneres und Sport des Landes Berlin einen Landeseinsatzabschnitt in Berlin 
(Ermittlungen und operative Maßnahmen auf Grundlage der zuvor ergangenen 
Anordnung nach §§ 1 6a, 1 7  PolG NRW durch den BL des LKA NRW) einzurichten. 

Anzeige der Polizei Berlin wegen OWi nach § 56 Abs. 1 i. V.m. 86 Abs. 1 AsylG vom 
18. 02. 201 6. 

24. 02. -22. 03. 201 6  Amri verlässt Dortmund und begibt sich nach Berlin. Hierbei wird 
er durch die VP gefahren, der gegenüber er erwähnt, dass es sein Auftrag sei, im 
Sinne von Allah zu töten: „die bringen Muslime um, also muss er die umbringen". 
Fortan Aufenthalt des Amri in Berlin. 

26.02.20 1 6  Thematisierung in  der 1 287. Sitzung der AG „Operativer Informations­
austausch" im GTAZ, Ein lader: BKA, Tei lnehmer: BKA, BND,  BN, GBA,  BPOL, 
BAMF,  GBA, LKA/LN BE und N RW mit nachfolgendem Tenor: 

Die Tei lnehmer halten an der bisherigen gemeinsamen Bewertung des Sachverhal­
tes fest. Durch die seit dem Aufenthalt in Berlin gewonnenen Erkenntnisse haben 
sich bislang keine gefährdungserhöhenden Aspekte ergeben.  Gleichwohl tei len die 
Tei lnehmer d ie Ansicht, dass der Sachverhalt weiterh in  d ringender Aufklärung be­
darf. LKA BE setzt die aufgenommenen Maßnahmen in  eigener Zuständigkeit fort. 
LKA N RW wird m it eigenen Maßnahmen LKA BE unterstützen .  GBA prüft d ie zeitna­
he Übermittlung vorl iegender Erkenntnisse zur Person an LKA BE und d ie zuständ i­
ge Generalstaatsanwaltschaft, um die Ein leitung eines Ermittlungsverfahrens ggf. zu 
ermöglichen . BKA hat die Daten auf dem Mobi ltelefon an LKA BE übermittelt. E ine 
Steuerung an LKA N RW wurde bereits veranlasst. Bezügl ich der zeitnahen Auswe r­
tung d ieser Daten halten LKA BE und LKA N RW bi lateral Rücksprache .  BAMF und 
LKA NRW halten bilateral Rücksprache hinsichtl ich der weiteren ausländerrechtl i­
chen Abklärungen zur Person AMRI .  
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Versand einer am 25.02 .20 1 6  vereinbarten Anregung durch das LKA N RW an den 
GBA zur Ein leitung eines Erm ittlungsverfahrens wegen des Verdachts der Vorbere i­
tung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat (§ 89a StGB) gegen AMRI oder 
zur Weiterle itung an die GStA BE zur dortigen Prüfung der E in leitung eines Ermitt­
lungsverfahrens gern . § 89a StGB .  

Nach Bewertung des GBA bestehen aufgrund der  Erkenntnislage keine zureichen­
den tatsächl ichen Anhaltspunkte für eine in die Verfolgungszuständigkeit des GBA 
fal lende Straftat des AMRI ,  deshalb Weiterleitung der Anregung an GStA Berlin (sie­
he 07 .03 .201 6, Verfahrensein leitung am 23.03.20 1 6) .  

Durch eine i n  der EK Ventum eingesetzte V P  wird bekannt, dass AMRI „Tötungen 
· von Ungläubigen" ausdrücklich gutheißt. 

29 .02 .20 1 6  Steuerung einer erneuten Aktual isierung zum Schreiben vom 04 .02.20 1 6  
durch das BKA,  einschl ießl ich Erkenntn isverdichtung u n d  Bewertung ,  a n  BN, BND, 
GBA, BPolP, LKA BE und LKA N RW. Nach wie vor wird der E intritt eines schädigen­
den Ereignisses im Sinne des Ursprungshinweises auf den Versuch der Beschaffung 
von Schusswaffen durch AMRI als eher unwahrschein l ich (5/8) bewertet. 

Im März Anregung einer Abschiebungsanordnung gern. § 5Ba AufenthG durch das 
LKA NRW an das MIK NRW. 

02.03.20 1 6  Die Aliaspersonalien des AMRI werden dem Sicherheitsreferat des 
BAM F mit Schreiben des LKA N RW vom 02.03.201 6  offiziel l  übermittelt. Bereits im 
Vorfeld wurden sie den Verbindungsbeamten des BAMF im Rahmen der Arbeit im 
GTAZ sukzessive bekannt gegeben .  

04.03.201 6 Erneute Anfrage des BKA in Ita l ien zur Person und H intergrund des 
AM RI .  

10.03. 201 6  Auf d ie  Anregung vom 26.02.201 6  überm ittelt der  GBA mit Schreiben 
vom (07 .03.20 1 6) die vorl iegenden Erkenntn isse an d ie GStA BE zur Prüfung der 
Ein leitung eines Ermittlungsverfahrens gern. § 89a StGB in  dortiger Zuständigkeit. 

1 0 .03 .20 1 6  Wechsel des Lebensmittelpunktes von AMRI nach Berlin mit mehreren 
Aufenthaltsorten ,  ohne dass es zu einer melderechtlichen Anmeldung des AMRI in 
Berlin gekommen ist. Ausstufung des AMRI a ls Gefährder in  N RW und Übergabe der 
Zuständigkeit an Berlin zur Gefährderbearbeitung am 1 1 .03.201 6. 

Vom LKA NRW - über die Siko NRW - wird beim BAMF ein Sprachgutachten einge­
holt, welches - anhand eines Telefonmitschnitt aus der laufenden TKÜ-Maßnahme -
die Herkunft und Identität Amris klären soll. Nach der Stellungnahme des Sprachgu-
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tachters soll einige Wahrscheinlichkeit bestehen, dass die Sprecher (und damit auch 
AMRI) aus Tunesien stammen. 

1 1. 03. 2016 Einstufung des Anis AMRI als Gefährder in Berl in auf Grund der Er­
kenntnisse aus N RW. 

1 4.03.201 6 Thematisierung in der Sitzung der AG „Tägliche Lage" im GTAZ durch 
LKA BE.  Dabei wird m itgeteilt, dass Anis AMRI dort als Gefährder eingestuft wurde.  

Mitte März Obergabe des aufenthaltsrechtlichen Vorgangs von NRW nach Berlin, 
da Aufenthalt des AMRI in Berlin. 

1 8 .03.20 1 6  Vorläufiger Abschluss der präventivpolizei l ichen Observationsmaßnah­
men (vgl .  E intrag vom 23.02.) durch LKA BE;  es wurden kei ne Feststel lungen getrof­
fen ,  die eine Fortsetzung der präventivpol izeil ichen Observation in d iesem Umfang 
erforderlich gemacht hätten.  

22. 03. 201 6  AMRI reist von Berlin nach Düsseldorf. 

23.03.20 1 6  GStA Berlin erkennt keinen ausreichenden Anfangsverdacht für ein 
Strafverfahren gern. § 89a StGB.  Ein leitung eines Strafverfahrens gegen AMRI durch 
d ie GStA Berl in nach Zul ieferung des LKA N RW (über GBA) wegen des Verdachts 
des Versuchs der Betei l igung an einem Mord (§ 30 i. V. m .  § 21 1 StGB) .  

24. 03. 201 6  Erneute Anordnung der längerfristigen Observation und der Datener­
hebung durch den verdeckten Einsatz technischer Mittel zur Anfertigung von Bildauf­
nahmen und Bildaufzeichnungen gern. § 1 6a Abs. 2 Nr. 2, Abs. 2 und § 1 7  Abs. 1 Nr. 
2, Abs. 2 PolG NRW bis einschließlich 23. 04. 201 6  vom leitenden Kriminaldirektor 
des LKA NRW nach Antrag vom 23. 03. 2016. 

28.03.20 1 6  Durch die in der EK Ventum eingesetzte VP wird im Zusammenhang 
m it den Ansch lägen in Brüssel m itgeteilt, dass AMRI d iese Ansch läge befürworte. 
AMRI deutete in d iesem Zusammenhang einen möglichen später geplanten Selbst­
mordansch lag durch Sprengstoffgürtel an.  

29.03.20 1 6  Ausstel lung einer BüMA, handschriftl ich als „Zweit-BÜMA" gekennzeich­
net , auf den Namen Ahmed ALMASR I ,  gü ltig bis 26 .04.201 6 ,  durch die Stadt Ober­
hausen mit dem Hinweis, dass Wohnsitznahme nur  in Oberhausen erlaubt ist; einge­
tragene zuständige Aufnahmeeinrichtung:  „Stadt Oberhausen". 

30. 03. 201 7  Thematisierung in der Sicherheitskonferenz (Siko) NRW· AMRI seit En­
de März wieder in NRW (Oberhausen); Maßnahmen des LKA dauern fort. 
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04.04.201 6 - 2 1 .09.20 1 6  Nach weiterer Erkenntn isverdichtung und Vorlage beim 
AG Tiergarten durch LKA BE ergehen Beschlüsse zur Observation des AMRI -
erstmalig am 04. 04.2016 zur längerfristigen Observation unter Einsatz weiterer tech­
nischer Mittel außerhalb von Wohnungen, auch zur Herstellung von Bildaufnahmen 
nach §§ 100h, 163f StPO bis längstens 03. 07. 2016 - im Rahmen des am 23 .03.201 6  
eingeleiteten Verfahrens der GStA Berl in :  Überwachung seiner Telekommunikation 
und zur Ausschreibung zur polizei l ichen Beobachtung .  

D ie ersten Ergebnisse der Überwachung seiner Telekommunikation zeigen, dass er 
sich zunächst bis zum 1 2 .04.20 1 6  weiter in N RW aufhält . Die Überwachung seiner 
Telekommunikation wurde bis zum 2 1 .09.20 1 6  durchgeführt .  Die Observation erfolgt 
in diesem Zeitraum anlassbezogen.  Darüber h inaus wird u .a .  ein Einsatz m ittels 
„ IMSl-Catchers" durchgeführt, um bis dato unbekannte Kommunikationsmittel zu er­
kennen. 

Hierbei zeigt sich : 

D einerseits islamistisches Gedankengut, andererseits Gespräche über mög liche 
kriminelle Aktivitäten wie Diebstahl und Betrugshandlungen 

D pendelt häufig zwischen N RW und BE .  

D Kontakte aus Moscheen in  Berlin nutzt er mehrheitl ich , um Hi lfe bei der Woh­
nungssuche oder Arbeitssuche zu erhalten . 

D Ab ca. Mitte Mai waren vermehrt Gespräche festzustel len, die mögl iche al lge­
meinkriminelle Handlungen thematisieren .  Korrespondierende Tathandlungen 
waren n icht festzustel len. AMRI formulierte fortgesetzt den Wunsch , nach Tu­
nesien zurückzukehren.  

D Ledig lich zu Beginn des Ramadans im Jun i  wieder deutlicher rel igiös, äußert 
Absicht zu fasten .  Wohngemeinschaft mit zwei Kontaktpersonen ,  d ie während 
des Ramadans sowoh l  Alkohol konsumieren als auch das Fastenbrechen 
n icht einhalten.  (Anhand der Gespräche war keine Einbindung d ieser Kontakt­
personen in die islamistische Szene erkennbar.) Religiöses Verhalten tritt be­
reits während des Ramadans wieder stärker in den Hintergrund, insbesondere 
Moscheebesuche kaum noch feststel lbar. 

D Vielmehr fällt AMRI mit diesen Kontaktpersonen durch vermuteten 
Drogenkleinsthandel zur Nachtzeit auf. 

D Nach körperlicher Auseinandersetzung mit einer konkurrierenden Gruppe aus 
dem Drogenmi l ieu (Anfang Juli) Versuch (Ende Jul i ) ,  Deutschland in Richtung 
ITA und möglicherweise weiter nach TUN zu verlassen .  Dies wird aufgrund 
eines Hinweises der deutschen Sicherheitsbehörden durch die Bundespolizei 
verh indert. (siehe h ierzu Eintrag 29.07 .-01 .08.20 1 6) 
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:::J Rückkehr  nach Berlin Anfang August: mehrfacher Wechsel der Rufnummern , 
stärkere Einbindung in die Drogenszene bis h in zum eigenen Konsum harter 
Drogen wie Kokain und Ecstasy. 

:::J Im Zuge dessen lässt er auch das wichtige Morgengebet und die rituelle 
Schlachtung zum religiös wichtigen Opferfest Mitte September aus. 

Mit Ablauf der Maßnahmen am 2 1 .09.201 6  endet auch die Überwachung des 
AMRI (s. auch unten) .  Hinweise auf eine Planung von religiös motivierten Ge­
walttaten ergeben sich im Verlauf der Maßnahmen nicht. Es entstand der Ein­
druck eines jungen Mannes, der unstet, sprunghaft und äußerst wenig gefes­
tigt erscheint. 

E ine Fortführung der Maßnahmen im strafprozessualen Rahmen war rechtlich in Ab­
stimmung mit der Generalstaatsanwaltschaft Berlin n icht mehr möglich. 

06.04.20 1 6  Nach entsprechendem Eingang aus ITA übermittelt das BKA die ge­
wonnenen Erkenntn isse an LKA N RW und LKA BE: Haft und Gewalttätigkeit (siehe 
Eintrag vom 23. 1 0 .201 1 ), aggressives Verhalten und Drohgebärden gegenüber a n­
deren Häftl ingen christl icher Relig ion.  

Nachricht von LKA NRW an BKA mit der Bitte, die angefügten Fingerabdrücke auf 
den Namen Mohammed HASSAN an die tunesischen Sicherheitsbehörden zwecks 
Klärung der tunesischen Staatsangehörigkeit zu übermitteln. 

07. 04. 201 6  Amtshilfeersuchen des PP Berlin (samt Spezialkräfteanforderung) an 
LKA NRW auf Durchführung der Observation nach §§ 100h Abs. 1 Nr. 1, 2, 1 63f 
StPO von AMRI im Zeitraum vom 09. 04. -1 1 .04. 201 6, da dieser sich im Bereich 
Oberhausen/ NRW aufhalte. 

Antrag von Siko NRW auf Priorisierung des Asylverfahrens bei BAMF, obwohl bzw. 
weil noch keine Antragstellung erfolgt ist. 

08. 04. 2016 Dem Ersuchen des LKA Berlin um Unterstützung durch Kräfte des LKA 
NRW wird entsprochen. 

12. 04. 201 6  AMRI reist von Dortmund nach Berlin. 

1 3 .04.201 6 Thematisierung in der 1 31 9. Sitzung der AG „Operativer Informations­
austausch" im GTAZ, Ein lader: LKA BE ,  Tei lnehmer: BKA, BND ,  BN, GBA, BPOL, 
BAMF,  LKA/LN BE und N RW mit nachfolgendem Tenor: 

E ine unmitte lbare Gefährdung wird zum aktuellen Zeitpunkt nicht gesehen , gleich­
wohl ist eine enge Begleitung des Sachverhaltes auch weiterh in dringend angezeigt. 
LKA BE setzt die Maßnahmen im genannten Strafverfahren in Absprache m it der 
Generalstaatsanwaltschaft fort. LKA BE, LKA N RW und BAM F halten bezügl ich der 
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weiteren unmittelbaren Vorgehensweise bilateral Rücksprache . LKA N RW und LKA 
BE prüfen die Zusammenführung und Ergänzung I Aktualisierung der verschiedenen 
Datenbestände. LKA N RW prüft in Abstimmung mit dem LKA BE bzw. der GStA Ber­
l in die zeitnahe Vorlage der verdichteten Erkenntnisse zu den verschiedenen auslän­
derrechtlichen Aufenthalten und Anmeldungen des AMRI bei  einer zuständigen 
Staatsanwaltschaft. Ziel soll in  diesem Zusammenhang die Prüfung der Einleitung 
eines Strafverfahrens wegen gewerbsmäßigem Betruges und fortgesetzter mittelba­
rer Falschbeurkundung sein ,  um in  diesem Verfahren ggf. eigenständige prozessuale 
Maßnahmen ergreifen zu können.  

1 4 .04.20 1 6  Nachdem im Vorfeld einige Anstrengungen (des LKA NRW und der Siko 
NRW) unternommen wurden, über die Bezirksregierungen die genauen Leistungsbe­
züge des Amri und seiner Aliasidentitäten herauszufinden, stellte das LKA NRW 
Strafanzeige gegen Anis AMIR wegen gewerbsmäßigen Betruges. Ein leitung eines 
Verfahrens wegen gewerbsmäßigen Betruges durch die StA Duisburg .  Die in der po­
l izeil ichen Ermittlungsakte enthaltene Anregung des LKA N RW zur Beantragung ei­
nes Haftbefeh ls gegen AMRI wurde durch die StA Duisburg mangels Verhältnismä­
ßigkeit abgelehnt. Das Verfahren wurde durch die StA Duisburg am 23. 1 1 .20 1 6  nach 
§ 1 54f StPO eingestel lt . 

Der Bundesregierung ist bekannt, dass in den Ländern BW, BE und N RW weitere 
Ermitt lungsverfahren geführt wurden . Diese Verfahren sind Gegenstand laufender 
Abklärung mit den Ländern . 

18. 04. 2016 AMRI (alias Ahmed ALMASRI) wird zur Antragstellung und ED­
Behandlung zum 28.04.2016 nach Dortmund geladen. 

1 9. 04.201 6 BAMF-Sicherheitsabfrage: Überprüfung der übermitte lten Personalien: 

Ahmed ALMASRI (angefragte Person) *01 .01 . 1 995 Skendiria/Ägypten) 

Mohamed HASSA (Al ias) , ·*22 . 1 0 . 1 992 Cafrich ik/Ägypten 

Keine Übermittlung von daktyloskopischen Nummern (D-Nummern) durch das BAM F  
an BKA. Keine fachl ichen Treffer z u  d e n  angefragten Personalien . Rückmeldung a n  
BAMF.  

27.04.201 6 Thematisierung in der  Siko NRW: Ladung des AMRI zur Antrags­
entgegennahme vom BAMF; Haftbefehl wg. Leistungsbetrug wurde von der StA 
Duisburg abgelehnt; Ausschreibung des Amri zur Aufenthaltsermittlung von StA Ber­
lin wg. Körperverletzung und von der StA Freiburg wg. unerlaubten Aufenthalts. 

Amtshilfeersuchen des LKA Berlin (samt Spezialkräfteanforderung) an LKA NRW auf 
Durchführung der Observation nach §§ 100h Abs. 1 Nr. 1, 2, 163f StPO von AMRI, 
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da dieser sich in Dortmund/ NRW aufhalte. Dem Ersuchen wird durch das LKA NRW 
entsprochen. 

28.04.20 1 6  Asylantrag in der Außenstel le Dortmund auf den Namen Almasri; ED­
Behandlung durch das BAMF erfolgt. Dieser ergibt keinen Eurodac-Treffer. Durch die 
AFIS-Abfrage im BKA werden die Alias-Personal ien des AMRI dem BAMF umfäng­
lich bekannt. Aufgriff sowie die damit bereits erfolgte ED-Behandlung von AMRI 
durch die KD Freiburg werden im Rahmen der ED-Behandlung durch das BAMF auf­
gedeckt. Keine Durchsuchung des AMRI .  Ausstel lung einer Aufenthaltsgestattung 
am 29. 04.2016 zur Durchführung des Asylverfahrens auf den Namen Ahmed 
ALMASRI ,  *01 .0 1 . 1 995 (Hintergrund dessen ist, dass d ie erste Anlage der Vorakte 
unter den Personal ien ALMASRI ,  Ahmed, *01 .0 1 . 1 995 e rfolgte. Da zu d iesem Zeit­
punkt des Asylverfahrens keine offizielle Bestätigung über den korrekten Namen im 
BAMF vorlag, wurde der Asylantrag unter der Al iaspersonalie ALMASRI ,  Ahmed 
weitergeführt). Darin vermerkt, dass Wohnsitznahme nur in Oberhausen gestattet ist. 
Der Aufenthalt ist auf N RW beschränkt. Priorisierte asylverfahrensrechtliche Bearbei­
tung des Asylantrages. Nach Aktenlage kein Übernahmeersuchen gern . Dubl in an 
ITA, da Dubl in-Zuständigkeit ITA n icht nachweisbar und endete zudem (nach der 
a lten Regelung) zwölf Monate nach der i l legalen E inreise. 

29.04 .20 1 6 BAMF-Sicherheitsabfrage an BKA: Überprüfung zu insgesamt neun 
übermittelten (Alias-)Personalien (vg l .  Eintrag vom 28.04.201 6) ,  Übermittlung polizei­
licher Erkenntnisse und Ausschreibungen an das BAM F. 

06.05.201 6 Mittei lung des BKA an LKA BE und LKA N RW: Besprechung der Ver­
dachtslage zur Person AMRI im Rahmen einer Dienstreise des BKA in Tunis; dabei 
auch Übergabe ed-Material (der bekannten Personalien, Lichtbilder, Fingerabdrücke) 
zu AMRI .  Es wurde auf die zeitliche Dringlichkeit hingewiesen. Zusage schneller 
Kooperation.  Erkenntnisse aus ITA: Entlassung aus dem Aufnahmelager am 
1 7.06.201 5,  da Anerkennung seitens der TUN-Behörden n icht fristgerecht innerhalb 
von 30 Tagen eingetroffen .  

Mitteilung LKA NRW an LKA Berlin, dass AMRI von Oberhausen kommend mit dem 
Flixbus auf den Weg nach Berlin ist und im Besitz einer Aufenthaltsgestattung mit 
räumlicher Beschränkung auf Oberhausen ist. Pol izeiliche Feststel lung des AMRI in 
Berl in ;  Strafanzeige wg. § 56 Abs. 1 i. V.m. § 85 Nr. 2 AsylG; Sicherstellung der Auf­
enthaltsgestattung vom 28.04.20 1 6  und Übersendung an die ABH Oberhausen über 
LABO Berl in .  Das Ermittlungsverfahren wegen OWi § 85 Nr. 2 AsylG wird am 
28. 10. 2016 gem. § 1 70 Abs. 2 StPO von der StA Kleve eingestellt und an das Aus­
länderamt Kleve abgegeben, nachdem die StA Kleve das Verfahren zuvor auf Ge­
such der StA Berlin übernommen hatte. 
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Ausstufung AMRI als Gefährder in Berlin wegen der Wohnsitzanmeldung in N RW. 

1 0.05.201 6 LKA NRW stuft AMRI auf Grund der erneuten Anmeldung in NRW wie­
der als Gefährder ein.  

1 7 . 05.201 6 Anhörung gern. § 25 AsylG in Bochum: Überprüfung der personenbe­
zogenen Daten,  e inschließlich entsprechender Hintergrundinformationen, Gespräch 
zur Bestimmung des zuständ igen M itgl iedstaates zur Durchführung des Asylverfa h­
rens (sog . Asylerstbefragung) .  Der Dolmetscher gibt nach der Anhörung kund, dass 
er mit hoher Wahrscheinlichkeit davon ausgeht, dass AMRI aufgrund seines Dialekts 
tunesischer Staatsangehöriger ist. 

24. 05. 2016 AMRI bleibt - trotz vorheriger Ladung - dem Termin zur Sprach- und 
Textanalyse in Dortmund (zwecks Beweis seiner ägyptischen Herkunft) unentschul­
digt fern. 

Reise des AMRI von Dortmund nach Berlin. 

30.05.201 6 Bescheid des BAM F mit Rechtsbehelfsbelehrung, in der u.a. nach § 50 
Abs. 4 AufenthG belehrt wurde: Asylantrag als offensichtl ich unbegründet abgelehnt. 
Kein Vorl iegen von Asylberechtigung, internationalen Schutz oder Abschiebungsve r­
boten.  Die Ausstel lung des Asylbescheides erfolgte auf den Namen ALMASRI ,  Ah­
med, *01 .01 . 1 995 in Skendiria/Tunesien und unter acht Alias-Personal ien . 

3 1 .05.20 1 6  BAMF-Sicherheitsabfrage an BKA; Überprüfung von insgesamt zwei 
Personal ien ;  Übermitt lung folgender pol izei l icher Erkenntnisse an das BAMF: INPOL; 
Nationale Fahndungen d. BPOL, AG Tiergarten ,  StA Berl in ,  StA Freiburg im Breis­
gau;  APIS-Bestand des LKA Düsseldorf. 

02.06.201 6  Thematisierung in der Siko N RW: Ablehnung des Asylantrages durch 
BAMF;  Amri in Berlin aufhältig ; Kontakt zu ZAB aufnehmen zwecks PEP Besorgung.  

03. 06. 201 6  Zustellung des ablehnenden Asylantragsbescheides. 

Mitteilung von LKA BE nach LKA NRW, dass die bisher durchgeführten Maßnahmen 
nicht ergiebig waren; es haben sich nur wenige bis keine Kontakte zur islamistischen 
Szene herausgestellt, vielmehr Kontakte zu Personen der Allgemeinkriminalität. 

08. 06. 201 6  Weiterleitung der aktuellen Entwicklung (geplante Abschiebemaßnah­
men) von LKA NRW an BKAILKA Berlin mit der Bitte, bei den tunesischen Behörden 
erneut die zeitliche Dringlichkeit zu verdeutlichen und mögliche Erkenntnisse an das 
LKA NRW zu übermitteln. 

10. 06. 2016 Übergang der Zuständigkeit von ABH Oberhausen an ABH Kleve. 
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1 1 .06.201 6 Bestandskraft des Asylbescheids und Vollziehbarkeit der Abschie­
bungsanordnung. 

1 5 .06.20 1 6  Thematisierung in der 1 358. Sitzung der AG „Operativer Informations­
austausch" im GTAZ, Ein lader: LKA BE,  Tei lnehmer: BKA, BND,  BN, GBA, BPOL, 
BAMF,  LKA/LN BE,  NRW, m it nachfolgendem Tenor: 

Derzeit keine konkrete Gefährdungskomponente erkennbar. Zie lrichtung der weite­
ren ausländerrechtl ichen Bearbeitung :  S icherung der zukünftigen Abschiebung.  
BAM F  setzt die genannten ausländerrechtl ichen Schritte in  eigener Zuständigkeit 
fort. LKA BE setzt die bisherigen Maßnahmen in eigener Zuständigkeit fort, kann  
aber Operativmaßnahmen im bisherigen Umfang nicht gewährleisten .  LKA BE 
steuert nach Rücksprache mit der GStA vorliegende Erkenntn isse an LKA N RW. 
LKA N RW hält Rücksprache mit der ABH Kleve, um einen möglichen Absch iebepro­
zess in die Wege zu leiten .  

1 6 .06 .20 1 6 Abschlussmittei lung und Vollziehbarkeitsmitteilung des BAMF an ABH 
Oberhausen sowie - durch Sicherheitsreferat des BAMF - auch an ABH Kleve sowie 
M I K  N RW. 

01 .  07. 201 6  Verlängerung Observationsbeschluss Amtsgericht Tiergarten. 

05. 07. 2016 Mitteilung des LKA Berlin an LKA NRW, dass die bisherigen Observati­
onsmaßnahmen lediglich einen Verdacht auf ein Handeln mit BtMG zulassen. 

1 1 . 07. 201 6  Einleitung eines Ermittlungsverfahrens der StA Berlin gegen AMRI un­
ter dessen Aliasname AMIR u.a. Beschuldigte wegen gemeinschaftlich begangener 
gefährlicher Körperverletzung. Am 4. 10. 2016 wurde das Ermittlungsverfahren gegen 
Amri aus dem Verfahren herausgetrennt, in der Folge aber am 07. 12. 2016 wegen 
unbekannten Aufenthalts nach § 154fStPO eingestellt. 

12. 07. 2016 Siko NRW fordert ABH Kleve mit Nachdruck auf, das PEP-Verfahren 
einzuleiten. 

14. 07.2016 Polizei Emmerich wird von der Berliner Polizei per Telefax informiert, 
dass eines der gestohlenen und zur Fahndung ausgeschriebenen Mobiltelefone be­
reits am 18. 02.2016 bei AMRI alias Ahmed ALMASRI aufgefunden worden ist. In der 
Folge werden der StA Kleve weitere Aliasnamen des AMRI bekannt, welche sodann 
in der MEStA eingetragen und an das Amtsgericht Emmerich übersandt werden. 

1 9 .07 .20 1 6 1 20.07.201 6 78. AG Status-Sitzung im GTAZ: Informationsaustausch 
zwischen den Verfahrensbetei l igten (LKA BE, LKA N RW und dem M I K  N RW) , um 
weitergehende aufenthaltsrechtl iche Maßnahmen prüfen zu können.  Vereinbarung,  
dass MIK N RW die Passbeschaffungsmaßnahmen zusammen mit der ABH Kleve 
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prioritär durchführt. Unterstützungsangebot des BMI für Fall des Scheiterns der 
NRW-Bemühungen um Passausstel lung durch TUN-Behörden. Im Nachgang der 
Sitzung vermerkt BMI und informiert MIK Siko auf Anfrage, dass MIK N RW sich zu­
nächst selbst an die TUN-Behörden wendet (u .U .  mit Hi lfe der BPOL). Unterstüt­
zungsangebot BMI im Falle eines erfolg losen Versuches bleibt bestehen. 

28.07.201 6 Ablauf der am 28.04.20 1 6  ausgestellten Aufenthaltsgestat!ung auf den 
Namen ALMASRI .  

29.07 .20 1 6  - 0 1 .08.20 1 6  Fahndungshinweis an Bundespolizeiinspektion Konstanz 
(laut Behördenchronologie seitens des LKA N RW, zw.) :  Vorliegen von Hinweisen zu 
einer mögl ichen Ausreise der Person von Berlin über München nach Zürich . Fah n­
dungshinweis wird anschließend an das Bundespol izeirevier Friedrichshafen weiter­
geleitet. Feststel lung in  „Fl ixbus" führte zu Gewahrsam ;  Untersagu ng Ausreise gern. 
§ 46 Abs. 2 AufenthG .  AMRI führt zwei verfälschte ITA-10-Karten mit sich . Abgabe 
an Landespolizei Friedrichshafen.  BPOL steuert einen Bericht an die LKÄ N RW, BW 
und BE .  

Nach Rücksprache mit der  ABH Friedrichshafen durch Landespol izei Friedrichsha­
fen :  Haftantrag zur Vorbereitung der Abschiebung. Besch luss des Amtsgericht Ra­

vensburg wurde bis zum Folgetag (0 1 .08.20 1 6 ,  1 8  Uhr) befristet. Abschiebung durch 
die zuständ ige ABH Kleve und auch durch Mithilfe des Siko NRW aufgrund der Be­
schaffung notwendiger Unterlagen (u .a .  Reisedokumente) n icht möglich . Abnahme 
von Handflächenabdrücken des AM RI in der JVA Ravensburg auf Veranlassung der 
ABH Kleve. AMRI erhält m it der Haftentlassung eine Anlaufbescheinigung gegen EB 
(Empfangsbekenntnis) mit der Maßgabe, sich bis zum 05. 08. 2016 in  Kleve anzumel­
den. Zudem erfolgt eine schriftliche Belehrung in Arabisch gegen Empfangsbekennt­

nis nach § 50 Abs. 4 AufenthG auf Veranlassung der ABH Kleve. 

AMRI reist nach Haftentlassung über Augsburg und Ulm nach München. 

03.08.20 1 6  Bundespol izei berichtet in der Sitzung der AG „Tägliche Lage" im GTAZ 
zur Kontrolle des AM RI am 30. Jul i  201 6  und dem Auffinden von verfälschten ITA­
Dokumenten .  

EK Eiba (Eisbär) übernimmt die „Betreuung" des AMRI von der EK Ventum. 

03. 08. 201 6  Nachricht der Siko NRW an ABH Kleve, dass das PEP- Verfahren unter 

nachrichtlicher Beteiligung der Siko eingeleitet werden soll. 

03. 08. -10. 08. 2016 Standortdaten der TKO ergeben, dass sich AMRI in Berlin auf­

hält. 
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05. 08. 2016 Übersendung der Fingerabdrücke durch MIK NRW an ABH Kleve zur 

weiteren Verwendung. 

Hilfeersuchen der Siko NRW an BKA, den tunesischen Verbindungsbeamten des 

BKA nochmal auf die Dringlichkeit der Sache hinzuweisen. 

1 1 . 08. 2016 Mitteilung von LKA Berlin (aus Standortdaten der TKÜ) an LKA NRW, 

dass sich AMRI zurzeit in Dortmund aufhält. 

1 2 .08.20 1 6  AMRI erhält von der ABH Kleve eine Bescheinigung über seine Regist­
rierung,  ausgestellt auf die Aliaspersonalie Ahmed ALMASRI ;  *01 .01 . 1 995, gü ltig bis 
1 9 .08.20 1 6, m it der Maßgabe , sich bei der Meldebehörde in Emmerich anzumelden .  
Aufenthalt in Emmerich und Kleve. 

1 5 .08.201 6 Antrag auf Ausstellung eines Passersatzpapiers für Ahmed ALMASRI 

und seine zwölf Alias-Identitäten von ABH Kleve an ZAB Köln, mit Hinweis auf be­

sondere Dringlichkeit. 

Anmeldung m it Wohnsitz in Emmerich . Zuzug von unbekannt. 

1 6 .08 .20 1 6 Ertei lung einer Duldung durch ABH Kleve (gü ltig bis zum 1 6.09.201 6) .  
Es handelt sich dabei um das Dokument, das später im Tatfahrzeug sichergestellt 
wurde.  

1 7 .08.201 6 Thematisierung in der Siko N RW: Austausch in Bezug auf die durch 
das LKA BE aus den regelmäßigen Aufenthalten in Berl in gewonnenen Erkenntn isse. 
Fokus insbesondere auf die durch ZAB Köln eingeleiteten PEP-Maßnahmen . Ge­
meinsame Festlegung der Bearbeitungszuständigkeit in N RW wegen der häufigen 
Ortswechsel zwischen N RW sowie BE.  

Geldabholung des AMRI beim Sozialamt in Emmerich, Aufenthalt in Kleve, Dortmund 
und Berlin. 

Aktualisierte Auswertung der bekannten Facebook-Profile des Anis AMRI durch LKA 

NRW, allerdings ohne neue nennenswerte Erkenntnisse. 

1 7. 08. -23. 08. 201 6  Aufenthalt des AMRI in Berlin. 

1 7.08.20 1 6  Rückreise nach Berl in .  Seit 1 8 .08.20 1 6  keine für die Sicherheitsbehör­
den belegbaren Aufenthalte von AMRI in N RW. 

18. 08. 2016 Anfrage des LKA NRW an LKA Berlin zur Gefährderlage von AMRI und 

nach Sachstandsbericht zum laufenden Ermittlungsverfahren zwecks besserer Beur­

teilung der Gefährdereinstufung; Hintergrund: Verfahren wg. §§ 30, 2 1 1  StGB. 
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1 9 .08.201 6 N RW verständigt sich mit Berlin darauf, dass trotz des Aufenthaltes und 
einer möglichen Anmeldung von AMRI in Berlin das Verfahren zur Aufenthaltsbeen­
digung durch N RW weiterbetrieben wird ,  um die bereits eingeleiteten Maßnahmen 
nicht zu gefährden. 

Anfrage von LKA NRW an PP Berlin nach Aufenthaltsort von AMRI, da Amri am 

19.08. 201 6  im Emmerich, bzw. Kleve von ALA Bargeld empfangen haben soll. 

22. 08. 2016 Bestätigung des Eingangs des Amtshilfeersuchens der ZAB Kleve bei 

der Stadt Köln in Sachen Ahmed ALMASRI. 

23. 08. 2016 Erneute Anfrage von LKA NRW a n  PP Berlin nach Aufenthaltsort von 

AMRI. 

25.08.20 1 6  Antrag auf Passersatzpapier der ZAB Köln beim TUN-Generalkonsulat 
in Bonn unter Vorlage der Finger- und Handflächenabdrucke , die beim Aufenthalt 
des AMRI in der JVA Ravensburg genommen wurden. 

30.08.20 1 6  Auf Anfrage TUN erneute Zurverfügungstel lung von ed-Material d urch 
das BKA. Das BKA hatte seit der Anfrage vom 1 8.02 .20 1 6  mehrfach eine Antwort bei 
den TUN-Behörden angemahnt. 

31. 08. 2016 Der StA Ravensburg werden die Akten des strafrechtlichen Ermitt­

lungsvorgangs (Vorwurf der Urkundenfälschung vom 30. 07. 2016) von dem Polizeire­

vier Friedrichshafen vorgelegt. Das Verfahren wegen Urkundenfälschung wird mit 

Verfügung vom 07.09.2016 durch d ie StA Ravensburg nach § 1 54f StPO vorläufig 
eingestellt. StA Ravensburg veranlasst Ausschreibung von Amri. 

07.09. 201 6  PP Krefeld übernimmt aufgrund des Wohnsitzwechsels die Bearbeitung 

des Gefährders AMRI vom PP Essen, ohne dass vom LKA Berlin eine Übergabe des 

Gefährderakte erfolgt ist. 

2 1 .09.20 1 6  Auslaufen der operativen Maßnahmen des LKA BE (siehe E intrag 
04. 04.201 6) .  

26.09.201 6 Übermittlung von Erkenntnissen aus TUN zu Telekommunikationsmit­
teln des AMRI von BKA an LKA N RW. Weiterleitung d ieser Erkenntnisse durch LKA 
N RW an LKA BE sowie KI ST Krefeld. Mittei lung von TUN,  dass die Person anhand 
des übermittelten ed-Materials überprüft werde und zeitnah mit einem Ergebnis zu 
rechnen sei .  

27. 09. 2016 LKA BE benachrichtigt LKA NRW telefonisch, dass alle (operativen 

Überwachungs-) Maßnahmen gegen AMRI eingestellt worden sind. 
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28.09.201 6 WV in AG Status - Vereinbarung mit dem Land N RW über das Voran­
treiben von Passbeschaffungsmaßnahmen. 

29. 09. 2016 Antwortschreiben des PP Berlin an LKA NRW bzgl. Fragen zur 

Gefährderlage von AMRI: wenngleich Besuch einschlägiger islamistischer Moscheen 

und vereinzelter Kontakt zu islamistischen Sympathisanten vorhanden, soll er den­

noch vordergründig in der Drogenszene verhaftet sein. 

04. 10. 2016 Laut Personendossier des LKA NRW vom 28. 10.2016 und Lagebericht 

Nr. 1 des LKA NRW vom 21 . 12. 2016 Erkenntnismitteilung der tunesischen Behörden 

über die von AMRI kontaktierten syrischen Rufnummern: tunesische Staatsbürger in 

Libyen mit vermutlichem Anschluss zu terroristischen Gruppierungen. 

06. 10. 2016 Beantragung eines Beschlusses nach § 21 Abs. 1 Nr. 2 PolG NRW von 

PP Krefeld beim Amtsgericht Krefeld. 

10. 10.2016 Beschluss des Amtsgericht Krefeld, durch welchen die polizeiliche Beo­

bachtung des AMRI - auch im Schengener Informationssystem - bis . zum 

06. 10. 201 7 gem. § 21 Abs. 1 Nr. 2 PolG NRW angeordnet wird. 

Überprüfung an der Meldeanschrift in  Emmerich , ob sich AMRI dort aufhält bzw. seit 
dem 1 8 .08:201 6  aufgehalten hat. Weitere Überprüfungen am 27 . 1 0 . und 02 . 1 1 .20 1 6.  
Jeweils negatives Ergebnis. Vereinbarung ,  dass der dortige Sozialbetreuer bei An­
treffen umgehend die Pol izei inform iert. 

1 2 . 1 0 .20 1 6  Thematisierung in der S iKo N RW: Identitätsprüfung durch tunesische 

Behörden, zeitnahes Ergebnis wurde in Aussicht gestellt. 

1 3 . 1 0 .20 1 6 Ausschreibung des AMRI zur polizeilichen Beobachtung, Erfassung des 
AMRI als „ Foreign Fighter" im I N POL-System bis zum 06. 1 0 .20 1 7  und Mittei lung an 
das BKA hinsichtlich der Übermittlung an alle Sehengen-Staaten und Überm ittlung 
der Zusatzinformation „Foreign Fighter". 

1 4 . 1 0.201 6 Steuerung von zusammengefassten Mittei lungen Marokkos zu AMRI 
(datieren vom 1 9.09 . ,  1 1 . 1 0 . und 1 3. 1 0.201 6) durch das BKA an das LKA N RW: 
MAR teilt mit: AMRI sei Anhänger des sog . IS und hoffe, sich dem sog . IS in  Sy­
rien/I rak oder Libyen anschl ießen zu können; führe ein Projekt aus (keine weiteren 
I nformationen) ,  wolle über d ie Details aber n icht sprechen. Er beze ichne sein Gast­
land (DEU) als Land des Unglaubens, das Erpressungen gegen die Brüder führe. 
Prüfung des LKA BE:  M ittei lung enthält keine über den bisherigen Erkenntnisstand 
h inausgehenden I nformationen . 

20. 1 0 .20 1 6  T U N  Generalkonsulat lehnt Ausstel lung eines Passersatzes auf Antrag 
der ZAB Köln  ab, da Person dort unbekannt sei (Fingerabdrücke n icht identifiziert). 
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LKA NRW erstellt aufgrund der TKÜ-Erkenntnisse einen eigenen Vorgang zum 

Rauschgifthandel von AMRI zur gesonderten Bearbeitung. Das daraufhin von der 

StA Berlin eingeleitete Ermittlungsverfahren wird mit Verfügung vom 25. 1 .20 1 7  we­

gen Vorliegen eines Verfahrenshindernisses eingestellt. 

21. 10.2016 Mitteilung der Stadt Köln, dass beabsichtigt ist, nachdem das PEP­

Verfahren negativ abgeschlossen wurde, ein Personenfeststellungsverfahren einzu­

leiten. 

24. 1 0.201 6 Mittei lung an LKA N RW, LKA N I  und LKA BE zur Anerkennung des 
AMRI als tunesischer Staatsbürger und Steuerung eines gerichtsverwertbaren Ver­
merks seitens des BKA: Der Leiter IP  Tunis erklärte gegenüber dem BKA­
Verbindungsbeamten ,  dass das übergebene ed-Material dem tunesischen Staats­
bürger Anis AMRI zuzuord nen ist und tei lte d ie Passdaten m it. 

25. 10.2016 Mitteilung des LKA NRW an BKAILKA Berlin, dass über die Siko des 

MIK NRW aufenthaltsbeendende Maßnahmen nach dem Ausländerrecht geplant 

sind, unter entsprechender Einbindung der zuständigen Ausländerbehörde. 

Benachrichtigung der ZAB Köln durch MIK NRW, dass ein Bericht von einem Verbin­

dungsbeamten des BKA vorliegt mit dem Hinweis auf eine Identifizierung durch 

Interpol Tunis. 

26. 1 0 .20 1 6  BKA steuert eine ergänzende M ittei lung Marokkos zu AMRI an das LKA 
NRW: AMRI soll auch dort bezeichnete Rufnummer nutzen ,  sich i l legal in Berlin auf­
halten.  Er soll in  Deutschland in Kontakt mit weiteren IS-Sympathisanten stehen, 
darunter einen russischen Staatsangehörigen ,  der von den deutschen Behörden 
nach Russland zurückgeschoben worden sein sol l ,  und einem marokkanischen 
Staatsangehörigen , der verheiratet sei ,  dessen Pass sichergestellt worden sein sol l 
und der das Land n icht verlassen dürfe. AMRI soll in  Berl in m it einem weiteren ma­
rokkanischen Staatsangehörigen zusammenwohnen. Dessen Eltern sollen IS­
Anhänger sein und väterl iche Cousins sol len IS-M itglieder in Syrien/I rak und Libyen 
sein .  Zu seinen Kontaktpersonen wurden ebenfal ls Lichtbilder übersandt. 

Nachfrage der Polizei Krefeld bei Polizei Berlin, wo AMRI derzeit seinen Lebensmit­

telpunkt bzw. seinen Aufenthaltsort hat; keine Rückmeldung. 

27 . 1 0 .20 1 6  Stadt Köln stellt bei der tunesischen Auslandsvertretung einen erneuten 
Antrag auf Ausstel lung eines Passersatzes unter Beifügung der Mitteilung des VB 

des BKA in Tunis. 

Erneute Überprüfung an der Meldeanschrift in Emmerich mit negativem Ergebnis 
(vgl .  1 0 . 1 0 .201 6). 

SEITE 1 24/27 



28. 1 0 .20 1 6  Bestätigungsmail vom Generalkonsulat TUN an Stadt Köln, dass Antrag 

betr. Anis AMRI eingegangen ist und an die zuständige Behörde weitergeleitet wird. 

Stadt Köln (zuständig für Passbeschaffung) teilt M I K  N RW / Sicherheitskonferenz 
N RW mit ,  dass erneuter Antrag auf Passersatzpapiere bei der TUN-Botschaft gestel lt 
wurde .  

Nach Feststel lung des LN N RW ist ein AMRI  zuzuordnendes Mobi ltelefon im Raum 
Berlin/Brandenburg e ingebucht. 

3 1. 10. 2016 Nachfrage des LKA NRW beim UV NRW zum Aufenthaltsort von AMRI; 

danach so// AMRI in der Vorwoche in Berlin/ Brandenburg gewesen sein. LN sieht 

die Zuständigkeit in Berlin. 

02 . 1 1 .20 1 6  Thematisierung in  der 1 444. Sitzu ng der AG „Operativer I nformations­
austausch" im GTAZ, E in lader: LKA N RW, Tei lnehmer: BKA, BND,  BN, GBA, BPOL, 
BAMF, LKA/LN BE und N RW mit nachfolgendem Tenor: 

Auf Grund lage der vorliegenden Erkenntnisse kein konkreter Gefährdungssachver­
halt erkennbar. Die tei lnehmenden Behörden führen Maßnahmen im Rahmen der 
jewei ls eigenen Zuständigkeit fort. BN überprüft beim marokkan ischen Partnerd ienst 
die übermittelten Erkenntnisse auf deren Aktualität und teilt das Ergebnis den Tei l­
nehmern m it. LKA N RW veranlasst in Abstimmung m it der zuständigen Ausländer­
behörde die Beschaffung der erforderlichen Ausweisdokumente, um den Abschiebe­
prozess weiter zu forcieren.  LKA BE prüft bei Vorlage der entsprechenden Abschie­
beverfügung Maßnahmen zur Umsetzung in eigener Zuständ igkeit. 

Im Rahmen des Infoboards kam es zwischen Berlin und NRW zu einer abweichen­

den Gefährdungsbewertung. Nach Ansicht des LKA und des LN NRW bestand ein 

Gefahrenüberhang. Das - aufgrund des permanenten Aufenthalts des AMRI in Berlin 

- mit der Gefährderbearbeitung betraute LKA Berliri hat einen solchen Gefahren­

überhang allerdings aufgrund der Überwachungsergebnisse als nicht gegeben ange­

sehen. 

Erneute Überprüfung an der Meldeanschrift in Emmerich mit negativem Ergebnis.  

04. 1 1. 201 6  Erste Sachstandsanfrage/Erinnerung zum PEP-Antrag an tunesisches 

Generalkonsulat (danach wiederholt, auch teilweise telefonisch, aber ohne Ergeb­

nis). Nachricht von Generalkonsulat TUN, dass noch keine Rückmeldung aus Tunis 

erfolgt ist. 

23. 1 1 .201 6 Thematisierung in der SiKo NR W: Sowohl positive als auch negative 

Rückmeldung bzgl. Identifizierung von AMRI aus Tunesien, Abklärung soll erfolgen; 

da Aufenthalt AMRI in Berlin, Abmeldung von Kleve veranlasst; ausländerrechtliche 

Zuständigkeit bleibt in Kleve, auch wenn sich AMRI in Berlin anmeldet. 
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25. 1 1 .2016 Erneute Nachfrage der Stadt Köln beim tunesischen Generalkonsulat 

bzgl. Sachstand unter Hinweis auf Dringlichkeit des Falles; noch immer keine Rück­

meldung seitens der tunesischen Heimatbehörde. 

05. 1 2 .201 6 Abmeldung des AMRI alias Ahmed ALMASRI von Amts wegen von der 
WohnanscHrift Tackenweide 1 9 , 46446 Emmerich am Rhein auf Betre iben des LKA 
NRW vom 3 . 1 1 .201 6. 

09. 12. 2016 Erneute Nachfrage der Stadt Köln beim tunesischen Generalkonsulat 

bzgl. Sachstand unter Hinweis auf Dringlichkeit des Falles; noch immer keine Rück­

meldung seitens der tunesischen Heimatbehörde. 

1 3. 1 2 .201 6 Pol izei N RW (KPB Krefeld) erfährt von der Abmeldung vom 05. 1 2 .20 1 6. 

1 4 . 1 2 .20 1 6  Büromäßige Aktualisierung des Personagrammes von Anis AMRI um 
den Eintrag, dass er aus Em merich amtlich abgemeldet wurde. 

1 9 . 1 2 .20 1 6  Anschlag auf den Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz in Berl in ,  bei 
dem neben dem Lkw-Fahrer, den Amri erschießt, weitere 1 1  Menschen getötet und 
nochmals 55 Menschen verletzt werden.  

Verdeckte Verbleibskontrollen werden in NRW durchgeführt. 

20. 12.2016 Auffinden der Duldungsverfügung im Tatfahrzeug (LKW) und entspre­

chende Mitteilung des LKA Berlin an das LKA NRW. Anis AMRI wird daher als Tat­

verdächtigter ermittelt und es werden weitere Maßnahmen veranlasst. 

2 1 . 1 2 .20 1 6  Amtshilfeersuchen des PP Berlin (samt Spezialkräfteanforderung) an 

LKA NRW auf Einrichtung eines Landesabschnitts NRW und Durchführung operati­

ver Maßnahmen, da Ermittlungen beim Generalbundesanwalt geführt werden. Dem 

Ersuchen wird durch das MIK NRW entsprochen. 

Erneute Nachfrage der Stadt Köln beim tunesischen Generalkonsulat bzgl. 

Sachstand. 

Durch die Bestätigung des Tunesischen Generalkonsulats Bonn am 2 1 . 1 2 .201 6, um 
1 2: 1 7  Uhr (per Mail, zuvor telefonisch), erreicht die Zentrale Ausländerbehörde der 
Stadt Köln d ie Mittei lung, dass AMRI als tunesischer Staatsangehöriger identifiziert 
wurde, allerdings ohne den üblichen Hinweis auf Flugbuchung und PEP­

Anforderungen. Weiterleitung dieser Mitteilung an das MIK NRW. 

23. 1 2 .20 1 6  Anis Amri wird um 3:00 morgens in  Sesto San Giovanni  nahe Mailand 
bei einer Pol izeikontrolle durch zwei Pol izisten erschossen . Kurz zuvor war er dort 
auf seiner Flucht über die N iederlande, Belgien und Frankreich eingetroffen .  Einer 
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der Pol izisten wird bei der Schießerei verletzt, wobei Amri d ieselbe Tatwaffe verwen­
det haben sol l ,  m it der er zuvor in Berl in den Lkw-Fahrer erschossen hat. 

Prof. Dr. Bernhard Kretschmer Gießen, den 27. März 201 7  
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